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Nach fast dreiwöchigen Kämpfen ist in der letzten Oktober-Woche im 
Nahen Osten ein neuer Waffenstillstand zustande gekommen. 

An der syrischen Front ist es Israel gelungen, die Waffenstillstands-Linien 
(von 1967) noch weiter zu seinen Gunsten zu verschieben. 

Am Suez-Kanal ist die Lage komplizierter: Im Nordabschnitt stehen ägyp- 


tische Truppen weiterhin auf dem Ostufer des Kanals und einige Kilome 
Mitte und im Südabschnitt des Kanals 


in die Sina-Halbinsel hinein — in 


haben israelische Truppen einen Brückenkopf zwischen Ismailia und Suez 
‚gewonnen und ägyptische Truppen am Ostufer sowie in der Gegend von 


$uez eingeschlossen. Wichtige Gelände-Gewinne erreichte Israel 


‚och am 


23. und 24. Oktober — unter Bruch des am 22. Oktober vereinbarten ersten 
Waffenstillstands: So vor allem der israelische Vormarsch westlich des Suez- 
Kanals und damit die vollständige Einschließung von etwa 20 000 Mann 
der ägyptischen 3. Armee am Ostufer des Kanals und im Raum von Suez. 

Die s0 erreichte Waffenstillstands-Linie am Kanal ist offenbar viel unstabiler 
als die Linie vor.dem Krieg, die entlang des Kanals verlief. Ein „Einfrieren“ 
‚der neuen Front auf längere Zeit — wie es mit der alten Waffenstillstands 
Linie von 1967 geschah — ist daher wenie wahrscheinlich: d.h. es dürfte 
‚entweder rasch Vereinbarungen geben — zumindest über eine neue Waffen- 


stillstands-Linie, wodurch u. 


das Schicksal der eingeschlossenen 


;ypli- 


schen Truppen geklärt wird — oder neue Kämpfe. 


„Friedens-Pläne”. 


Nach Inkrafttreten des Waffen- 
stillstands_ ist wieder Konjunkt 
für verschiedene „Friedens-Pläne“, 

Offiziell fordern die arabischen 
Regierungen den Rückzug Israels 
aus allen seit 1967 besetzten Gebie- 
ten, Diese Forderung stimmt auch 
überein mit der UN-Resolution 242 
vom November 1967. In dieser Re- 
solution wird betont, „daß es nicht 
angeht, Territorium durch Krieg zu 
erobern“, und wird’ der „Rückzug 
israelischer Streitkräfte "aus den 
Gebieten, die während des jüngsten 
ınflikts besetzt worden sind“, ge- 
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Frage des palästinensischen Volkes 
nicht zu bzw. macht es zu einem 
reinen „‚Flüchtlingsproblem“, 

Israel hat die Resolution 242 nie 
anerkannt bzw. interpretiert den 
Inhalt dieser Resolution völlig ab- 
surd. Unter spitzfindiger Ausnut- 
zung von Übersetzungs-Unterschie- 
den behaupten die Zionisten, die 
Resolution 242 fordere nicht den 
Rückzug Israels „aus den besetzten 
Gebieten“, sondern nur „aus be- 
setzten Gebieten‘ — also nicht aus 
allen, sondern nur aus einigen. Eine 
solche Auslegung ist offenbar absurd 
Selbst wenn Israel nur irgendwo 
zwei oder drei Meter der besetzten 
Gebiete „zurückgeben“ würde, hätte 
es dann schon formal einen „Rück- 
zug aus besetzten Gebieten“ durch- 
geführt. Daß dies nicht gemeint ist, 
geht aus dem Text der Resolution 
hervor, nämlich „daß es nicht-an- 
‚geht, Territorium durch Krieg zu 
erobern *, 

Festzuhalten bleibt, daß. Israel 
die UN-Resolution 242 nicht aner- 
kennt. Auf diese Resolution bezicht 
sich jedoch erneut die vom UN- 
Sicherheitsrat angenommene sowje- 
isch-amerikanische Resolution über 
einen Waffenstillstand vom 22.0k- 
tober 73, nämlich: „„..fordert die 
betreffenden Parteien auf, die Re- 
solution 242 (1967) in allen ihren 
"Teilen sofort nach der Feuereinstel- 
lung zu verwirklichen.“ 


„Mindest-Forderung ” 


Israels 


Gebieten, die während des jüngsten 
Konflikis besetzt worden sind“, ge- 
fordert. Die Resolution 242 fordert 
außerdem „eine gerechte Regelung 
des Flüchtlingsproblems“ (Palästi- 
nenser) und die „Respektierung und 
‚Anerkennung der Souveränität, der 
territorialen Integrität und der poli- 
tischen Unabhängigkeit jeglichen 


eine Lösung der nationalen 
Staates der Region" (d.h. einschließ- 
lich Israel). Die Resolution läßt also 


Israels „Mindest-Forderung” 


Golda Meir hat nach ihrer Reise 


gesagt, daß die israelische Regierung 
nicht zu einem Rückzug aus allen 
besetzten Gebieten, sondern nur zu 
Verhandlungen über „‚Grenzkorrek 

turen“ bereit ist. Forts. Seite 15 


Langdauernder 
revolutionärer Krieg 


Ein genaueres Bild über den Widerstand des chilenischen Volkes gegen die 
Militärjunta zu erhalten, ist gegenwärtig ebenso schwierig, wie das ganze 
Ausmaß des faschistischen Terrors zu erkennen. Die konkreten Informa- 


tionen, die uns bislang über den Widerstand vorliegen, haben wir wei 


gehend aus ausländischen linken Zeitungen bekommen. 


ie zweiwöchentlich  erschei- 
inende französische Zeitung 
„Rövolution!” einer gleichna- 
migen” kommunistischen Organiıa- 
ion berichtete in ihrer Ausgabe vom 
6. Oktober, daß es den bewaffneten 
Widerstandikräften des chilenischen 
Volkes gelungen sel, rund 2.000 Sol 
ten der Milltärjunta zu töten, Er 
ne gleiche Zahl wurde von der lin 
ken nischen Tageszeitung 
„Lotta Contina” schon am 19, 
September genannt, „Lotta Con 
tinua” perief sich dabel auf die Aus 
sage eines Beauftragten der Milltr 
Junta, der die chilenische Fußball 
mannschaft nach Argentinien be- 
gleitet hatt 
Offensichtlich Ist der bewaffnet 


Widerstand gleich nach dem Putsch 
ziemlich breit und heftig aufge- 
flammt, wenn auch mit weit unter 
legener und unzureichender Bewaff. 
nung, Dafür gibt es eine Reihe von 
Hinweisen, die wir aber im e Im 
zelnen won hier aus natürlich 
kaum beurteilen können. 

Kinige Meldungen haben sich al 
lerdings als zu euphorisch herausge 
stellt, wie etwa die auch vom Iatein- 
amerikanischen Studentenverband 
AELA in Hamburg verbreitete und 
von einigen Gruppen (wie der Ham. 
burger SSG, eine KBW-Filiale) auf 
wriffene „Nachricht", wonach 
;0,000 bewaffnete Arbeiter auf 
Santiano de Chile zumaschieren” 
(Flugblatt der SSG/KG vom 12.9.) 


mit dem General Prats, der in der 
Allende-Regierung zeitweilig Mini 
ster war, an der Spitze. Prats ist, wie. 
wir schon in der vorletzten Ausgabe, 
des AK schrieben, nach Argentinien 
ausgewandert, nachdem er zuvor 
‚noch erklärt hatte, daß er nicht die 
Absicht hege, die Militärjunta zu 
stürzen, Aber auch ohne „Prats an 
der Spitze” ist die Meldung von den 
30.000 bewaffneten Arbeitern” 


waren die chilenischen Arbeiter 
unter der Allende-Regierung et 
doch militärisch so gut ausgerüstet 


worden, daß schon Innerhalb des 
ersten Putschtages mindestens 
80.000 von ihnen unter Waffen mar. 
schierten? Das möge die S$G doch 
mal erklären!) die „auf Santiago de 
‚Chile zumarschleren”, wohl mehr 
ein mit gewissen rosaroten Träume- 
reien zusammenhängender Wunsc 

gedanke gewesen. Man sollte erst 
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Massenkampf verjagt 


Militär Diktatoren 


Massendemonstrationen, Straßen- 
schlachten und z.T. "bewaffnete 
Kämpfe in Thailands Hauptstadt 
Bangkok zwangen im Oktober eini- 
ge besonders verhaßte Führer der 
Militär-Junta, das Land fluchtartig 
zu verlassen. Präsident Thanom 
Kittikatschorn zog sich in die USA 
zurück. Es wurde eine neue Regie- 
rung gebiklet, der jedoch wiederum 
Militärs angehören. 


Ichrere Hunderttausend 
[Menschen - zwischen 
200 000 und 400 000 — 


hatten zuvor in Bangkok demon- 

strieptDje, Führung der Massend 
hatten zuvor in Bangkok demon- 
siriert. Die Führung der Massende- 
monstrationen scheint bei der klein- 
bürgerlichen Intelligenz (Studenten, 
Professoren, Lehrer, Schüler u.2.) 
und bei den buddhistischen Mön- 
‚chen gelegen tu haben. Ihre Forde- 
Tungen: Absetzung der seit 1971 
auch offiziell herrschenden Militär- 
Clique (das Land war schon vorher 
von den Militärs beherrscht worden; 
1971 wurde auch formal die Ver- 
fassung von den Militärs außer Kraft 
gesetzt), Wiederherstellung einer 
demokratischen Verfassung -und 
Durchführung freier Wahlen. Außeı 
dem richteten. sich die Massen-J 
monstrationen gegen Korruption, 
Mißwirtschaft, gegen den zuneh- 
menden Einfluß japanischer Kon- 
zerne in Thailand und gegen die Ab- 
hängigkeit des Landes vom US-Im- 
perialismus. (Thailand ist der wich 
gste und stärkste Stützpunkt d 
USA in Südostasien.) 


Beim Versuch von Polizei und 
Militär, die Demonstrationen zu un- 
terdrücken, hat es mehrere hundert 
Tote gegeben — einige Berichte 
sprechen von mehr als 1000. Offen- 
bar waren die Demonstranten zum 
Teil auch bewaffnet; außerdem ha- 
ben nach verschiedenen Berichten 
Teile des Militärs mit ihren Forde- 
rungen sympathisiert. 

Zunächst hat der Massenkampf 
nur erreicht, daß einige besonders 
verhaßte Militärs durch weniger be- 
astete Figuren abgelöst wurden, s0- 
wie einen Sack voll Versprechungen 


(freie Wahlen etc) gemacht 

"wie" Einen Däca Ton veispreriiäligen 
(freie Wahlen etc) gemacht 
wurden. Die Ziele der klein 
bürgerlichen und bürgerlichen 


Führer der Aktionen scheinen auch 
nur sehr begrenzt gewesen zu sein; 
in diesem Sinn ist ihr Appell zur 
Einstellung der Aktionen (nach der 
Flucht von Kittikatschorn & Co. 
und der Bildung einer neuen Regie- 
rung) und ihre Distanzierung von 
„separaten“ und „extremistischen“ 
Gruppen, die den Kampf fortsetzen 
wollten, offenbar zu verstehen. 

Seit etwa. 1965 gibt es in Thai- 
land, vor allem in den nördlichen 


des Volkes in den ländlichen 
ten. Wir drucken hier ein Interview 
der schwedischen Zeitung „‚Gnistan“ 
nach, das diese noch vor den jüngsten 
Nassenaktionen mit einem Vertreter 
der Thailändischen Nationalen Be- 
freiungsbewegung führte und das die 
Situation in Thailand etwas vordeut- 


lichen kann. Forts. Seite 18. 


Rüstungsausgaben der BRD 


ie Kaplatisten und ihr Sa 
D;- nichts unrecht, um 
Gr Arteterklame Sand In di 
Augen zu sreven, wenn en un di 
Steuneider für Bundenwehr, R6- 
Bin und lngfrntge Kingworbe 
reitung ph 
80 werden erhebliche Tell der 
Rüstungskosten In anderen Kints 
de Dndeshaushalken untenebrach, 


um niedrigere Militärausgaben vor 


| autäuschen. Dementsprechend ver 
öffentlichte die Bundesregierung für 
| den „Verteidigungshaushalt” (Hin 
zeiplan 14) 1972 Aumaben von 
24.219,0 Mio. Mark und für 1973 
von 26.952,80 Mio, Mark 
Gegenüber. Presse, Funk und 
Fernsehen werden von der Regie 
rung selbst noch weitere Posten 
ugerechnet, die ich an ande, 


Mitte Juli hat die Kieler Ortsver- 
waltung der IGM beschlossen, gegen 
‚ine Kollegin der Mak, die Mitglied. 
‚der Leitung des Vertrauensleutekör- 
pers (VLK) ist, ein Ausschlußverfah- 
r Satzung durchzu- 
führen. Das Verfahren geht auf ei- 
nen Antrag Carl Birth zurück, der 
freigestellter Betriebsrat und in der 
Leitung des VLK auf der MaK sowie 
Mitglied der Kieler Ortsverwaltung 
(IG-Metall) ist. 

Birth wirft der Kollegin „gewerk- 
‚schaftsschädigendes Verhalten” und 
‚die Zusammenarbeit mit unserem 


nähere Begründung. 
sie der Kollegin auch gleich ein Re- 
mit, durch den sie per Unter- 
ft „verbindlich erklären” soll, 
dem KB „nicht mehr (!) anzuge- 
hören und für ihn nicht mehr (1) 
tätig zu sein”. 

Inzwischen hat die Ortsverwal- 
tung auch alles weitere für ein Aus- 
schlußverfahren aus der Gewerk- 
schaft vorbereitet: Die Einwilligung 
des Hauptvorstandes der IGM legt 
vor, ein Termin für die Verhandlung 
steht fest; das Züsammenspiel zwi- 
schen betrieblichen BR-Fürsten, der 
Ortsverwaltung und dem Hauptvor- 
stand klappt tadellos — der Aus- 
schluß steht unmittelbar bevor. 


jereits vorher hat die sozial- 
demokratische _ Ortsverw: 
tung (OV) mehrere Gewerk- 
schafter, die in den Kieler Betrieben 
von ihren Kollegen gewählt worden 
sind, nachträglich einfach nicht be- 
$0 fünf Vertrauensleute bei 
HDW zwei in den OJA (Orts-Jugend- 
ausschuß der IGM) gewählte Ju- 
gendliche und auch eine weitere 
Vertrauensfrau bei MaK. In mehre- 
ren Fällen sind auch hier Reverse 
mit ähnlichem Inhalt wie. oben an 


die Kollegen verschickt. worden. 
Im ‘Kalt. der beiden OJA-Mitglic- 
der und der, MaK-Vertrauensfrau 
„beschränkte” sich die OV darauf, 
le durch Annulierung demokı 
scher Wahlen aus gewerkschaft- 
lichen Funktionen herauszudrängen 
und Ihnen „Feststellungsverfahren” 
Wzudrohen. um sie auf diese Weise 
zu disziplinieren. In anderen Fäl- 
en — 10 2.B. den Howaldt-Vertrau- 
enaleuten — sind „Feststellungsver- 
fahren” gegen die Kollegen einge- 
leitet worden. Sollten sich dabei 
„Hinweise” auf Mitglied- oder Sym- 
Palhisantenschaft zu kommunisti- 
schen Organisationen. „engeben”, 
droht ihnen der Ausschluß. (Vor 
einem Feststellungsverfahren 
schützt übrigens auch ein bereits. 
unterschriebenes Revers nicht!) 
Im jüngsten Angriff gegen die 
MaK-Vertrauensfrau sparen sich die 
Rechten allerdings selbst diese 
„Mühe"'; Hier Ist die Mitgliedschaft 
im KB „bekannt", und der Aus- 
schluß soll offenbar und auf 
jeden Fall durchgepeitscht werden. 


Rechter Kurs Kieler 
Gewerkschaftsführer 


Die forciert: betriebene Aus- 
schluß- und Reversepolitik der Ki 
ler OV bildet den vorläufigen Höhe- 
punkt einer rechten. Disziplinie- 
Tungs- und Säuberungspolitik größe- 
ren Umfangs. 

Vorausgegangen ist u.a. die syste- 
matische Zerschlagung der gewerk- 
schaftlichen Betriebsjugendgruppen 
mehrerer Betriebe, darunter MaK 
und HDW. Grund: „Kommunistk 
sche  Unterwanderung”. Während 
bei HDW seitdem überhaupt keine 
Jugendgruppe mehr existiert, wurde 
von den rechten Sozialdemokraten 
bei MaK gleich eine neue, „saubere 
Gruppe gebildet, die völig unter der 
politischen und personellen Kon- 
{rolle der  Gewerkschaftsführer 
steht. (Von daher ist auch das dieser 


Tipnare Gemgrknehne knappen and {0 


position? (0) 


Der 9 30 Zittern 7 


Iten erwinre vororngi, 
von 18.4.73 
höre ını fur dione 


nie; 


h, 440 Inn keiner der im Beiras 
‚en ArmaniantsonenTuhr nnee 
ne.) 


jefünrten geguerie 
Irauntnasionen nioht wahr 


a geanerlachen Organimntionen. 


18 Heratı atant für den 


Ir 


on 


MAK Kiel AustENhieevorfahren gegen eine Vertrauensfra: 


Gruppe eingerJumte „Recht” zu 
verstehen, ihren Vorsitzenden auto- 
matisch und als vollwertiges Mit- 
lied (Hin die VLK-Leitung zu de- 
Iogieren faktisch‘ ist das eine be- 
reichsweise Unterlaufüng der Ver- 
trauensleuitewahlen !) 

Im Zusammenhang mit der Auf. 
lösung, dieser Gruppen, ist die OV- 
Bande nicht einmal davor zurückge- 
schreckt, die Dienste des hiesigen 
Bolizel- und Justizapparates in An- 
spruch zu nehmen: Als die Kollegen 
der Jugendgruppen sich trotz. Ver- 
botes im gewerkschaftlichen 
„Leuschner-Heim” _ versammelten, 
im mit den anwesenden OVlern die 
Sache zu besprechen, riefen diese 
flugs eine halbe Hundertschaft Bul- 
len und ließen das Haus „räumen”. 

Doch es kam noch besser: Vor 
wenigen Wochen wurde ein „Rä- 
deisführer” (der auch das Flugblatt 
unterschrieben hatte, das zur Dis- 
kussion im Heim aufrief) von den 
Gewerkschaftsführern vor Gericht 
gestellt. und wegen „Hausfriedens- 
bruch”, zu 70_DM Geldstrafe oder 
drei Tagen Haft verurteilt! Der 
Kollege ist zudem „„simtlicher ge- 
werkschaftlicher Funktionen entho- 
ben” und von den HDW-Kapitalisten 
nach seiner Lehre nicht wieder ein- 
gestellt worden, - Präziser kann 
das Zusammenspiel zwischen Ge- 
werkschaftsführung, _ Kapitalisten. 
und Staatsapparat kaum abrollen! 

Dieses Zusammenspie] hat aller- 
dings noch andere Blüten getrieben: 
z.B. die sich in Kiel häufenden po- 
tischen Entlassungen. 

Wir erinnern an die bereits im 
ARBEITERKAPMF 28. enthüllten 
indeutig politisch = motivierte 
Entlassungen bei HDW und Hage- 
nuk, Auch bei MaK sind Jugend- 
vertreter nach ihrer Ausbildung und 
ein Kollege entlassen worden, der 
sowohl in seiner Abteilung als auch 
auf der letzten Beiriebsversamm- 
lung durch „unangenehme Aktivi- 
tät” aufgefallen ist. In allen Fällen 
konnte das politische Motiv der Ent- 
lassungen nur sehr unzureichend 


eine möglichst breite Öffentlichkeit 
zu schaffen, 

Tatsächlich fehlt auf den Schrel- 
ben der OV eigentlich nur noch der 
Stempel der „Deutschen Arbeits 
front".der Nazifaschisten — anson- 
sten ist die Übereinstimmung mit 
den Hitlerschen Methoden der „Aus- 
einandersetzung” mit. oppositionel: 
vollständig: Denn 
alle konkreten Anschuldigungen, 
die von Birth, erhoben werd 
sind gimtlich unwahr! (z.B. die 
freche Behauptung, die Kollegin 
hätte „unter falschen Angaben Un- 

terschriften gesammelt”; angeb- 
lich hat sie Unterschriften für eine 
Diskussion der Te [2 
sammelt, und nach 

unterschrieben haben, ein anderes 
Deckblatt vor die Unterschriften 
geheftet, in dem eine Diskussion 
des gefordert 
wurde. Plumper gehts nimmer!) 

Was also an „Begründung” für 
ein Verfahren übrigbleibt, ist bloß 
die aus trüben Informationsquellen 
stammende Behauptung der Mit- 
gliedschaft im KB. 

Ein ähnlich spalterisches Kabi- 
nettstückchen ist aber auch das Re- 
verse sibst: Aufgrund der raffinier- 
ten Formulierung („nicht mehr 
glied im KB...” usw.) muß die Kol 
legin in jedem Fall den. Ausschluß 
befürchten - ob sie unterschreibt 
oder nicht. Man sieht hieran sehr 
deutlich, wie der Extremisienbe- 
schluß des IGM-Beirates als Ersatz 
für die Auseinandeseizung über die 
tatsächlich geleistete Gewerk- 
schaftsarbeit fungiert. 


Was ist diesem Angriff 
‚der MaK-Funktionäre 
vorausgegangen & 


Bereits vor mehreren Monaten. 
hat die OV auf Vorschlag der Lei- 
tung des MaK-VLK eine von den 
Lehrlingen gewählte Vertrauensfrau 
‚nachträglich nicht bestätigt; vorge- 


seien „gezwungen. worden (1) zu 
unterschreiben", die Teuerunuu- 
lage würden „die Kommunisten" 
nur fordern, weil sie „sonst keine 
Unterschriften _ zusammenbeköm- 
men“ würden usw. 
Diese Tirade wurde dann 

eine Kollegin persönlich 
sie sei das „Loch in der Leitung”. 
wie Birth in eindeutiger Absicht 
meinte, und. würde ©,‚fraktionelle 
Politik im Sinne der RGO“ machen, 
wenn (sie sich mit am 
Biertisch treffe usw, usw, Kurse 
Zeit später hatte die Kollegin ein 
Ausschlußverfahren am Hals 

Die Kehrseite derselben Me- 

daille: Während im Betrieb 
die Kollegen durch die Unterschnif- 
tensammlungen ihrer Empörung. 
über das Vorgehen der rechten Lei- 
tungsmehrheit Luft machten, setzte. 
sich wiederum Herr Carl Birth mit 
seinen kapitalistischen Kumpanen 
der MaK an einen Tisch und „er 
kämpfte“ derweil eine Teuerung 
zulage für uns (ohne daß wir die 
Forderung kannten, ja ohne daß 
wir überhaupt von den Verhand- 
lungen selbst wußten, wohlge- 
merkt!). Das Ergebnis war entspre- 
‚chend: 230 DM aufs Weihnächtsgeld 
angerechnet alsö‘so gut wie nichts 
angesichts der wähnsinnigen Teue- 
rung. 

Schließlich machten sich Birth 

& Co. die Resultate diemer 
üblen Spaltungspolitik auch noch 
demagogisch zunutze: Da wir nun 


bereits einen Teuer ag 
hätten (!) und außerdem der Beirats- ((,) 
beschluß eben ein ist, an 


dem ch nichts mehr zu ändern Ist 
— ja, was wollt ihr dann nöch eine 
VIK-Sitzung haben? Es gibt nichts 
zu diskutieren! -— So.die offizielle 
Stellungnahme der Ortsverwältung! 


Das Resultat; Einerseits keine 
VLK-SItzung und also, weder Die 
kussion des Beiratsbeschlusses noch 
der Teuerungskämpfe. Andererseits 
‚Ausschlußversuche gegen Kollegen 
und. außerdem eine völlig unzurei- 


kaschiert werden; Shen Begins iger urrn., Chende Teuerungs,aulagetsiEiie 
„Keine ausrei- TEEN au Relanıan:. ke chende Teuerungs,zülage“. Eine 
chenden Arbeitsplätze” (obwohl schon Niederlage also für die Kollegen. 
escehrbeigeuobenaäjäder | Auf einer VLK-Sitzung nahmen 
‚zu hohe Ausfallzeiten” — diese | di Kollegen dieses „Argument“ | Was bezwecken die Kapitali- 
yorände der Kapltalsien sind be | zuch auf andere Kollegen zu, die | sten und Gewerkschaftsführer 
e bestätigt worden sind; zum anderen | mit diesem Vorgehen # 


Weniger bekannt sind oft die 
schmutzigen Handlangerdienste der 
Gewerkschaftsführer (die in fast al 
ien Fällen-personell identisch sind 
mit den rechten BR- Fürsten) 
Nicht nur bereitwillige Zustimmung 
zu politischen Entlassungen, son- 
dern auch aktive Vorbereitungsar- 
beit dabei gehören zum Repertoire 
dieser Herren ( 2.B. Aufstellen 
„schwarzer Listen“ bei Hagenuk 
ü4.). In wenigen Fällen, wo die 
Kollegen Widerstand leisteten, wur- 
B 


Die genannten Beispiele für den 


zunehmend. offensiveren und här- 
teren Kurs der rechten Kieler Ge- 
werkschaftsspitze sind allerdings. 
nur die Spitze eines Bisberges. Vor 
allem auch in den betrieblichen 
Gewerkschaftsgremien wird zuneh- 
mend häufiger mit antikommunis- 
tischem Dreck geschleudert. Die 
Kostproben _ sozialdemokratischen 
Schaffens der Funktionäre in Kiel 
sollen hier nur zeigen, worin. die 
gegenwärtige Auschluß- und Re- 
wersepolitik einzuordnen ist und 
wie die Kieler. Gewerkschaftsfüh- 
ver den fensiveren antı- 
Kommunthschen Kur der Führung 
im nationalen Maßstab linientreu 
regional umsetzt. 


Was steckt hinter dem 
Ausschlußversuch $ 


Die betroffene MaK-Vertrauens- 
frau hat sofort die beiden Schreiben 
der OV, das mitgglieferte Reverse 
und eine Entgegnung, die das hin- 
terhältige Vorgehen der OV kriti« 
siert und die Verweigerung zur Un 
terschrjft des Reverses begründet, an 
alle Vertrauensleute geschickt, um 


schen die „Richtlinien" ausdrücklich 
‚Ausnahmen vor; und schließlich hat 
man das auch schon vor der Wahl 
gewußt. Die Rechten um Birth sa- 
ben sich daher genötigt, mit dem 
wirklichen Grund herauszurücken: 
Sie sei auf der Mal-Demonstration 
der „RGO“ gesichtet worden, wo 
sie „gewerkschaftsfeindliche Trans- 
parente” mitgeführt habe 

Ganz offensichtlich hat man der 
Kollegin nachspioniert (für solche 
Dienste sind die rechten Funktio- 
näre scheinbar am 1. Mal noch auf 
die Straße zu locken) oder aber - 
‚noch wahrscheinlicher 
dem Verfassungsschutz 
cheren Informationsquellen“, auf 
die sich die Rechten auf der VK- 
Sitzung düster beriefen - zusam- 
mengearbeitet worden! 

Dem wütenden Protest der Kol 
legen begegneten die Rechten 
äußerst „elegant“; sie bezeichneten 
die Kollegen als „wilden Haufen“ 
und lösten die VK-Sitzung kurzer- 
hand aufl 

Diesen  provokatorischen Kurs 
setzten die Soziaklemokraten auch 
in der weiteren Entwicklung fort; 
als die Kollegen zwei Unterschrif- 
'nsammlungen organisierten, um 
eine VLK-Sitzung mit dem Thema 
‚Beiratsbeschluß® und ‚Kampf um 
ine Teuerungszulage‘ durchzuset- 
zen, gingen die Rechten aus der 
Leitung zu gezielten politischen 
Schlägen über, um diesem ansatz- 
weisen Widerstand frühzeitig das 
Genick zu brechen 

Auf der folgenden VLK- 

tungssitzung ließen sie ein 
Trommelfeuer von Verleumdungen, 
Lügen, persönlichen Angriffen und 
antikommunistischer Hetze vom 
Stapel, .das nur noch als Schweine- 
‚ei zu bezeichnen ist: Die Kollegen 


Die geschilderten Ereignime auf 
der MaK fügen sich nahtlos in die 
im nationalen Maßstab von der Ge- 
werkschaftsspitze forciert betriebe- 
nen Reverse- und Ausschlußpolitik 
im Gefolge der Antikommunismus- 
beschlüsse ein. Der ARBEITER- 
KAMPF hat an anderer Stelle aus- 
führlich diese erneute antikommu- 
nistische Welle in den westdeut- 
schen Gewerkschaften (etwa seit 
den BR-Wahlen 72) analysiert. 

Diese Politik der Gewerkschafts- 
führer ordnet sich nun ihrerseits ge- 
nau in die Versuche der Kapitali- 
tenklasse ein, die schrittweise Fa- 
schisierung von Staat und Gesell- 
schaft. voranzutreiben (hier müssen 
vor allem genannt werden: ‚Berufs- 
verbot für Kommunisten und, kon- 
sequente Demokraten im Offentli- 
‚chen Dienst, der Entlassungsterror 
gegen klasenbewußte Arbeiter und 
Streikführer, gegen konsequente Ju- 
gendsprecher, die Verfolgungen, Be- 
spitzelungen und Behinderungen 
'kommunistischer Gruppen, die vor- 
schärfte antikommunistische Hetze 
in Presse, Funk und Fernsehen, der 
Versuch, bestimmte Jugendverbän- 
de auf antikommunistische Anschaur 
ungen auszurichten uw. - um nur 
die aktuellsten und wichtigsten 


ee 
Gene zu nennen, esentlicher 


teil der schrittweisen Par 
‚schisierungsbestrebungen der went« 
‚deutschen Kapitalisten sind.). 

Diese Schläge der Kapltalisten 
sind nicht als direkte Reaktion auf 
‚eine politisch relatiy weit entfaltete 
Arbeiterbewegung und eine eni« 
scheidende Rolle der Kommunisten 


ei 
einandersetzungen, indem sie insbe- 
sondere die Kräfte aus der Arbeiter- 

ıng eleminieren und diskredi- 
tieren, die den Kämpfen eine klare 
joßrichtung und eine 


zu erwartende härtere Klassenaus- 


liche Rolle der Gewerkschaftsfüh - 
rung als Agentur der Kapitalisten in 
der Arbeiterbewegung dabei. zu- 
kommt. 

In diesem Sinne sind auch die 
massive antikommunistische Politik 
und dabei vor allem die Ausschluß- 
und Reyersepolitik der Kieler rech- 
ten Funktionäre zu verstehen: 
Nicht als Reaktion auf schon heute 
bestehende Stärke der Kommunisten 
in Betrieb und Gewerkschaft (von 
der noch nicht die Rede sein kann), 
sondern in erster Linie als vorbeu- 

Schlag: Zum einen sollen 

m jetzt die noch realtiv ver- 

einzelten klassenbewußten Kritiker 

ausgeschaltet werden, zum anderen 

soll aber auch ein abschreckendes 

Exempel für noch unentschlossene 
Arbeiter statuiert werden. 


Die Reaktion der Kollegen 
auf den Ausschlußversuch.. 


Unmittelbar nach Erhalt der OV- 
schreiben organisierte die Vertrau- 
ensfrau_ mit. Unt einiger 
Kollegen im Betrieb eine Unter- 
schriftensammlung gegen das Aus- 
schlußverfahren und für eine sofor- 
ige VLK-Sitzung. 

Spontan solidarisierten sich viele 
Kollegen — sie unterschrieben selbst. 
sammelten in ihren eigenen Abtei- 
lungen Unterschriften, boten gar 
Geldspenden für die Kollegin an, 
um ihre Kosten für die Kopien, die 
sie an,die Vertrauensleute geschickt 
hatte, für Porto usw. zu decken. 

Es gelang, fast 200 Unterschrif- 
ten (darunter fast ein Viertel Ver- 
trauensleute) zusammenzubekom- 
men, die, mit der Resolution an 
die VLK-Leitung und die OV ge- 
schickt wurden. 

Zwar wurde eine VLK-Sitzung 
nicht erreicht, zumindest zögerte 
die OV zunächst aber mit dem Aus- 
schlußverfahren und ließ „Gras über 
die Sache wachsen.” 

Interessant ist dabei die Reaktion 
vieler Kollegen auf die Extra-Aus- 
abe unseres METALLER, der wäh- 
rend der Unterschriftensammlung 
verteilt wurde. Wir riefen zur Soli- 
darität mil der Vertrauensfrau auf 
und versuchten, den Ausschluß pol 
tisch einzuordnen und ‚seine Hin- 
ter zu entlaryen. 

lach dieser METALLER-Aus 
be nahm nämlich die spontane Un- 


nen warden von Dir Untere 
Ne ie rörtra 


Tine 


terstötzungs- und Solldaritätsbereit- 
schaft vieler Kollegen einen erheb- 
lichen 


'iele, die noch 
nicht untnchrben Ratio vet 
waren mun ia Unterhalt; ande- 
m, ıon dazu bereit er- 
kihrt hatten, zogen Ihre Bereitschaft 
zurück; kaum ‚half noch beim 
Unterschriftensammeln und einige 
sogar machten aktive Gegenj 
zanda und versuchten Ihre Kollegen 
zur Ablehnung der Aktion zu 
wegen. Meinungen wi 

schen sich die Kommunisten wieder 


terstütze ich sie nicht”” wurden ver- 
treten, 
„Man seht, wis, die Gewerk: 
schaftsführung bei vielen. 
jezeu das erreicht, war, nie wi: 
„abstrakt-politische" Ausein- 
andersetzung darüber, ob die Kolle- 
‚Kommunist ist oder nicht, eine 
nistischen Arbeitern und Ihren ande- 


‚ollegen. 
‚Auf dieser Grundlage erscheint 
dann ein Aı ‚eines kommu- 


ollegen noch verfängt, ist das Pro- 
dukt einer jahrelangen konzentrier- 
ten antikommunistischen Hetze von 
kapitalistischen Massenmedien wi 
Presse, Radio und Fernsehen sowie 
der Gewerkschaftsführer und ihrer 
bewußten oder unbewußten Hel- 
fershelfer in den unteren Funktio- 
närreihen. Über systematisch in. 
zenierte Kampagnen gegen „Baader- 
Meinhof" und andere ‚Tefforten- 
gruppen”, ‚Gruppen wie den 
„Schwarzen September” und auch 
bereits gegen super,‚linke”” kommu- 
tische Gruppen wie „KPD”, 
PD/ML” usw. ist vom Klassen! 
feind die Kriminalisierung, Illegali- 
sierung und Lsllerung der kommu- 
nistischen Bewegung vorangetrieben 
worden. Mit der systematischen 
antikommunistischen „Säuberung” 
der Gewerkschaften leistet die Ge- 
werkschaftsspitze den Kapitalisten 
"hierbei einen wertvollen Dienst. 


klärlich, daß eine spont 
zunächst relativ breite Solidaritäts- 
bewegung mit einer unter Beschuß 

'henden Kollegin durch die mas- 
ve Propaganda der, IGM-Führer 
relativ schnell wieder abebbt und 


begrifferten METALL) 
hen. Der Protest der Kollegen er- 
weist sich also als noch nicht 
tisch fundiert, sondern als über- 
wiegend spontane Empörung. 
‚Andererseits liegt gerade in sol- 
‚chen Auseinandersetzungen eine be- 
deutende Chance weilergehender 
Verankerung kommunistischer Po- 
litik, die Chance für das Knüpfen 
neuer Kontakte und Verbindungen 
durch die kommunistischen Arber, 
ter. (Selten ist bei uns so viel und 
lebhaft diskutiert worden wie über 
‚diesen Ausschlußversuch und den 


Umacelien 


Ir Orsyermnlten; Beanera 


Kin holiagisie 


4 Üdinnen 


Beiratsbeschluß.) 

Diese Chance kann aber nur ge- 
nutzt werden, wenn die Kommunk- 
sten es verstehen, in diese Ausein- 
andersetzungen die konkreten und 
unmittelbaren Interessen der Belog- 


schaft einzubringen (ohne vom 
Hltschen Charakter der Auselnander- 
setzung abzulenken) und die 


end 


tät umzuwandeln. (D. h. z. B. bei 


uns zu zeigen, wie durch den Ber 
tmibeschhuß "eine Diacunlon der 


allmählich antikommunistische Vor- 
urteile mancher Kollegen praktisch 
zu widerlegen, 


„und die schändliche 
Rolle der „KPD/ML” 


Die spontane Solidaritätsbereit- 
schaft nahm übrigens nicht nur bei 
„ normalen” nach dem 
METALLER ab. Selbst die große 
„Parteider Arbeiterklasse” (wie-sich 
die „KPD/ML” mit stolzgeschwell- 
ter "Brust selbst nennt) reagierte 
ähnlich: Zunächst waren sie ganz 
vorne bei der Unterstützung der 
Kollegin, rannten im Betrieb um- 
her und brachten recht viele Unter- 
schriften heran (was sehr lobens- 
wert ist). Das erwies sich jedoch 
schnell als Strohfeuer und Versuch. 
den abgefahrenen Zug noch schnell 
zu erwischen: später nämlich — zu- 
mal, als die Solidarität der übrigen 
Kollegen auch abnahm — verwei- 
gerten sie konstant jede Unter- 

eil sie vielleicht doch 
— so ihr „Argument”. 

Dieser Akt verstockter Ladenbor- 

niertheit reiht sich ein in einen ins- 
gesamt innerhalb der Linken zu 
verzeichnenden Verfall der ange- 
sichts härterer Schläge der Klassen- 
feinde dringend notwendigen Soli- 
darität. Von völlig deplacierten und 
aufgebauschten „ideologischen Aus- 
einandersetzungen” statt Solidarität 
(die Meinungsverschiedenheiten na- 
ürlich auch nicht verwässern darf) 
is hin zu offener Sabotage der So- 
idarität mit angeschossenen Kolle- 
gen - solche tollen Blüten hat die 
ser. Opportunismus bereits getrieben, 
der Ausdruck des feigen Zurückwei- 
chens einiger Gruppen gegenüber 
den Angriffen des Klassenfeindes 
ist. 

'Zum anderen ist dieses freche 
Verhalten der „KPD/ML”er aber 
auch Beleg, ihrer Stupidität, ihres 
politischen Unverständnisses dafür, 
daß dieser Angriff nicht einem iso“ 
lierten Spinner” gilt (wie die Rech- 
ten um Birth weismachen wollen, 
worauf die. Superlinken auch 

„prompt. hereinfallen), sondern ge- 
pe ja mermie Rebsnschaft ‚on. 
gen die game Belsauchutt - 
richtet ist. Was diese Leute als kom- 
munistische Politik ausgeben, ent- 
larvt_ sich als. verantwortungslose 
Sandkistenspielerel. 


Einige wichtige Erfahrungen 


1. Zur Reaktion auf Reverse- und 

Ausschlußpolitik der Gewerk- 
schaftsführung gibt es keine Patent- 
rezepte; jeweils im Konkreten müs- 
sen kommunistische und andere 
klassenbewußte Kollegen abschät- 
zen, wie zu reagieren ist. Entschei- 
‚dend zur Beantwortung dieser Frage 
ist vor allem das aktuelle Kräftever- 
hältnis im Betrieb, D.h. es kommt 
darauf an, inwieweit bereits unter 
den Kollegen eine entsprechende 
Überzeugungsarbeit Ober die Funk- 
tion von Ausschluß- und Reversepo- 
itik_ geleistet worden Ist; nur auf 
der Grundlage einer solchen Abal- 
cherung bei den eigenen Kollegen 
ist es auch heute bereits manchmal 
möglich, die politischen Erpressun- 
gen der Gewerkschaftsführer zu- 
rückzuwelsen und eine Unterschrift 
zu verweigern 

U.E. hat die Kollegin in diesem 
Fall durchaus richtig gehandelt, in- 
dem sie ihr Reverse nicht unter- 
schrieben zurückschickte; im Zuge 
der vorher organisierten Unter- 
schriftensammlung konnte mit den 
Kollegen ausführlich über Rolle und 
Bedeutung des Beiraisbeschlumes 
diskutiert ' werden; die zunächst 
recht breite Solidarität mit der Kol- 
iegin bestätigt diese Einschätzung 

‚Andererseits müssen wi sehen, 


daß es den Gewerkschaftsführern 
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in diesem Fall ist, 
trotz Protesten undauch auf die Ge- 
fahr hin, zumindest einige Kollegen 
vor den Kopf zu stoßen und sich bei 
ihnen unglaubwürdig zu machen, 
diesen Ausschluß exemplarisch 
durchzudrücken, Einen nennenswer- 
ten. Verlust ihres politischen Ein- 
flusses brauchen sie noch nicht zu 
befürchten. Deshalb wire es nicht 
angebracht, bis zum Schluß hart- 
näckig eine Unterschrift zu verwei. 
gern, wenn esklar ist, daß die IGM- 
Führer unbedingt auf einen Aus- 
schluß hinauswollen. Vielmehr muß 
das weitere Verhalten von dem 
mat ausgehen, unbedingt in der Ge- 
werkschaft zu bleiben und in ihr 
klassenbewußte Arbeit zu leist 
Überhaupt ist eine solche Unter- 
schrift unter ein Reverse nicht 
grundsätzlich abzulehnen. wenn un- 
Seren Kollegen klar ist, daß wir da- 
mit nicht unseren politischen Über- 
zeugungen „» abschwören, sondern 
murlalles Tun, um weiterhin |n.der 
Reverse- und Aus- 

schlußpolitik bekämpfen zukönnen., 
Ausärücklich warnen müssen wir 
allerdings vor der Illusion, sich durch 
‚einen _ unterschriebenen Reverse 
soz, „Narrenfreiheit”erkauft zu ha - 
ben, Natürlich werden die rechten. 
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In des Beschlaß der Ietaten, 
keine Yar- 


Beiratabsnohlaß besteht über- 


‚Tarifsituntion int den Betrisbe- 
des Vertrausmakörpere sis. 
Verwal 


Mit freundlichen Gruß 


Funktionäre solange nachhaken, bis. 
sie. den Kollegen entweder völlig 
unter die offizielle Führungslinie 
gezwungen oder aber vollends aus- 
geklinkt haben." 
2. Der Kampf gegen Reverse- und 
‚Ausschlußpolitik darf nicht iso- 
liert in gewerkschaftlichen Gre- 
mien (z.B. im VLK) geführt werden. 
Entscheidend ist vielmehr die Ar- 
beit unter den organisierten Kolle- 
gen in den Abteilungen. Vor allem 


hier gilt es Klarheit über Methoden 
und Ziele . Ge 


werkschaft zu vermitteln . 
Nicht offensive, Redeschlachten 
oder noch so gute Enthüllungen 
im VK allein setzen die Rechten 
unter Druck, sondern nur die kon- 
inuierliche Arbeit unter den Kol 
legen. Solche offensiven und nicht 
betrieblich abgesicherten Rede = 
schlachten nützen unter den gege- 
benen Kräfteverhältnissen. lediglich 
den Sozialdemokraten, die aus die- 
sen abgehobenen Diskussionen her- 
aus fortschrittliche Kollegen ab- 
schießen können, ohne daß nen- 
nenswerter Widerstand organisiert 
werden könnte. 


Betriebszelle MaK, KB-Gruppe 
Kiel, 


Göttingen: 
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‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


Auf dem letzten Gewerkschaftstag 
der HBV war das Ende ihrer Aufbau- 
‚Phase angekündigt worden. Das be- 
deutet gleichzeitig, daß die demokra- 
tischen Rechte der Mitglieder auf ein 
Niveau beschnitten werden sollen, 
das in anderen DGB-Gewerkschaften 
schon längst erreicht ist. Während et- 
wa in der Gewerkschaft HBV in 
Hamburg die einzelnen Fachabtei- 


seit längerer Zeit nicht mehr. Als 
jetzt mit Hilfe einer neuen, von den. 
HBV-Führern entwickelten ‚Ge 
‚schäftsordnung auch in der Gewerk- 
schaft HBV der Mitgliederversumm- 
hung weitgehend das Recht genom- 
men werden sollte, Beschlüsse nach 
Vorstellungen und Anträgen der Mit- 
glieder zu fassen; rief das starken 
Protest in der Gewerkschaft hervor. 
Wir drucken im folgenden danı einen 
Artikel aus der ZUR SACHE, der 
Branchenzeitung des KB für diesen 
Bereich ab. 


leichzeitig mit der Ankündi- 
ing des 1. Vorsitzenden der 
(Gewerkschaft, Vietheers, im 
„ausblick", der Zeitung der Gewerk- 
schaft HBV, mit Hilfe der Satzung 
und Ausschlüssen den Kommunisten 
Agitationsfeld zu entziehen, 
te die Gewerkschaftsführung 
«Geschäftsordnungen für die 
Mitgliederversummiungen einzufüh- 
ten. Diese Geschäftsordnung (kurz: 
GO) sollte nicht etwa Rechte für die 
Mitglieder festsetzen, auf demokra- 
tischem Wege ihre Politik im Kampf 
gegen die Kapitalisten zu bestim- 
men. sondern die Gewerkschaftsfüh- 
men, sondern die Gewerkschaftsfüh- 
rung will sich damit ein Instrument 
schaffen, mit dessen Müfe sie die 
‚Arbeit der Betriebsgrußpen und Ver- 
trauensleute besser dirigferen kann, 

Dieser-lang vorbereitete GO-Eni- 
wurf sieht vor, einem Präsidium, das 
sich aus Fachgruppen- und Ortsvor« 
stand zusammensetzt, und somit 
leicht von der Gewerkschaftsführung 
zu kontrollieren ist, alle Rechte über 
die Mitgliederversammlung einzuräu- 
men. Darüber wird die Tagesordnung 
per Einladung festgesetzt, Nur zu 
diesen Punkten sollen überhaupt Be- 
schlüsse gefaßt werden können, die 
zudem vorher schriftlich eingereicht 
sein müssen, Auch dann kann eine 
Antragskommission diese beliebig 
ändern. Außerdem kann das Präsi- 
dium Rednern das Wort entziehen, 
Das versteht die Gewerkschaftsfüh- 
rung darunter, wenn sie davon 
spricht, durch eine GO eine Mitglie- 
derversammlung „ordentlich und ge- 
regelt” durchzuführen. 

Nachdem Betriebsgruppen von 
der Sache Wind bekommen hatten, 
versuchten sie den Entwurf zu ver- 
breiten und den Kampf gegen diesen 
Angriff auf die Demokratie inner- 
halb der Gewerkschaft zu organisie- 
ren. 


Fachgruppe Groß- und Außen- 
handel auf kaltem Wege 


Auf der Mitgliederversammlung 
‚der Fachgruppe des Groß- und Aus- 


senhandels vom 11.10.73 stand die 
neue GO gar nicht erst auf der Ta- 
gesordnung, sondern der Vorstand 
versuchte, sie gleich auf kaltem Wege 
einzuführen. Das begann damit, wie 
in der GO vorgesehen, daß erstmalig. 
die. Mitgliedsausweise kontrolliert 
wurden. Dort sind die Gewerkschaft- 
ker noch stark zersplittert, und es 
‚gibt auch keine Betriebsgruppen: 
Doch einige Kollegen hatten den 
Entwurf mitgebracht und forderten 
Diskussion über diesen Abbau der 
Rechte im ersten Tagesordnungs- 
punkt, Das versuchte dann der Vor- 
stand durch alle möglichen Ver- 
sammlungsleitungs- Machenschaften. 
und „Auskünfte” abzuwürgen, Erst 

ie Tagesordnung „umzu- 
stoßen” fei ein Angriff auf die De- 
mokratie (der neuen GO nach wäre 
darsuch nF! satthaft). Dann hieß 
es, def Eitwurf sei eine Fälschung. 
Einige rechte Kollegen sprangen so- 
fort für den Vorstand in die Bresche 
und wollten die Kollegen, die den 
‚Entwurf mitgebracht hatten, gleich 
dingfest machen. Als damit der Vor- 
stand nicht durchkam, war der GO- 
Entwurf auf einmal „überholt und 
veraltet” und bereits vor einem Jahr 
erstellt worden; außerdem sei, so 
wurde erklärt, diese GO auch dann 
nicht bindend, wenn sie durch die 
Delegiertenversammlung am 29.10, 
73 beschlossen werden sollte, {Di 
Delegiertenversammlung mit Dele- 
gierten aller Fachgruppen in Ham- 
burg ist das der Mitgliederseriamm- 
hung übergeordiete Gremium der 
Gewerkschaft HBV. 

Als der Vorstand merkte, daß da- 
mit wohl um eine Abstimmung, die 
Diskussion über die GO in die Tages- 
ordnung aufzunehmen, nicht herum- 
zukommen sei, versuchle er, sie in 
seinem Sinne schnell über die Bühne 
zu ziehen. Rednern wurde das Wort 
entzogen, Meldungen nicht berück. 
sichtigt, der Antrag einfach geändert 
zur Abstimmung gestellt (die GO 
würde ihm auch ausdrücklich Recht 
dazu geben). 

Mit dem Trick, daß der Antrag 
auf einmal heißen sollte: „Wer ist 
dafür, daß der alte Punkt 1 ent- 
fall?" sollten die Kollegen, die die 
Diskussion über die GO gefordert 
hatten, als Leute hingestellt werden, 
die die Mitgliederversammlung ka- 
putt machten und wichtige Diskus- 
sionen sabotierten. Auch das fruch- 
tete diesmal nicht. Bei der Abstim- 
mung schließlich sah sich der Vor- 
stand außerstande, diese zahlreichen 
Stimmen dafür zählen zu können. 
Erst beim dritten Mal konnte sich 
der Vorstand auf eine Zahl einigen. 
Nun konnte ja wohl die Diskussion 
beginnen (? ). 

Der Vorstand schoß auf einmal 
los, als ob er die Diskussion hätte 
ar nicht mehr abwarten können: 
„Sind zı,Punkt 1 Änderungen vorge- 
sehen? "® Als von einigen Kollegen 
gefordert wurde, daß auch die Mit- 
glieder eine Mitglederversammlung 
einberufen können, wurde gleich 
vom Vorstand gefragt: „Wieviel Pro- 
zent der Mitglieder sollen sich dafür 
aussprechen, um die Versammlung 
einzuberufen? " 

Damit gelang es dann endgültig, 
‚die Diskussion in die" Sackgasse zu 
keiten, Es wurde jetzt viel um die 
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Prozentzahl diskutiert, und man 
konnte sich micht auf einen Vor- 
schlag einigen, Gleich hakte der Vor- 
stand nach: „En läßt sich schlecht 
diskutieren, da die Kollegen nicht 
vorbereitet sind," Damit war schließ- 
lich die Diskussion gestorben. Aller- 
dings gelang eu den Kollegen durch- 
zwsetzen, daß im November — also, 
erst nach der Delegiertenversamm- 
lung, die über die Satzung entschel- 
den soll - eirie außerordentliche Mit- 
‚liederversammlung stattfinden soll, 
auf der nochmals über die GO disku- 
tiert werden soll, wobei der Vorstand 
den neuesten Entwurf vorher zu- 
schickt, 

Diese Mitgliederversammlung hat 
gezeigt, daß vom Vorstand das, was 
in der GO festgehalten werden soll, 
längst praktiziert wird. Nur dadurch, 
daß eine Reihe von Kollegen gezielt 
und mit entsprechender Vorberei- 
tung versuchte, gegen diese GO zu 
kämpfen, konnte ein solcher Teiler- 
folg errungen werden. 


Fachgruppe Versicherungen: 
‚Angriff abgewehrt 


Schon ganz anders sah es dagegen 
auf der Mitgliederversammlung der 
Fachgruppe Versicherungen, aus; 
Dort ist in den Betriebsgruppen der 
Kampf der Mitglieder um ihre Rech- 
te schon weiter. entfaltet. ‚Die GO 
stand auch gleich auf der Tagesord- 
nung. Es gelang, die Angriffe auf die 
Rechte der Mitglieder zurückzuwei- 
sen. Eine GO wurde als Beschlußvor- 
lage für die Delegiertenversammlung 
verabschiedet, die wesentliche Rech- 
te für die Mitglieder festhält. In-der 
Diskussion trat dann auch. Sekretär 
Amold Krause. der den undemkrn | 

| Amon Arause, ger,uen ungemokra- 
) tischen Entwurf vertrat, als der vor- 
geblich größte Demokrat und beste 
Vertreier der. Kollegen auf. Als die. 
Beiriebsgruppen zur bemeren Vorbe- 
reitung und zur Einbeziehung weni- 
ger aktiver Kollegen vierwöchige 
Vorbereitung der Milgliederver- 
sammlung forderten, meinte er, daß 
dann die Mitgliederversammlung ver- 
gessen würde, was im übrigen von 
einigen anderen Kollegen unter- 
stützt wurde. 

Diese Gefahr besteht natürlich 
| dann, wenn die Betriebsgruppen gc- 
nauso „gut” wie die Gewerkschafts- 
führung, etwa über den GO-Entwurf, 
informieren würden, nämlich gar 
nicht. 

Als die Kollegen das Recht for- 
‚derten, jederzeit Anträge stellen zu 
können, auch nach eingehender Dis- 
kussion, strich er seine „demokrati- 
sche” Sorge vor Störenfrieden her- 
aus, Ihm zufolge könnten ja dann 
3 - 4 Leute die Sitzung kaputtma- 
chen. Daß die Mitglieder selbst ent- 
scheiden können, wen sie hören wol- 
len oder nicht und dazu keinen Vor- 
stand brauchen, das ist diesem „De- 
mokraten” überhaupt nicht einsich- 
tig. 

"Als dann noch von den Kollegen 
die Antragskommission gestrichen 
wurde, war Amold Krause völlig 
sauer: „Mit diesem Angriff auf die 
‚Antragskommission würde die De- 
mokratie mit Füßen getreten" (1?), 
er verstehe gar nicht das Mißtrauen 
der Kollegen, redigieren hieße doch 
nicht inhaltlich verändern. 


IW.e© 
Pt 


Yon Pineli zu Feltrina, poliischer Mord in Hallen 


Als wenn es von Bedeutung wäre, 
daß die Antrige geschliffen Lormu- 
liert wären! Die Betriebsgruppen er“ 
innern sich noch gut an die Tarif. 
runde, 73. Dort wolltet ihr die Be- 
triebsgruppen-Zeitungen redigleren, 
wobei ein anderer Text herauskam, 
weil ihr das sonst (also-den Inhalt) 
für nicht verantwortbar hieltet! 

Horst Meyer, stellvertretender 
Fachgruppenvorsitzender, machte 
danach den Versuch, die Kollegen 
mit der Gewerkschaftsführung. zu 
versöhnen, Er meinte, daß jede An- 
tragskommission eine Manipulation. 
sei, auf Geworkschaftstagen notwen- 
dig, und für Mitgliederversammlun-, 
gen nicht so erforderlich. Dieser 
Punkt wäre ja auch von der Ortsver- 
waltung eingebracht, meinte er wei- 

r. Notwendig wäre von ihm, gera- 
jo als stellvertretender Fachgruppen- 
vorsitzender, eine klare politische 
Abgrenzung gegen diese Antrags- 
kommission gewesen. 

Es wurde insgesamt von den fort- 
schrittlichen Kollegen versäumt, nä- 
her auf den politischen Hintergrund 
dieser GO einzugehen, die Diskus- 
sion zu führen, was mit solcher GO 
bezweckt werden soll und daß sich 
diese GO in die momentane Angriffs 
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Das Gebot der Stunde: 
WACHSAMKEIT 


Sicherlich werden jetzt einige 
Leute mit Schaum vor dem Mund 
sitzen, von kommunistischer Unter- 
wanderung der Fachgruppen reden 
und ganz im Sinne des Artikels von 
Vietheer zur Jagd auf fortschrittli- 
(che Kollegen aufrufen. Die Gewerk- 
schaftsführung wird jetzt noch här 
ter zum Angriff blasen. 

In nächster Zeit wird wohl das 
‚Auge stärker auf die Betriebsgrup- 
pen gerichtet sein, die durch die Vor- 
bereitungen der Mitgliederversamm- 
lungen eine gewerkschaftsfeindliche 
Geschäftsordnung zu Fall bringen 
konnten, Es zeigt sich, daß die Be- 
triebsgruppen immer mehr an polii- 
schem Bewußtsein. gewinnen, das 
sich z. B, auf der Mitgliederversamm- 
tung Versicherungen durch Ableh- 
nung und Verurteilung des Extremi- 
stenbeschlusses ausdrückt. 

Diese Entwicklung soll durch die 
Gewerkschaftsführung gebremst wer- 
den, denn sie würde sonst Gefahr 
aufen, ihren Einfluß auf die Kolle- 
gen noch weiter zu verlieren und da- 
mit nicht mehr die arbeiterfeindliche 
sozialdemokratische Politik an den 
Mann bringen können. Den besten 
Beweis, daß es zu weiteren Schlägen 
kommen wird, gibt Vietheer mit al 
ier Deutlichkeit: „Jetzt ist es noch 
früh genug, gegen Linke in den Ge- 
werkschaften vorzugehen.” 


Folgende Sonder-Broscbiren haben wir In unserem Angebot noch vi: Der Meinlarbltririk in Schlrigoluein 1956/87 Heiner priznen petchen Analyn wird de Aapiainnche 
-i kn aufäuhche Analye der Flensburger Kadruppe \Siriepe dr Bomben. der Powakatlon und Depiueung, 
Nahost Problem Isa... derussenceseenessdsrt DWIOD" de planen politischen Moranı und Kine Iscincher 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 5 Kommandos“ im Kampf die kommumistinche und Ar- 
KÄME Oktober 72 fa ns Path y Beierbewegung m Denpeflinben anna 
Duschen uesssmens AM1GO. Ran an KB Archn, ARBEITERKANF AU Mu Selm han hnannnennnsuin 
wichtigen Dokumenten (+. die Erkrung der 
Fe zum Bergerkrng er DRY zum „Neun-Punkte-Abkommen" 0.2.) m Wohnungsprobleme m Westdeutschland. 
Mar dam ARBBITERKANPFEI ATI d,ertene Auge, 36 Sen, ” a an ARBRITER- 
SO anne DM 200 Wrieden in Vietnam? 3. erweiierie Auflage, 40 Salon (Kleinlormat) \.444 4444: DM 1,00 
Die Entwicklung In Vietnam vor und nach den Waflantä- Gase weite Aufage wird yorberei) 
Bel Anand and“ und re Widenpigelng n der baperbihen Pen: 
derer Nach siner Au Weudeutschlands (der wehtsdirpnichen un dr lid Die Emensieten dr Pr In Palais 
Orgruppe Butzbach der DEP Seinen) Von unı Kommenterte und übeint Propaganda Brunch 
wennsessss et MOOS anni an Dungo MPU 


welle gegen fortschrittliche Kollegen. 
und Kommuniten einreiht, 


‚Kampf gegen die GO auch 
bei Genossenschaften x 


Im Bereich der Genossenschaften 
bildet sich die Fachgruppe aus Kollex 
sen von der COOP und der PRO. 

Was die Demobilisierung zur Mit- 
sliederversammlung angeht, über- 
trifft diese selbst die von Versiche- 
rungen, In der Einladung stand ledig- 
lich etwas von der OV-Satzung, kein 
Wort aber über eine Geschäftsord- 
nung. 

Nur durch die. aktive COOP Be- ' 
triebsgruppe ist es möglich gewe- 
sen, daß die GO diskutiert wurde 
und die Kollegen es schafften, eine 
neue aufzustellen, die der im Bereich, 
Versicherungen ähnelt. 

Durch ein „Büroversehen" würde 
die nicht vorgesehene GO entschul- 
digt, Ist es nicht merkwürdig, wie in 
den einzelnen Fachgruppen unsere 
Herren sich versuchen zu wenden wie 
ein Aal in Gelee, wenn die Kollegen 
die Praktiken unserer „Gewerk- 


ben und die Leute zur Rede stellen, 
die eine solche Geschäftsordnung 
vertreten? rk ah Fi 
Nichts eich 


Der Angriff auf dje Mitgliederver- 
sam sind in den DGB-Ge- 
werkschaften nichts Neues. Im Ge- 
‚genteil, die HBV Gewerkschaft zieht 
‚hier nach: Schon vor Jahren wurden 
die Rechte der Mitglieder auf Mit- 
iederversammlungen der IG Druck 
und Papier in Hamburg durch Ahnli- 
che Satzungen beschnitten, wie jetzt 
bei der HBV, um dann schließlich 
‚die Mitgliederverammlungen ganz 
abzuschaffen. Heute gibt «s bei der 
DruPa nur noch eine Delegierten- 
Versammlung. 

Im April dieses Jahres unternahm 
der Vorstand der Gewerkschaft Er- 
ziehung und Wissenschaft in Ham- 
burg einen ersten Anlauf, um die 
Hauptversammlung, zu der alle Mit- 
‚glieder Zutritt haben, durch eine De- 
iegiertenversammlung zu ersetzen. 
Vorausgegangen waren dramatische 
Appelle der Gewerkschaftsführung. 

dem Motto: „Rettet die GEW 
vor kommunistischer Unterwande- 
rung.” Der Plan scheiterte vorerst 
am Votum der Mitglieder. Darauf- 
‚hin hat der Vorstand einen zweiten 
Anlauf noch für dieses Jahr 
kündigt. 


HBV-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 


© ‚Noch einige Bemerkungen zur 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


ARBEITERSOLIDARITAT CO 


Im folgenden veröffentlichen wir 
‚einen Artikel aus der größten DDR- 
Publikumszeitschrift „Wochenpost”, 
‚der in Form einer Reportage vom 
Streik der AKZO-Arbeiter in Wup- 
‚portal und dem holländischen Breda 
im September vergangenen Jahren 
berichtet. 

Der Kampf der Chemiearbeiter 
chtete sich gegen die geplante 
‚Schließung von vier „unrentablen” 
Betrieben des Chemie-Giganten in 
verschiedenen Ländern Westeuropa. 

‚Die westdeuischen Kommunisten 
haben von diesem Streik, in dessen 
Verlauf die Arbeiter die beiden Wer 
ke für mehrere Tage besetzt hiel- 
ven, nur um Rande oder gar nicht 
Notiz genommen. 

Die revisionistische DKP, die in 
der „UZ” über den Kampf der 
AKZO-Arbeiter berichtete, hatte in 
der Ihr eigenen Manier die NRW. 
Landesregierung in Dümeldorf auf- 
‚gefordert, „den Glanzstoff-Konzern 
wegen Mißbräuchs (!) wirtschaft- 
icher Macht (1). .in Gemeineigen- 
tum (? !) zu überführen’ 

Ganz im Zeichen der vorgezo- 
‚genen Bundestag-Neuwahlen stand 
die Erklärung des DKP-Spitzenkan- 
didaten, im Wahlkreis 70 (Wupper- 
tal) nach dem erfolgreichen Streil 

„Wir gratulieren.zu diesem 
aa lack 0) ae Dir 
erster Stelle Ahrer sozialpolitischen 
Forderungen die Sicherung der Ar- 
beitsplätze gestellt” („UZ”, 29.9. 
wr2). ‘ 

Na klar! Darum ja auch DKP, 
was denn sonst! 


folgenden Reportage: 

Die Genossin Pfannstiel (Ver- 
fasserin des Artikels) hat in ihrer 
Darstellung eine Einschätzung der 
1G-Chemie-Führung in dieser Aus 
einandersetzung völlig außen vor 
gelassen. Das ist im konkreten Fall 
um so weniger zulässig, als dadurch 
einige Aussagen der Genossin direkt 
falsch, andere ungenau werden. 

1. Die Behauptung, der Betriebs- 

rat habe von der Konzern- 
leitung gefordert, „durch einen neu- 
tralen Gutschterausschuß die Not- 
wendigkeit der Betriebsstilegungen 
nachzuweisen „ . .”, ist unrichtig. 
Vielmehr wurde die Kommission” 
auf Betreiben der zuständigen IG- 
Chemie-Sekretäre gebildet. Halbe/ 
Halbe aus Kapital- und Gewerk- 


VON DEN BEMBERG ARBEITERN LERNEN 


vor den Arbeitern enthällt werden 
maß & 

Eine weitere bedeutende Schwä- 
che des vorliegenden Artikels muß 
darin geschen werden, daß die Ver- 
fasserin offenbar nicht in der Lage 
war, das Ergebnis des Kampfes re- 
alltisch (d. h. vor allem mit Blick 
nach vorn) zu beurteilen. Es soll 
te eigentlich klar sein, daß ein 
‚Chemie-Gigant von der Art AKZOs 
nicht durch einen viertägigen Streik 
eines Teils der Belegschaft zur 
„Kapitulation” oder „in die Knie” 
jezwungen werden kann. Die Ge- 
nossin läßt jedoch die Frage of- 
fen, wie sich die Dinge in der 
Zukunft entwickeln werden. 

Daß die solidarisch im Kampf 
vereinten westdeutschen und hol- 
ländischen Kollegen die AKZO-Ka- 
pitalisten zum _ vorläufigen Ein- 
lenken gezwungen haben, ist un- 
zweifelhaft richtig. 

Daß die Kapitalisten damit den 
Plan zur „Strukturbereinigung” 
nicht fallengelassen haben, sondern 
bei Berücksichtigung der Erfah- 
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it dem Werk Barmen geben 
wir eine der traditionsreich- 
‚sten Stätten der deutschen 
Textil und Chemieindustrie auf”. 
Pietä:voll formuliert ist die Mit 
teilung der Konzernleitung, mit di 
sie am 6. April 1972 den „geehr- 
ten Mitarbeitern” die Stillegung des. 
Bemberg-Werkes bekannt gibt 
Völlig ahnungsios waren die 
Wuppertaler Arbeiter zu der plötz- 
lich einberufenen Beiegschaftsver- 
sammlung gekommen, wo sie die 
Nachricht wie ein Blitz aus hei- 
terem Himmel traf. Unter dieser 
Schockwirkung folgten sie nur müh- 
sam den Worten des Konzernispre- 
chers Zemplin, der den Stillegungs- 
beschluß erläuterte. Von kritischer 
Situation der Chemieiidustrie war 
die Rede, von Überkapazitäten, sin- 
kenden Preisen, steigenden Ver- 
lusten. Was im Ohr blieb, waren 
die Worte „abbauen” und „aufgeben? 
3000 Nenschen, höchproduktive 
Anlagen, ein modernes Werk. Daß 
auch Betriebe in Holland, Beigien 
und der Schweiz „von den Maßnah- 


2.000 Bemberg-Arbeiter demonstrieren gegen die geplante Stillegung ihres Werken, 


men" betroffen wurden, ließ zwar 
das riesige Ausmaß der Stillegung 
erkennen — mehr aber noch nicht 
Nur einmal wurde die lähmende 
Stille durch gellende Pfiffe unter- 
brochen als Zemplin von der 
„Bemberg-Familie" sprach. Die auf 
Abruf bereitstehenden Polizeiein- 
heiten kamen indes nicht zum Ein- 
satz, die von der Konzernleitung 
erwarteten „Ausschreitungen” blie- 
ben aus. 
ir wurden schamlos überrum- 
pell””, erzählt Albert Langwieler, 
Vorsitzender des Betriebsrates, der 
erst drei Stunden vor Beginn der 
Belegschaftsversammlung vom Kon- 
vorstand über die Stillegungspläne 
informiert worden war. Ganz be- 
wußt wurde damit das Betriebsver- 
fassungsgesetz gebrochen, das fest- 
Iegt: „Der Unternehmer hat den Be- 
triebsrat über geplante Betriebs- 
änderungen, die wesentliche Nach- 
teile für die Belegschaft zur Folge 
haben, rechrzeitig und umfassend 
zu unterrichten.” Unabhängig da- 
von lag auch kein Anlaß vor, Pläne 


rungen aus den zurückliegenden - 
Halbe aus Kapital- und Gewerk- aus den aussi, 


schaftsrertretern. 
im vorliegenden Fall rechtfer- 
apıigt das „Gutachten” die geplanten 
bzw. bereits durchgeführten „Struk- 
turmaßnahmen” (dh. die Entas- 
sung von ca. 5000 Arbeitern!). Die 
1G-Chemie-Führer haben das mit 
unterschrieben 

2. Während der spontanen Ak- 
onen griff die Verwaltungs 

stelle der 1G Chemie nicht diszipli- 
nierend in die Kämpfe ein (etwa 


Yulnanmann mie)“ Wannen” der 


‚Abwesenheit des Bezirksleiters soll 
sogar der einzige anwesende Scks 
tär Schemionek eine durchaus posi- 
tive Rolle auf Seiten der Bemberg- 
Kollegen gespielt haben. 
3. - Daß die Rolle sinss Sekretärs 
durchaus nicht typisch für 
die offizielle Politik der IG Chemie 
ist, wird zum einen an der Zw 
stimmung Ihrer Vertreter zu den 
Stillegungsplänen der AKZO-Kapk 
talisten deutlich — zum anderen am 
Bemühen der reformistischen Ge 
werkschaftsführer, die spontane 
Bewegung nachträglich und damit 
für die Zukunft wieder fest in den 
Grift zu bekommen. 

Zu diesem Zweck wurden die 
Gewerkschaftwvertreier aller 100 
AKZO-Betriebe aus 40 Ländern 
nach Genf geholt. Die Zielrichtung 
dieser  „Arbeitnehmerkonferena” 
war mit der Parole „Mirbestim- 
mung bei_der Investitionspolitik” 
von den Gewerkschaftsfährern be- 
reits vorgegeben 

Dieser Sachverhalt darf deshalb 
nicht verdreht werden, weil zur 

sen Bestimmung der kämpfen- 

ın Parteien bei der Auseinander- 
setzung zwischen Kapital und Ar- 
beit immer auch die Rolle der 
Gewerkschaften untermicht und 


und weitere Angriffe 


‚erden, das 


durchführen 
biegt in der Logik des Kapitalismus. 


Eine an den Interemen der 
Arbeiterklasse orientierte Propa- 
ganda muß gerade diese Zusam- 
menhänge und Gesetzmäßigkeiten 
vor den Arbeitern enthällen, Nicht 
um die Freude über errungene Er- 
folge zu trüben, sondern um. die 


Arbeiter, für die, ‚Sgmmenden. ner 
wendigen Auseinandersetzungen zu 
m 


nn. 

Es sollte darum nicht das her- 
vorgehoben werden, was die Ar- 
beiter selbst schon tin und 
‚den, sondern das, was sie noch 
nicht wissen können — weil 
‚der „nurgewarkschaftliche" Kampf 
sie darauf nie stoßen wird. 

Die Genomin sagte, „daß man 
nicht unbedingt Marx und Engels ge- 
Iesen haben muß”, um die „‚revolu- 
onäre Vereinigung durch die Asso- 
lation” (Marx) auch spontan voran- 
autreiben 

Wir dagegen betonen, daß die 
klassenbewußten Arbeiter u. a. un- 
bedingt Marx und Engels lesen müs- 
sen, weil der Kampf gegen die 
Rationslisierungspläne und Stlle- 
gangspraktiken der Kapitalisten des 
„eigenen” Betriebes nur als poli- 
üscher Klassenkampf gegen die Bour- 

und ihren Staat wirkungs- 
voll geführt werden kann — und 
‚der Errichtung der Klassenherr- 
schaft des Proletariats sein Ziel 
haben muß. Erst durch den Sturz 
jer bestehenden Verhältnisse werde: 
sich die Arbeiter aus allen Nöten 
befreien, die sie heute in den Kampf 
awing 
Meuall-Komiiee 
KB-Gruppe Hamburg 


Der niederländische Chemiegigant AKZO NV enstand 1969 
durch den Zusammenschluß der vormals selbständigen Gosell- 
‚schaften »Koninkliike Zout-Organon NV= und der », 
Er ist ein führendes Weltunternehmen, 
in drei Schwerpunkte gliedern: Chemiefasern, chemische und 
Pharmazeutische Erzeugnisse sowie Konsumartikel. 
In der internationalen Chemierangliste steht die AKZO NV im 
ıtz von 7 Milliarden holländische 
auf 


Jahre 1970 mit einem Um: 
Gulden aut Platz 12 und 


‚herstellern. 


‚groBe Bei 


Enka-Glanzstofl-Gruppe 


einschließlich der Meh, 


‚Kordgewabe, 
texturlorte @i 


Struotofors. 


Platz 7. Aut dem Chemiefasersektor Ist die 
DU PONT die Nr. 2 in der Welt 
nehmen außerdem zu den'bedeutendsten Farben- und Lack- 


'rheitsbot‘ 
AKZO NV. Die Enka-Glanzstoff-Gruppe verlügt 
‚Chemiefaserunternehmen in der Welt über die broiteste Pro- 
duktenpalette. Mit einam Umsatz von 29 Millierden DM und 


‚en Aktivi 


der europäischen Ranglis 
AKZO NV 


Die AKZO NV tritt als Holdinggesellschaft auf. Sie vortügt über 
iligungen an einer Vielzahl von Gesellschaften, die 
zusammen die AKZO-Gruppe bilden. Die Unternehmenspolitik 
der Spitze erstreckt alch vor allem 
zierung, auf eine strategische Planung sowie auf die Koordi- 
nlerung der einzelnen Gruppen. 


Die Enka-Glanzstoff-Gruppe Ist der organisatorische und wirt- 
schaftliche Zusammenschlu8 der Chemielaserunternehmen 
im Bereich der 
unter den 


(Aus „Gewerkschaftliche Umschau’; Nr. 3/72) 
L_2_ 0000000 nd 


U NV=. 
In sich 


In Europa zählt das Unter- 


‚eine zentrale Finan- 


NTRA CHEMIE-GIGANT 


für Stillegungen zu vermuten, Das 
Bemberg-Werk schloß seine Bilanzen 
immer mit hohem Gewinn ab, der 
Umsatz war ständig gestiegen und 
hatte — wie es noch in der letzten 
‚Ausgabe der Werkzeitung stand — 
auch 1971 die Erwartungen voll 
rfüllt”. Seit Jahren wurden Millio- 
nen investiert, das Werk mit den 
modernsten Anlagen ausgerüstet 
Täglich wurden Überstunden ge- 
macht, Sonntagschichten eingelegt... 
Das alles stand im krassen Wider- 
spruch zu den Erklärungen der Kon- 
zernleitung, mit denen sie die Still- 
iegung begründete: Absatzschwierig- 
keiten, Überkapazitäten, Verluste”. 

In der Werkskantine, am Tresen 
‚der kleinen Wuppertaler Pinten, auf 
der Fahrt im Schichtbus redeten 
sich die Arbeiter die Köpfe heiß 
über Logik und Gerechtigkeit, spre- 
chen in moralischen Begriffen, wo 
es sich um nichts anderes als um die 
gesetzmäßigen Widersprüche des Ka- 
pitalismus handelte, die schon vor 
125 Jahren von Karl Marx und dem 
Wuppertaler Bürger Friedrich Engels 
aufgedeckt wurden. Näher an die 


Wahrheit kam. wer sich mit dem 


Wahrheit kam, wer sich mit dem 
von der Konzernleitung bek 
„Preisverfall für Chemiefasern” be- 
Schäfigte. 

Seit Jahren ist das Geschäft mit 
der Chemiefaser hußerst lukrativ, 
und keiner der internationalen Che- 
miekonzerne ließ es sich entgehen. 
Entzückt von den märchenhaften 
Gewinnen, sprachen sie 1969 noch 
von „goldenen Fäden”, die ihnen 
ein Heer von Chemiearbeitern apan- 
nen. Die Kapazitäten wurden slän- 
dig erweitert, die Produktion stieg, 
die Konkurrenz auf. dem Weltmarkt 
verschärfte sich. Wohl waren bei 
der Massenproduktion auch die Pro- 
duktionskosten gesunken, aber die 
‚Konzernherren deshalb noch lange 
nicht bereit, ihre. Ware billiger, zu 
verkaufen, auf einen Teil Ihres Pro’ 
fit also zu verzie 

Da stand just am gleichen Tag, 
als die Bemberg-Arbeiter die Schlies“ 
sung ihres Betriebes erfuhren, eine 
kurze, unscheinbare Meldung in 
Presse, wonach das Kartellamt 
gen neun Unternehmer der chemk- 
schen Industrie. Geldbußen wegen 
Beteiligung an inländischen und 
weltweiten Kartellen verhängt hatte, 
21 Millionen DM entfielen davon 
auf den Konzern, zu dem Bemberg 
gehört. Diese „Beteiligung an Kar- 
tellen" bedeutet: Die Chemiekon- 
zerne hatten sich untereinander ab- 
gesprochen, zu welchen Preisen se 
die Chemiefasern verkaufen. Das 
ist eine Methode, den Profit zu 
halten. 

Bine andere Methode Ist, die: 
Men kauft die Konkurrenz auf und 
opt sie still. Und genau das war 
‚der Plan des niederländischen Kon- 
zerns AKZO, als er 1969 die Glanz- 
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Zur gleichen Zeit nämlich, als sie 
KOIAERLNOTITIERUTERNENS sen "hauen Brier emiiten, hatte 


stoff AG „Obernahm", zu der das 
Wuppertaler Bemberg- in hok 
lindisches Werk in Bredi 
Belgien und die Feldmühle in di 
Schweiz gehörten, Und eben diese 
vier Werke sollten nun stillgelegt 
werden, 6000 Arbeiter ihren Ars 
beitsplatz verlieren. 

Wurden in den zwanziger Jahren 
Kaffeebohnen verheizt und Weizen 
ins Meer geschüttet, so werden nun 
Produktivkräfte direkt vernichtet 

Als am 11, April 1972 der Be- 
triebsrat des Wuppertaler Werkes 
eine Belegschaftsversammlung ein- 
beruft, ist es nicht mehr stil im 
Saal, Seit Tagen angestaute Erbit- 
ierung macht sich Luft, formuliert 
sich zur Anklage gegen die Kon- 
zernbosse. Da wird an die Jahre 
nach 1945 erinnert, als die Arbei- 
ter die Maschinen aus den Trümmern 
holten. Da wird der Leitspruch 
des Werkes zitiert, der in allen Ab- 
teilungen hängt: Unser Name — ein 
großer Name — Bemberg — schützt 
ihn!" Da spricht der Arbeiter Gustav 
Huck, einer der 500 ehemaligen 
Bergarbeiter aus dem Ruhrgebiet, 
die in Wuppertal neue Arbeit fan- 
den: „Vor zehn Jahren habe ich das 
gleiche schon einmal erlebt. Eine 
Grube nach der anderen haben sie 
zugemacht. Sechsmal mußte ich die 
Zeche wechseln, von einer Stadt zur 
anderen wandern. Hier haben sie 
einen sicheren Arbeitsplatz, hat der 
Bemberg-Direktor gesagt..." 

Ein S2jähriger Arbeiter: „Seit 30 
Jahren arbeite ich hier. Jetzt, wo 
ich zu alt bin, wo mich niemand 
mehr nimmt, jagen sie uns über die 
Wupper.” 

Im Namen von 1300 ausländi- 


schen Kollegen nımmt aer naucnr 
sche Gastarbeiter Tortelli das Wort 
„Für uns bedeutet die Schließung 
äine noch größere soziale Härte. 
Denn viele haben in ihrer Heim: 
alles aufgegeben, ihre Familien nach- 
kommen lassen...” 

‚Aber es wird nicht nur angeklagt, 
auch von Widerstand ist schon die 
Rede, von Kämpfen müssen, 

Eine Woche später, am 18. April 
demonstrieren sie durch die Innen- 
stadt. Mit schwarzen Fahnen, aucl 
einigen roten, denn „rote Fahnen 
sieht man besser”. Ziel des langen 
Protestmarsches ist das Glanzstoff: 
Hochhaus, wo im 14. Stockwerk der 
Aufsichtsrat tagt. Zu den riesigen 
Fensterfronten hinauf ertönen die 
Sprechchöre:„Parasiten!” In einer 
Kundgebung fordert der Bezirks 
sekretär der IG Chemie die Zurück- 
nahme - der Stillegungsbeschlüsse 
Eine Delegation wird von den Kon 
zernbossen empfangen, die Resolu- 
tion der Bemberg-Arbeiter entgegen- 
‚genommen. „Ihre Sorgen sind auch 
unsere Sorgen”, sagt der Aufsichts- 
ratsvorsitzende F. H. Ulrich und 
die Deutsche Bank, in Person des 
Hermann Josef Abs, steht daneben 
und lächelt. Es ist eine Szene, die 
sich ein Karikaturist aus dem alten 
„Simplizissimus” ausgedacht haben 
könnte. 


Drei Tage lang lag der Enka-Glanzstoff-Betr 


Prinz Bernhard von den Nieden 
zur Einweihung eines neuen Werkes 
in Schottland einen Baum gepflanzt. 
Dieses neue AKZO-Werk in Scholt- 
land stellt iydes die gleichen Che- 
miefasern her wie das AKZO-Werk 
in Breda, das wegen Überkapazl 
tät geschlossen werden soll 

Einige Wochen später meldete 
‚der europäische Wirtschaftsdienst, 
daß die AKZO-Tochter La Soda de 
Barcelona erheblich. investiere. Es 
sei beabsichtigt, in Spanien ein neues 
Perlonwerk zu bauen mit gleicher 


Einen Tag nach der Betriebsbesetzung in Breda legten die Bemberg-Arbeiter in Wuppertal die Arbeit nieder. 


Produktionskapazität wie das bis 
dahin stillzulegende Wuppertaler 
Werk. Es ist auch von Investitionen 
in Übersee die Rede, von Brasilien 
und anderen „Ländern, die günsti 
gere Bedingungen bieten.” Solche 
günstigen Bedingungen sind beispiels- 
weise Steuerfreiheit und Zuschüsse, 
die einige Länder geben, um in 
industriearmen Gebieten Arbeitsplä- 
tze zu schaffen. So in Schottland, 
wo der englische Steuerzahler den 


AnzU-neuvaun 
günstiger aber ist es in Spanien, Bra- 
silien und anderen Diktaturen: Hier 
sind die Löhne weitaus niedriger, es 
‚gibt kein Streikrecht, die Gewerk- 
schaften sind verboten. Unbequeme 
Arbeiter kann man entlassen, es 
warten Hunderte vor der Tür 

Von solchen „paradiesischen‘ 
Zuständen magisch angezogen, in- 
vestieren die Konzerne immer mehr 
in diesen „Billig-Ländern“, expor 
tieren sie die Arbeitsplätze in Ge- 
genden der Welt, wo man Menschen 
‚noch ungestörter ausbeuten kann. 
Allerdings werden solche Reseryate 
immer knapper. 

Für den Hoechst-Konzern z.B. 
der in Chile investierte, waren die 
Bedingungen nur so lange äußerst 
günstig, bis die Unidad Popular sieg- 
te. Im vergangenen Herbst besetzten 
chilenische Hoechst-Arbeiter den 
Betrieb und erzwangen eine Lohn 
erhöhung von 200 ®, womit sie 
sich dem westdeutschen Lohnniveau 
näherte 

Oft genug werden Zweigwerke 
zum Streikbruch benutzt, ohne daß 
die Beteiligten voneinander wissen. 
Da werden Produktionen aus be 
streikten Betrieben in Werke verla- 
‚gert, die am anderen Ende der Welt 
liegen und einen Namen tragen, von 
dem nur wenige Eingeweihte wissen, 


‚b (früher Bemberg) in Wup- 


portsl-Barmen stil. Diesen Bild zeigt Posten und Diskumionsgruppen vor 


dem Haupttor des Werken 


Die Forderung des Betriebsrates 
‚durch einen neutralen Gutachteraus 
schuß die Notwendigkeit der Be 
triebsschließungen hzuweisen, 
wird vom Konzernvorstand akaep- 
tiert. Das gleiche hatten auch die 
Arbeiter des holländischen Werkes 
Dreda verlangt, die, alarmiert durch 
‚ein spektakuläres Ereignis, ganz neue 
Aspekte der Konzernstrategie ent 
‚deckten. 


zu welcher Konzernfamille er ge 
hört. Dem Ford-Konzern gelang es 
allerdings schon nicht mehr, auf 
solche Weise den Streik der engl 


'n Automobilarbeiter zu unter 


Iaufen. Die Arbeiter der Zweigwerke | 


verweigerten die dazu angeordneten 
Überstunden. 

„Der Fortschritt der Industrie", 
heißt es im Kommunistischen Man 
font, „serztn die Stelle der hollerung 


der Arbeiter durch die Konkurrenz 
Ihre revolutionäre Vereinigung durch 
die Assoziation.“ Daß man nicht 


mäßigkeiten folgt, zeigte sich auch 
im Kampf der Wuppertaler Arbeiter 
um ihren Arbeitsplatz. Dieser Kampf 
war nämlich von dem Zeitpunkt an 
in ein neues Stadium getreten, als 
die Gewerkschaftsvertreter der vier 
von der Stillegung bedrohten Werke 
beschlossen, ein gemeinsames Ak- 
ionskomitee zu bilden, „weil wir 
vereint stärker sind“. 

Noch gab es keine konkrete Vor- 


stellung über die Aktionen, noch 
wartete man auf das Gulachten 
Ende August lag es vor. In 35 
Schreibmaschinenseiten wurde mit- 
geteilt, daß die „Strukturmaßnah- 
men“ des Konzerns berechtigt seien 
Nun waren die Fronten klar. Es gab 
nichts mehr zu verhandeln. 

Die Alternative hieß Resign: 
oder offener Kampf. 
Am Montag, d. 18.Sepiember 1972, 
13:05 Uhr, schließen Arbeiter des 


werden sollen. 

Für den Konzernvorstand sind 
das „chaotische Zustände“, „illegale 
Methoden". So war das doch nicht 
ausgemacht! Seinerseits nun „wöllig 
überrascht von den Ereignisse 
tagt er pausenlos In seiner Gl 
festung. 

‚Am Mittag fährt eine Delegation 
Wuppertaler Arbeiter nach Breda, 
um den holländischen Kollegen von 
ihrer Aktion zu berichten. Begeistert 
werden sie begrüßt, Durch die Gitter 
des Werkzaunes drücken sie sich die 
Hände, fühlen sie die Stärke Ihrer 
Einheit, die Kraft ihrer Solidarität. 


Költaeı 
Arber, 


SPhlidaritätsgrüße kommen auch 
aus Dortmund, wo in diesen Tagen 
ein Kongress der IG Chemie über 
eine internationale Zusammenarbeit 
der Chemiearbeiter beri 

20. September 1972; In Wupper 
tal beschließt die Belegschaft ein 
stimmig, den Kampf weiterzuführen, 
Begeistert springen die ausländischen 
Gastarbeiter auf die Stühle, stimmen 
Lieder an. Alle, ohne Ausnahme, 
haben sich der Aktion angeschlossen, 


geplant, 

21. September 1972 „Angesichts 
der starken Reaktion auf den vor- 
‚gelegten Strukturplan zur Verrin- 
'gerung der Überkapazitäten bei tex- 
filen Synthesefüden, dem ua. eine 
Beendigung der Produktion in den 
Betrieben Breda, Wuppertal-Hermen 
und Zwijnaarde zugrunde gelegt war, 
hat der Vorstand von AKZO be: 
schlossen, diesen Plan vollständig 
zurückzunehmen 

Die Arbeiter haben gesiögt! 
Adresslort an den Vorsitzenden des 
Aktionıkomitees, hatte ein Bote der 
Konzernleitung um 18 Uhr die Kapk- 
tulationsurkunde am Werktor ab“ 
gegeben. 
aunend, den Sinn nicht gleich 
erfassend, lesen die Arbeiter immer 
wieder „angesichts der starken Reak- 
ton..." Das sind sie, Ihre Aktionen, 
die internationale Solldarliit, die 
vereinte Kraft der Arbeiterklasse 

Jubelnd fallen sich die Sieger in 
die Arme, schlagen sich auf die 
Schultern, Jetzt erst voll bewußt 
ihrer Stärke, die einon so mächtigen 


Konzern In die Knie zwang. 
Jeder möchte eine Fotokopie 
den Briefen haben, zum Beweis und 


‚um ihn fürs Leben zu bewahren“. 
Denn „diese Aktion hat historische 
Bedeutung", sagt Betriebsratsvor 
sitzender Albert Langwicler. 


„She ist eine neue Qualität im 
Arbeltskampf, die in Zukunft die 
Strategie und Taktik der Gewerk 
schaftsbewegung bestimmen wird. 

Vor Bemberg wurden in der BRD 
schon viele Betriebe stillgelegt. Und 
der Verlauf war immer der.gleiche: 
Die Belegschaft protestierte, der 
Betriebsrat verhandelte — ohne Er- 
folg. In Wüppertal wäre "es nicht 
anders gewesen und auch nicht im 


Bemberg-Arbeiter bei ihren streikonden Kollegen in Breda (Holland): Händedruck als Zeichen solidarischer Verbun. 


denheit. 


Werkes Breda die Tore des Betrie- 
bes. 13:10 Uhr besetzen sie Tele- 
fonzentrale, Fernschreibraum und 
Direktion, 13:15 Uhr die Büros im 
Verwaltungsgebäude, die Produk 
tionsstätten und die Energiezentra- 
le. 13:27 Uhr befindet sich das 
Werk in Arbeiterhand, Die Produk 
tion ruht, 

Hervorragend geplaht und organi 
siert, hatte ein Komitee von 70 Kol 
Betriebsräte, Gewerkschafts- 


legen 
vertrauensleute — die Besetzung 
durchgeführt. Ermächtigt wurden 

von dem einstimmigen Beschluß der 
Belegschaft, den Kampf so lange zu 
führen, bis die Konzernleitung die 
Stillegungsboschlüsse zurück nimmt 
Und zwar nicht nur für Breda, son- 
dern für alle bedrohten Betriebe! 

Mitgerissen von der kühnen Ak 
tion ih indischen Klasenbrü- 
der, die den proletarischen Interna 
tionalismus suf ihre Fahnen schrie 
ben, folgten die Wuppertuler Arbe 
ter dem Beispiel 

19. September 1972; Holländi 
sche Transportwagen, wegen der 
Betriebsbesetzung in Breda nach 
Wuppertal umgeleitet, stehen auch 
hier vor verschlossenen Toren, 

In einer spontanen Versammlung 
war schon am frühen Morgen ein 
Aktionskomitee gewählt worden, das 
nach inzwischen bekanntem und 
bewährten Muster die Beiriebsbe 
setzung organisierte. Nur die Cupro: 


und die Perlonproduktion läuft wei 
ter, das sind die beiden Abteilungen, 
die von der Konzernleitung wegen 
Überkapazität als erste stillgelegt 


‚obwohl sie das die Arbeitserlaubnis 
kosten kann. „Das lassen wir nicht 
zu. Dann streiken wir für euch“, 
sagen die Wuppertaler. 

In den Direktionsräumen in 
Breda informieren zwei Arbeiter die 
Presse über die Lage. „Die Beserzung 

500 Kolligen sind auf 
lösung erfolgt alle 


sehr weiter, 
dem Posten. A 
zwölf Stunden. Heute mitiag gab es 
Erbsensuppe, Noch Fragen? 

Aus über 20 Betrieben des AKZO- 
Konzerns kommt die Nachricht, daß 
die Belegschaften während der Ak- 


tion Ihrer Wuppertaler und Brodaer 
Kollegen alle Überstunden ablehnen. 
Außerdem ist ein Welttreffen der 
Gewerkschaftsvertreter aller 100 
AKZO-Betriebe aus 40 Ländern 


Anzeige 


Kampf \ ) 


Breda, selbst wenn beide Betriebe 
gemeinsam protestiert und verhan- 
delt hätten. Erst als die Bredaer 
Arbeiter vom passiven Widerstand 
zum aktiven Kampf übergingen und 
die Wuppertaler Arbeiter dem Ber 
spiel folgten, entstand eine grund- 
sätzlich neue Situation: Aus zwei 
lokalen Ereignissen wurde eine Ak 
dom der internationalen. Arbeiter- 
klasse. Hier legt der Schlässel den 


unun 
Die Losung 


auch wieder nicht 
„Proletarier aller Länder, vereinigt 
euch!” wurde vor 125 Jahren au» 
gegeben. Neu für die westdeutschen 


Arbeiter ist wohl die Erkenntni 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus dem zwanziger und 
dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 
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Drei Tage streikı 


die Bergarbeiter im 


von 300 DM und 100 DM für jeden weiteren Monat. Trotz der für die Ar- 
beiter günstigen Konjunkturlage — keine Tonne Kohle liegt derzeit 
Halde — und der schnell anwachsenden geschlamenen Streikfront mußte 
‚der Kampf ergebnistos abgebrochen werden. 


Nachdem zwei Wochen zuvor in der 


Teuerungszulage gezahlt worden war. forderten die Handwerker der Grube 
über Tage arbeitende Metallfacharbeiter, als erste 
„ eine Teuerungszulage und legten die Arbeit nie- 


Reden, also größtente 
am Montag, dem 22.10. 
‚der, Kinen Tag später sireikten auch al 


‚Grobe, schon am Mittwoch fuhren die Frähschichten sämtlicher Gruben 


Maybach, Warndt, Göttelborn, Luise 
Reden) der 


In der schnellen Ausbreitung der Kam) 


über dent niedrigen Tarifabschluß zwischen Unternehmensleitung und IG 


Bergbau und Energie (IGBE) vom 3: 


Obgleich die Löhne der Bergarbeiter im Vergleich zur übrigen Industrie 


in den letzten Jahren sowieso schon 
nur 9,6% „Ei 


Der Streikverlauf 


In den nur wenige Kilometer 
voneinander entfernten Saarzechen 
in der Umgebung Saarbrückens ver- 
breitete sich die Nachricht von den. 
ersten Kampfaktionen in Reden 
schnell. Unter anderem auch durch 
die Betriebszeitung der DKP, die - 
den Berichten der bürgerlichen Pres- 
se und der UZ nach - vor allem 
Saarzechen am Mittwoch, dem 
24.10. zur Demonstration vor dem 
Verwaltungsgebäude der Saarberg- 
werke AG in Saarbrücken aufrief- 

‚An der Demonstration vor dem 
Verwaltungsgebäude beteiligten sich. 
ungefähr die Hälfte der Streikenden, 
also eine zum Sireikbeginn ve 
hältnismäßig hohe Zahl. (Die 
bürgerliche Presse, die die Zahlen 
gern untertreibt, berichtete von 
5000 („Hamburger Morgenpost“, 
„Frankfurter Rundschau“) und 
6000 („Die Welt“) beteiligten De- 
monstranten der 14000 Sıreiken- 
den insgesamt.) Das schon im Ver- 
Iaufe des Montags und Dienstags 
in derGrube Reden gewählte Streik 
komitee wurde durch Delegierte der 
anderen Gruben erweitert und über- 
nahm die Führung der Kampfaktio- 
nen. Sein Sprecher, der Hauer Bern- 
hard Motschenbach, ein Mitglied 
der DKP, erläuterte die Forderung 
nach einer Teuerungszulage von 
300 DM sofort und 100 DM für 
jeden weiteren Monat ab 1. No- 
vember, 

Durch Sprechchöre „Wir wollen 
unsere Bosse schen“ und „Kapita- 
listen raus“ versuchten die Versam- 
melten, die Geschäftsleitung zur 


‚bergwerke nicht mehr ein, insgesamt 14.000. 


/hung” vereinbart worden. 


Saarland für eine Teuerungszulage 


saarländischen Stahlindustrie eine 


le unter Tage Beschäftigten dieser 
nthal, Ensdorf, Camphausen und 


ıpffront kam die große Empörung 
li dieses Jahres zum Ausdruck: 


immer weiter nachhinkten, waren 


sei, die Forderung zu”erfüllen. Der 
Tarifvertrag vom August mit der 
IGBE-Führung nehme auf die Preis- 
entwicklung genügend Rücksicht 
Seine weiteren Worte gingen in 
einem minutenlangen Pfeifkonzert 
unter. Arbeitsdirektor Lambrecht 
(IGBE), nach dem. paritätischen 
„Montan-Mitbestimmungsrecht” der 
‚Arbeitnehmervertreter“ im Vor- 
iand, stand daneben und hällte 
sich in Schweigen. 


Nach der harten Absage des Vor- 
standen formierte sich der Zug der 
Streikenden in Richtung Innenstadt, 
zum Landtag und der Staatskanzlei. 
dem Regierungsitz, denn die Saar- 
bergwerke sind im Staatsbesitz, mit 
25 *igem Anteil des Landes und 
75 % Bundesanteil. Auf schnell 
gemalten. Pappschildern hieß es: 
„300 DM - keinen Pfennig weni- 
ger“ und „Alle Räder stehen stil), 
wenn der "Saarbergmann es will", 
Mit Sprechchören wie „Unsere Ar- 
beit, die it schwer - eine Teue- 
rungszulage muß jetzt her” wiesen 
die Kumpel auf die starke Zunah- 
me_ det. Arbeitsintensität in den 
Bergwerken in den letzten Jahren 
hin. 

$o ist die Schichtkistung eines 
Kumpels allein in den letzten vier 
Jahren im Saarbergbau von ca. 3.4 1 
auf weit. über 4 1, teilweise schon 
5 t,hochgeirieben worden. Brutal 
nutzen die Kapitalisten seit Jahren 
die Einschränkung der Kohlepro- 
duktion aus, entlassen einen Teil 
der Bergarbeiter und erpressen den 
anderen durch die Existenzunsicher- 
heit zu mörderischen Höchstleistun- 


die „Bannmeile“ um den Landtag 
ab, wie sie es sonst bei Demonstra- 
tionen und Kundgebungen zu tun 
pflegt, um die „Volksvertreter“ im 
Parlament vorm’ Volk (vorm „Pöbel 
der Straße“, wie diese Herren sagen) 
zu schützen und zu bewahren. Die 
Kapitalistenvertreter zogen vor, 
„Tuchfühlung herzustellen“ („Die 
Welt“), um Zeit zu gewinnen, statt 
die Bergleute sofort durch die Kon- 
frontation mit der Polizeigewalt zu 
provozieren.  Landtagspräsident 
Maurer trat als erster auf und for- 
derte zum sofortigen Verlassen der 
Bannmeile auf. Zum weiteren Ver- 
lauf berichtet die, Springerzeitung 
„Welt“: „Landiagipräsident Maurer 
wurde niedergeschrien, der Wirt- 
schaftzminister Schäfer mit Hohn- 
gelächter überschüttet. Auch der 
SPD-Fraktionsvorsitzende konnte 
sich in dem Tumult nicht durch 
setzen. Erst der DGB-Landeibe- 
zirkmorsitzende, der wegen der 
Bergurbeiterstreiks eine sofortige 
Sondersitzung des Landeskabinettz 
verlangte, wußte sich Gehör zu ver- 
schaffen.“ (25.10.) 

Geschickt hatte der DGB-Vor- 
sitzende, zugleich SPD-Mitglied im 
Landtag, sich Einfluß zu verschaffen 
wwußt: Er bekundete zunächst 

‚volles Verständnis“ für den Unmut 
der Kumpel - natürlich nicht wegen 
des Tarifabschlusses, der ihnen ja 
mit Hilfe der Gewerkschaftsführung 
überpebraten worden war, sondern 
angesichts der „enormen Preistrei- 
berei_ der Unternehmer", die man 
„nicht voraussehen“ konnte. Ande- 
ferseits sei dies ein „Wilder Streik“, 
der von der Gewerkschaft nicht u 
erstützt werden könne, aber er wer. 
de darauf drängen, daß das saarlän- 
dische Kabinett und dann die Bun- 
desregierung über. die Forderung 
berieten. Wenn das nicht nutze, 
müsse man wieder arbeiten. Damit 
hatte die Gewerkschaftsfährung ihr 
erstes Ziel erreicht; Einfluß auf die, 
Bergarbeiter zu bekommen und h- 
nen Hoffnung auf einen schnellen 
Erfolg zu. machen, der nicht von 
ühnen selbst, sondern von Beratun- 
gen der Landes- und Bundesregie- 
rung abhänge. Um dem ganzen Ms 
növer einen Anstrich von Ernsthaf- 
tigkeit zu geben, ließ sich sogar 
Wirtschaftsminister Schäfer dazu 
herab, eine Delegation der Streiken- 
den mit Motschenbacher an der 
Spitze zu empfangen. 

Der Demonstrationszug löste sich 


meiten, die Geschäftsleitung zur 
Stellungnahme zu bewegen. Als sich 
trotzdem keiner blicken ließ, dran- 
gen die Streikenden ins Gebäude 
ein und ließen sich dicht gedrängt 
in Fluren und Treppenhäusern nie 
der, um die Kapitalistenvertreter zur 


Demonstrierende Saarbergieute: 


Stellungnahme zu zwingen. Die Be 
setzung verlief, wie selbst Springers 
„Welt mußte, 
pliniert““ stellten wurden 
in Diskussionen verwickelt und be 
kundeten zum großen Teil ihre $o- 
Nidarität mit dem Kampf der Kum- 
pel 

Der Vorstandsvorsitzende Ander 
heggen erschien und erklärte, daß 
‚das Unternehmen nicht in der Lage 


gen. (Siehe auch hierzu die Artikel- 
gen. (Siche auch hierzu die Artikel 
folge zur kapitalistischen Lösung 
‚der Krise. Im Kohlenbergbau.) Die 
Facharbeiterlöhne bewegen sich 
an der unteren Grenze des Existenz 
minimums: Einschließlich Überstun- 
den werden monatlich über Tage, 


wie die bürgerliche „Frankfurter 
Rundschau” berichtete, netto 800 
bis höchstens 1000 DM verdient, 
unter Tage bis höchstens 1200 DM 
Das bei der enorm schweren und 
gesundheitlich belastenden Arbeit! 
Mittag näherte sich der 
ndtagsgebäude. Auf An 
ordnung des tagspräsidenten 
Maurer (CDU) zog sich die Polizei 
geschickt zurück und sperrte nicht 


ren ner range 

Der Demonstrationszug löste sich 
auf, nachdem bekannt wurde, daß 
Regierungsvertreter in Bonn verhan- 
dein würden. Der größte Teil der 
Streikenden schien sich _ eines 
schnellen Erfolges sicher, Man er 
innerte sich an den 


Ein Verwoter des Stroikkomitsen erläutert die Forderung 


1969 im September, wo am 
8.9.1969 sämtliche Gniben be 

sireikt wurden und schon einen 
Tag später 310 DM sofort und ab 
1,9, voller Lohnausgleich mit den 
Löhnen an der Ruhr gewährt wur 
den, Ein kleiner Teil der Streiken- 
den fuhr zurück zum Verwaltungs 
neblude, um dort Posten zu be 
ziehen, darunter ‚such das Streik 


komitee, 


‚Dort hatten inzwischen Hundert- 
schaften der Bereitschaftspolizei das 
Verwaltungsgebäude besetzt, um 
eine Wiederholung der Vorgänge 
vom Morgen (Besetzung durch die 
Kumpel ) zu verhindern. Wieder 
beß sich niemand von der Ge- 
schäftsleitung blicken. Aufgebracht 
verlangten die Bergleute nach „Ar- 
beitnehmervertreter" Lambrecht 


Ordnung zurückzukehren“. Gleich 
zeitig verteilten IGBE-Funktionäre, 
darunter die SPD-Beiriebaräte, die 
sich vorher nicht hatten schen las 
sen, einen „offenen Brief“ des 
IGBE-Vorsitzenden A, Schmidt. 

In diesem an alle Saarbergleute 
gerichteten Brief forderte Schmidt 
auf, „in ernster Stunde den wilden 
‚Streik abzubrechen und die Arbeltr- 
plätze nicht zu gefährden." („Welt“ 
vom 26.10.) Das war die gleiche 
Kerbe, in die schon am frühen Mor- 
gen die Konzernflugblätter gehauen 
hatten: mit Drohungen nach Mas- 
senentlassung, weiteren Grubenstll- 
legungen und Verlust des Versiche- 


Arbeitsdirektor im Vorstand: „Eins, 
Drei 


= Lambrecht komm 
"längerer Zeit erschien 
Lambrecht und erklärte, Minister 
Schäfer sei nach Bonn geogen, um 
zu verhandeln. Auf Fragen, ob er 
nicht mehr tun könne, schließlich. | 


M-Jugend HH solidarisch! 


[Solidaritätzadresse an die 14.000 streikenden Saarbergwerkarbeiter 


[Koltegen, 
Idurch die Presse erfuhren wir heute, daß 14.000 Bergbauerbeiter im zsar- 
Jüindischen Bergbau für eine Teuerungszulage von 300,- plus 100,- streiken. 
[Die Eigentümer der sechs Werke, Bund und Länder, konnten bisher nicht zu 
einer Erfüttung Eurer Forderungen gezwungen werden. 

‚Mit Empörung mußten wir lesen, daß sich auch der Vorstand Eurer Ge- 
[werkschaft. der IG-Bergbau, gegen Euren gerechten Kamp/ ausgesprochen 
[hat und Euren Streik als von ‚arbeitsfremden Theoretikern und KP-Funktio- 
Inären angezetteit” (s0 in der Tagesschau vom 24.10.) verunglimpft. Wir ver- 
lurteiten entschieden dieses Verhalten und sprechen Euch unsere unver- 
Ibrüchliche Solidarität aus. Wir verurteilen eine Gewerkschaftzpolitik, die 
[darauf angelegt ist, nicht ausschließlich die Arbeiterinteressen gegen die 
re a beiträgt, den gerechten Kampf 
Ider Arbeiter zu verunglimpfen. B 

Aus der Presse erfuhren wir auch, daß viele von Euch mit dem Ruf 
|.Kapitalisten raus” das Direktionsgebäude besetzt haben, um den Forderun- 
[sen Nachdruck zu verleihen. 

Die immer stärkere Verschlechterung der Lage der Arbeiter in der BRD, 
Ider immer stärkere Druck auf die Arbeiterschaft und andere Teile der Be- 
[nötkerung (wir nennen nur den Lohnraub durch Preissteigerungen, immer 
Ihäufigeren Poltzeieinsatz gegen Arbeiter), zeigen uns aber auch, daß eine 
wirkliche, dauerhafte und ständige Verbesserung unseres gesamten Lebens 
jerst dann erreicht ist - wenn leıztlich alle Kapitalisten, nicht nur aus Eurem 

irektionsgebäude, sondern aus ganz Deutschland „„raus” sind. 

Daß sich die Arbeiterschaft hierüber klar wird und den Kampf auf- 
immi für eine Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unzerdrückung durch 
[Unternehmer und Staat - das halten wir entscheidend für eine wirkliche, 
[Verbesserung unserer Lage. 

Mit unserer ganzen Solidarität sichen wir bei Eurem Kampf an Eurer 


etallbetrieben). 


Mit gewerkschaftlichem Kampfgruß 


[Diese Solidaritätsadresse wurde von HDW-Kollegen auf der Lehrlingsver- 
[sammlung des Hamburger IGM-OJA am 25.10.73 vorgetragen und mit über- 

ältigender Mehrheit angenommen (anwesend waren hier knapp 100 ju- 
;endliche Kollegen, vor allem Vertrauensleute, aus zahlreichen Hamburger 


werde er ja aus Gewerkschaftsbei 
trägen bezahlt, erklärte Lambrecht 
zynisch: „Ich werde voll vom Un- 
ternehmen bezahlı und bin nicht 
bereit, die Frage, ob die Forderun 
| sen zu Recht besichen, zu beant- 
worten.“ So wenig heuchlerisch ist 
die arbeitnehmerfeindliche Gesin- 
‚der „Mitbestimmungsvertre- 
selten offen zu Tage getreten. 


Der Streik _bricht zusammen 


‚Am Donnerstag nahm der Streik 
zunächst den gleichen Verlauf wie 
am Vortage: Von den einzelnen 
Gruben her marschierten die Kum 
pel geschlossen vor die Hauptver 
waltung im Stadtzentrum, wo sich 
am späten Vormittag noch einige 
Tausend mehr als am Mittwoch ver 
sammelten. Die Kumpel erwarte 
ten, daß erste positive Verhand: 
lungsergebnisse verkündet würden. 
Als stattdessen Konzernflugblätter 
den Ablehnungsbescheid aus Bonn 
verkündeten, formierte sich der Zug 
in Richtung Landtag und Slaats 
kanzlei. Dort allerdings hatte sich 
das Bild gegenüber dem Vortage 
geändert: Polizeilastwagen hielten 
die Straßen in Richtung Landtag 


abgesperrt. Nur zur Staatskanzlei, 
für die es keine Bannmeile gibt, war 
der Weg frei. 


Eine Abordnung des Streikko: 
mitees wurde von den Ministern 
Schnur (Inneres), Schäfer (Wirt 
schaft) und Wilhelm (früher Ge 
werkschaftsführer, heute Finanz 
minister) die Auffassung der Bun 
desrogierung mitgeteilt, daß die For- 
derungen der Streikenden „unbe 
rechtigt” seien, Schnur forderte die 
‚Kumpel auf, „wieder zu Ruhe und 


rungsschutzes für die Kumpel und 
ihre Famißenangehörigen bei Fort- 
setzung des Streiks, 

Diese Erpressung der Kapitalisten 
und ihrer Handlanger innerhalb der 
Gewerkschaftsführung verfehlte bei 
den seit langem von Existenzunsk- 
cherheit bedrohten Kumpeln nicht 
ihre Wirkung, zumal die illusionären 
Stimmungen zu Beginn der ponta- 
nen Kämpfe durch die Erfahrung 
vom Herbst 1969 genährt wurden 
und so der größere Teil der Kollegen 
mit einem schnellen Erfolg rechnete, 
Streikkomitee und DKP uni! 
ten diese Illusionen. $o hielt das Ver- 
trauen der Kumpel in das Streik- 
'komitee auch nur so lange vor, wie 
‚die Illusionen über einen schnellen 
Erfolg dauerten. Als das Streikkomk 
tee dann ständig mit leeren Händen 
zurückkehrte, die eigene Siegenge 
wißhelt nicht mehr glaubwürdig ve 
treten konnte, die Arbeiter aber 
nicht darauf vorbereitet hal 
lingerfristigen Kampf zu 
mußte seine Autorität abbröckeln: 
Dem an und für sich sehr guten Auf- 
ruf, mit den Ehefrauen 
gemeinsam in Saarbrücken gegen die 
ständige Verschlechterung der Le- 
ensbedingungen zu demonstrieren, 
folgten die Kum 
schickt setzte der meh 
aialdemokratische Gesamtbeit 
rat der Erpressung der Kapitalisten 
die Krone auf. Er verkündete den 
Streikenden als „Verhandlungser- 
schäftsleitung, 
'n Morgen wieder 
würde, könnten 


und die ausgefallenen 
tunden, Vor 


gewenden” 
Schichten durch Übe 
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Forts. Saarberg 

‚hol ırlaub und Ve 
‚griff wuf den Jahremriaub 1974 un 
seglichen werden. Schon In der 
Nacht bröckelte der Streik ab, als 
Ietzte führen am Freitag, morgens 
8.18 Uhr, in der Grube Reden die 
Mitglieder des Streikkomitees mit 
Motschenbacher an der Spitze ein. 


Warum diese Niederlage ? 

Offensichtlich ist, daß es den 
Saarbergleuten keineswegs an 
Kampfwillen gefehlt hat. Der Druck 
der kapitalistischen Rationalisie- 
rung, der sich mit dem Beginn der 
Strukturreränderung der Energiever- 
sorgung als „Kohlenkrise” für die 
Bergarbeiter extrem hart auswirkt, 
hat bei den Bergarbeitern besonders. 
viel Wut und Empörung angestaut 
Massenentlassungen parallel zu neu- 
en Ausbeutungsmethoden, die die 
Schichtleistungen des einzelnen 
Bergmanns hochtrieben, Abbau der 
sozialen Fürsorgeeinrichtungen, die 
sich die Bergleute wegen der Schwere 
Ihrer Arbeit einmalerkämpft hatten 
und der relative Rückgang der Löhne 
im Vergleich zur übrigen Industrie 
‚haben sie jahrelang hinnehmen müs- 
sen. (Vergleiche hierzu die Artikel- 
folge im AK zur kapitalistischen 
Lösung der „Kohlenkrise”) 

Daher wuchs der spontane Kampf 
schr schnell in die Breite und er- 
faßte sämtliche Saarzechen. Begün- 
‚stigt wurde dies zweifellos durch die 
noch „frischen” Erfahrungen aus 


dem September 1969. 


Wieder spontane Streiks : 


Damals waren zwar die weiterge- 
henden Forderungen, wie z. B. 
1.000 DM mindestens im Monat, 
Barauszahlung nicht beanspruchter 
Deputatkohle, Angleichung des Kin- 
dergeldes an die Angestellten usw. 
nicht durchgesetzt worden, aber 
immerhin wurde in kürzester Zeit 
die volle Lohnausgleichung an die 
Kumpel im Ruhrgebiet, wo es auch 


In der Innenstadt: „Alle Räder stehen still, wenn der Saarbergmann es will!” 


im Steinkohlenbergbau zu Arbeits- 
miederlegungen gekommen war, 
erreicht. (Im Ruhrgebiet endeten 
1969 allerdings die Streiks „im 
Steinkohlenbergbau mit einer vol- 
ken Niederlage.) 
Begänstigt wurde die rasche 
Streikentwicklung im Saarbergbau 
auch dadurch, daß die Kommuni- 
stenverfolgungen im Saarbergbau 
wegen seiner geringeren wirtschaft. 
lichen und politischen Bedeutung 
nicht so heftig wie im Ruhrbergbi 
seit Mitte der 50er Jahre durchge- 
führt wurden. Dies hatte zur Folge, 


ben kämpferische Arbeitergruppen 
etwas besser erhalten konnten und 
so im Streik sich Ansitze einer 
Führung herausbildeten, die für die 
Verbindung der Zechen untereinan- 
der usw. sorgen konnte . 

Ein Übergreifen des Streiks auf 
den Ruhrbergbau wie 1969 konnte 
von den Kapitalisten verhindert wer- 
den, sicherlich nicht zuletzt wegen 
des Fehlens gerade der Bedingungen, 
ie den Kampf der Saarbergleute be 
geinstigten. Die Versuche einzeiner 
politischer Gruppen, z. B. der DKP, 


der Metaller 


Hanomag-Henschel 


R: 4000 Arbeiter im Hano- 
‚Werk Kassel traten Mitte 
tober in einen Warnstreik 


egen die Kürzung des Weihnachts- 
‚geldes. Ebenfalls im Bremer Werk 
kam es in einigen Abteilungen zu 
kurzen Warnstreiks. 


Spätschicht aus allen Abteilungen 
versammelten sich im Karosserie- 
bau und hielten dort eine Streik- 
versammlung ab. 
Im Juli hatten die zum Daimler- 
Benz-Konzern gehörenden Hano- 
mag-Arbeiter unter dem Eindruck 
der spontanen Streiks eine Teue- 
tungszulage von 250 DM erhalten. 
Diese „Zulage wurde aber schon 
damalı’als eventuell auf das Weih- 
nachtageld anrechenbar bezeichnet, 
was die Harburger Kollegen auf 
„einer Betriebsverammiung am 3.7. 
schon kritisierten. Damals wurde je 
doch vertröstet und auf das nahe 
egende, die 250 DM mehr im 
Portemonnale verwiesen, 
Am 9.10. nun entschied der 

Konzernvorstand: 
© dan Weihnachtsgeld wird um 

100 DM erhöht, allerdings 

werden die im Juli gezahlten 

250 DM voll angerechnet! 
© zum „Tros” wird in Anglel: 

chung an Daimler-Benz die 

Zahlung von 312 DM=„Var- 

mögensbildung" auf ein Sport 


eingeführt, 
Das bedeutet 


eihnschtezauber bei 
HANOMAG. 


konto oder Sparvertrag ein 


in diesem Jahr 
150 DM Weihnachtsgeld weniger! 


im Ruhrbergbau eine Solidarisierung 
mit dem Kampf der Saarbergleute 


stand, Aufsichtsrat bis hin zu den 
Betrieberäten ‚übe Rolle der stantli- 


herzustellen, scheiterten. Dadurch | chen Konzerne im Kapitalismus, die, 
brauchten sich die Kapitalisten vor | Bedingungen des gewerkschafflichen 
den wirtschaftlichen Folgen des | Kampfes heute usw., das darzulegen, 
Streiks im Saarbergbau kaum betrof- | wäre die Aufgabe einer Streikfüh. 
fen zu fühlenund konnten durchaus | ung gewesen, die den spontan 


provokativ vorgehen, da ein Stil- 
‚stand der Produktion für nicht allzu 
lange Zeit sie nicht tifft. 


Die wirtschaftliche _Bedeu- 
tung der Kohle aus den Saargruben 
ist im Verhältnis zur Ruhr gering 
und läßt sich, wenn an der Ruhr 
weitergearbeitet wird, lingere Zeit 
auffangen. Da die Saarbergwerke als 
Staatskonzern die übrige Industrie 
billig mit Kohle versorgen soll, fühlt 
sich au-h kein einzelner Kapitalist 
in seinen Profiten betroffen, was ihn 
zu schnellerem Nachgeben bewegen 
könnte. Für die Kapitalisten würde 
sich die Saarkohle dadurch um kei- 
nen Pfennig verteuern, da Bilanzver- 
huste jederzeit durch Steuergekler 
ausgeglichen werden können. 

Die Streikfährung, an der die 
DKP zumindestens größeren Anteil 
hatte, hätte daher die Aufgabe ge- 
habt, die tieferen, vor allem politi- 
schen Hintergrnde des Streiks in 
den Vordergrund zu stellen, anstatt 
nur auf der Welle spontaner Empö- 
rung „mitzuschwimmen” und den 
Herbst 1969 zu wiederholen zu ver- 
suchen. Die Analyse der gegenüber 
1969 veränderten Kampfbedingun- 
gen, der völlige Verrat der Arbeiter- 
interessen durch die IGBE-Führer- 
von der Gewerkschaftsspitze über 
„Arbeitnehmervertreter” im Vor- 


| Die Harburger Kollegen forder- 
ten auf ihrer Streikversammlung: 

volle Zahlung der 250 DM 

und der 312 DM-„Vermögens- 

bildung”. 

Die Geschäftsleitung und ihre 
Helfershelfer im Betriebsrat verhin- 
derten allerdings ein Übergreifen 
des Streiks auf die Frühschicht und 
ziehen zur Zeit massiv gegen eine 
von fortschrittlichen Kollegen g 
startete Unterschriftensammlung 
für eine Betriebsversammlung zu 
Felde, deren Durchführung der Be- 
rieberat beharrlich verweigert, Nahe- 
zu 500 Kollegen haben diese Vor- 
sammlung durch ihre Unterschrift 
wefordert, 

Die Harburger Zelle Hanomag- 
Henschel des KB wird im nlichsten 
ARBEITERKAMPF ausführlich von 
den zur Zeit laufenden Auseinan- 
dersetzungen berichten. 

Er ist bisher in keinem der Hano- 


mag-Werke gelungen, die For- 
derungen der Kollegen durchzu- 
setzen, 


Neuenkircher Eisenwerke, 
Saarbrücken: 


‚Zwei Tage lang streikten 7000 
Stahlarbeiter in Saarbrücken Mitte 
Oktober. ‚Sie forderten eine Teu- 
rungszulage von 70 DM auch für die 
restlichen drei Monate dieses Jahres 
Dieser Streik wurde gestützt durch 


Warnstreiks auf der Burbacher Hi 
und den m: emrsr 
sowie mehreren kleinen Betrieben 


im Saarland, Sie erreichten die 
Weiterzahlung der Teuerungszulage, 


‚kämpferischen Willen der Arbeiter- 
klasse für eine längerfristige Stär- 
kung der Arbeiterbewegung zu nul- 
zen versucht hätte. Das alles kann 
die DKP natürlich nicht, da es den 
Inhalten der revisionistischen Politik 
völlig entgegensteht. 

Der „politische Kampf” der Re- 
ten im Streik reduzierte sich 
darauf, durch Entstellungen und 
Weglassen selbst in der einfachen 
Berichterstattung (UZ’- einzige Ta- 
geszeitung an der Seite der Arbei- 
terklasse) das Bild von der Wirklich- 
keit zu zeichnen, das die revision 
stische Linie vorschreibt: So berich- 
tet”UZ’über die arbeiterfeindlichen 
Reden der CDU-Minister z. B. vorm 
Landtag ausführlich, von den glei- 
‚chermaßen arbeiterfeindlichen Spr- 
chen des SPD-Fraktionschefs und 
des SPD-Abgeordneten, der DGB- 
Chef ist, kein Wort. Der Leser er- 
führt noch nicht einmal, daß diese 
Leute überhaupt anwesend sind: In 
derUZ ist nur von „Abgeordneten” 
die Rede. Um so mehr Schonung 
der Sozialdemokratischen Parter 


und Oewerkaehaftthrr, je Der 
‚deren Handeln: Zur Erpremmung, mit 
der der SPD-Gesamtberrieberat die 
Arbeiter von der vom Sıreikkomitee 
planten Demonstration weg in die 
Betriebe trieb, heißt en In der"UZ“ 
„Der Gesmtberriebwat muß sich 
gen lamen, daß er mit seiner Un- 
verichrift kaum die Interessen der 
Belegschaft verireien hat.” Und das 
Verhalten der IGBE-Spitze „be- 
schreibt "UZ’ so: „Auch die Zurick- 
weisung der berechtigten Bergarbet- 
terforderung durch den IGBE-Vor- 
sitzenden dürfte nicht (vielleicht 
‚doch? ?) dasu beigerragen haben, 
die Position der Bergarbeiter zu 
närken. 

Kapitalisten und ihre Nandlanger 
in der Führung der IGDE äußerten 
sich am Freitag, als wieder gearbei- 
tet wurde, denn such „befriedigt 
über die Disziplin der Bergarbeiter “. 
Ein spontaner Kampf, der in einer 
Niederlage endet und demen politi- 
sche Folgen für die Rolle der So- 
ialdemokratie durch die Revision 
sten der DKP erträglich gemacht 
werden, wie hätten sie noch besser 


angesichts der großen Kampfbereit- 
schaft der Bergarbeiter wegkommen 
können? [ 
Gewerkschaftskommission 

des Chemie-Bereichs, 

KB-Gruppe Hamburg 


Vor dem Landtag: Bullen sichern die Bannmeile, 


nen Streik. Sie fordern die Zah- 
lung von zusätzlich monatlich 
70 DM 

Der Streik begann am 29. in der 
Spätschicht. Ausgangspunkt waren 
die Verkehrsbetriebe, die schon ein- 
mal in diesem Jahr für die Forde- 
rung _ nach einer Teuerungszulage 
streikten. In der Frühschicht griff 
der Streik auf das Profilwalzwerk 
über, jene Abteilung, die schon im 
März nach einem neun-tägigen Streik 


von 121 Arbeitern endete. 


eine neue Prämienregelung er- 
kämpfte. Es folgten Teile des Stahl- 
werks und der Hauptwerkstatt, ins- 
gesamt 15 Abteilungen. 

Die geforderten 70 DM gehen auf 
eine Vereinbarung zwischen IG-Me- 


Diese Karikatur zur Zahlung der 
sogenannten Touerungszulage vor 
‚öffontlichte die Zeile Hanomag- 
Henschel im Juli in der Zeitung 
METALLARBEITER. 


Mannesmann-Hüttenwerke, 


Mindestens 3000 Arbeiter traten 
am 29. und 30.10, in einen sponta- 


tall und den Stahlkapitalisten zu- 
1öck, die im Mal zustande kam, 
Nach dieser Vereinbarung erhielten 
die Stahlarbeiter von Juni bis Sop- 
temder monatlich 70 DM als Vor- 


I — 
NINE 


griff auf einen neuen Abschluß der 
Nacht-, Mehr- und Sonntagsarbeit 
aus dem gekündigten Manteltarif, 

Schon im September hatten die 
Mannesmann-Vertrauensleute zu- 
sammen mit den Lohnforderungen 
auch die Forderung nach Weiter- 
zahlung dieser von der Gewerk- 
schaftsführung als. „stahltypischen 
Zulage” bezeichneten Summe ge- 
fordert, da der Manteltarif immer 
noch nicht abgeschlossen ist 


Mehr als 3000 Arbeiter beteiligten sich an dem zweistägigen Streik bei den. 
Mannesmann-Hüttenwerken in Dulburg, der zunächst mit der Entlassung 


Der Streik Ist zunächat abge- 
brochen worden, nachdem die 
Werksleitung mit mamiven Drohun- 
gen reagierte und 121 Arbeiter 
fristlos entlassen hat 


Diesen Entlamsungen hat der Be- 
triebsrat nicht zugestimmt, 1 


Metali-Komliee, 
KD/Gruppe Hamburg 
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Ruhrkohle-Chef Kuhnke, 


In dieser Artikelfolge über die kapitalistische Lösung der Krise im west- 
deutschen Steinkohlenbergbau sind wir in den beiden letzten Ausgaben 
des AK muf das energiepolitische Konzept der Kapitalisten, die Rationali- 
sierungswelle zwischen 1958 und 1965 im Steinkohlenbergbau und die 
Gründung der Ruhrkohle AG eingegangen. 

rundlage der Einschränkung der Steinkohlenprodukte durch die wes 
deutschen Bergbaumonopole war der verstärkte Einsatz v 
dessen Be pole tz von Erdöl als 
Dabei konnten die Monopole nicht nur trotz, sondern gerade wegen der 
teilweisen Einstellung der Kohlenproduktion das große Geschäft machen. 
Sie nutzten die Existenzunsicherheit der Bergarbeiter derart aus, daß 
parallel zu Mawsenentlassungen die Arbeitshetze so gesteigert wurde. daß 
die Kohlenförderung insgesamt nur umwesentlich zuräckging. Mitte der 
‚60er Jahre war diese erste Rationalisierungswelle abgeschlossen. Der Raub- 
bau in den Zechen — ohne jede Neu- bzw. auch mur Ersatzinvestition — 
machte eine profitable Koblenförderung immer schwieriger. Auf den 
Zechen lasteten riesige Folgelasten in Höhe mehrerer Milliarden DM für 
Flur- und Wasserwirtschaftsschäden, Bergarbeiterrenten etc. Ohne um- 
fangreiche Neuinvestitionen für Maschinen konnte auch der Raubbau an 
der menschlichen Arbeitskraft nicht weiter gesteigert werd 
Die Bergbsumonopole und der kapitalitische Staat entwickelten als 
„Lösung” das Konzept der Ruhrkohle AG, einer ganz besonderen „Aktien- 
gesellschaft", Die Bergbaumonopole behielten aus ihren Gesellschaften 
alle profitablen Zweige, wie 2.B. die Kraftwerke, den riesigen Grundbesitz, 
den Kohlen-Großhandel und die Bergarbeiterwohnungen. Allein die in 
zwischen unrentablen Zechen wurden zur Ruhrkohle AG zusammenge- 
schlossen, deren Eigner die Bergbaumonopole blieben. 

ir die Ruhrkohle AG konstruierten die Zechenhefren und der Staat eine 
besondere Rechtsform, die in einem Grundvertrag mit dem Land Nord- 
rhein-Westfalen und dem Bund festgelegt wurde. Dieser Vertrag sicht vor, 
daß sämtliche Verluste” der Ruhrkohle AG auf Staatskosten getilgt werden. 
Der Ruhrkohle AG konnten jetzt alle Folgelasten des vorherigen Raubbaus 
auferlegt werden, Milliarden an Steuergeldern flossen in die Bilanzen. Ihre 
überalterten Zechen ließen sich die Bergbaukapitalisten weit über Wert 
von ihrer eigenen Gesellschaft Ruhrkohle AG bezahlen in sog. „Ein- 
bringungsforderungen”, denn der Staat übernahm die Bürgschaft. Weit 
unter Preis mußte die Ruhrkohle AG jahrelang ihren eigenen Besitzern, 


ingungsforderungen”, denn der Staat übernahm die Bürgschaft. Wi 
unter Preis mußte die Ruhrkohle AG jahrelang ihren eigenen Besitzern, 
vor allem den Stahlindustriellen, Kohle lieform 
Dieser dritte Teil der Artikelfolge beschreibt die Kommunistenverfolgung 
in den Bergbau-Betrieben, die von den Kapitalisten und ihren Handlangern 
in der Gewerkschaftsführung seit Mitte der 50er Jahre forciert betrieben 
wurde. Bevor sich spontane Abwehrkämpfe der Bergarbeiter gegen die 
voraussehbaren Massenenilassungen entwickelten, waren die Betriebe vor- 
beugend „gesäubert” worden. Als es dann zu Massenkämpfen der Berg- 
arbeiter kam, waren die Kommunisten bereits weitgehend liquidiert und die 
'soziakdemokratische Gewerkschaftsführung hatte die Bewegung völlig unter 
Kontrolle und konnte sie in die Irre führen. Jeder Widerstand gegen die 
Pläne der Kapitalisten brach vorerst zusammen. 
Die weiteren Teile der Artikelfolge gehen auf die Kämpfe der Bergarbeiter 
im Herbst 1969, die Faschisierung der IG Bergbau und schließlich die 
sozialen Folgen pitalistischen Lösung der Krise im Steinkohlenberg. 
bau für die Bergarbeiter und ihre Familien ein. 

Das Milliardengeschäft mit der | führern handelten sie Löhne aus, 

;ohlenkrise“ auf Kosten der Ar- | die an der Spitze der Lohnskala 


iterklasse konnte nur bewerkstel 
ligt werden, weil es den Kapitalisten 
frühzeitig gelang, den Widerstand 
der Arbeiterklasse fası vollständig zu 
brechen, 

Die Grundlagen für diese Politik 
wurden schon Mitte der $Oer Jahre 
gelegt, als für die Arbeiter von.den 
zukünftigen Ereignissen noch nichts. 
zu spüren war. Den Kapitalisten ge- 
lang es in diesem Zeitraum weitge- 
hend, die Linken, in der Mehrzahl 
Mitgleder und ehemalige Mitglieder 
der KPD, zu isolieren und auszu- 
schalten, Nach dem 1956 erfolgten 
KPD-Verbot fiel dies besonders 
leicht, s0 daß Hunderte von Kom- 
munisten in den Betrieben verfolgt, 
entlassen und isoliert werden konn- 
ten, 


Diese Kommunistenjagden hat- 
ten weniger Ihre Ursache darin, daß 
die KPD, die ehemals an Rhein und 
Ruhr sehr stark, war, zu diesem 
Zeitpunkt den Kapitalisten in ir- 
gendeiner Weise gefährlich werden 
konnte, sondern vielmehr darin, daß 
die in der Zukunft von den Kapita- 
listen erwarteten spontanen Ab- 
wehrkämpfe durch die Kommunk 
sten organisiert und mit einer Ziel- 
richtung versehen werden könnten. 
Bei der Ausschaltung der Linken 

n auf 

die aktive Unterstützung der sozial 
demokratischen Gewerkschaftsfüh - 
rer. Um deren Einfuß gegenüber 
den Linken In der Arbeiterklaue zu 
ürken, waren die Ruhrbose in 
diesem Zeitraum auch zu erhebl- 
chen materiellen Zugeständnissen 
bereit: Mit den SPD-Gewerkschafts 


Westdeutschlands standen, sicherten. 
in den Tarifverhandlungen Arbeits- 
zeitverkürzungen, billige Mieten für 
Bergarbeiter-Wohnungen etc. zu. 
Die SPD-Führer der IG Bergbau und 
Energie konnten so die von ihnen 
verbreiteten Illusionen über die ge- 
mchte und soziale Entwicklung des 
Kapitalismus mit Hinweis auf die 
ständigen kampflosen Verbesserun. 
gen In den Verhandlungen „belegen“ 
und klamenkimpferische Linke als 
„Spinner“, die diese Entwicklung 
ur störten, abtun. 

Schon bald sollte sich diese vor- 
übergehende „Investition“ der Ka- 
pitalisten auch materiell auszahlen 
und hohe Zinsen tragen: Nach Aus“ 
schaltung der Linken bewegten sich 
Löhne usw. im Verhältnis zur übri 
‚gen Arbeiterklasse rückläufig. so 
daß die Bergarbeiter in der Lohn- 
akala heute „unter ferner liefen“ 
liegen. 

Während der Einfluß der Linken 
politisch und (deologisch unter den 
Ruhrkumpels im allgemeinen auf 
diese Art und Weise schnell gebro- 
chen werden konnte, (und es den 
Kommunisten such nicht gelang, 
diese Entwicklung zu analysieren 
und die Arbeiter auf die zukünftigen 
Ereignisse vorzubereiten), gelang 
dies in einigen Ruhrzechen alle 
dings erst nach heftigen Kämpfen, 
In diesen Betrieben war es einzel. 
‚nen oder Gruppen älterer KPD-Ge- 
‚nomen gelungen, trotz des KPD- 
Verbots aktive Arbeit unter der Be- 
Iegschaft zu leisten und das Ver 
trauen großer Teile der Kollegen 
Au pwinnen, 

In einem 


Dericht des Kölner 


„Deutschen Industrieinstituts” (DI), 
Siner Zentrale der Arbeitgeberver- 
bände zur Beobachtung gewerk- 
schaftlicher und politischer Aktivi- 
täten der Arbeiterklasse und zur 
Propaganda der „Freien Marktwirt- 
schaft”, wird deutlich, mit welchen 
Methoden diese fortschrittlichen Ar- 
beitergruppen in den Ruhrzechen 
mit Hilfe der sozisldemokratischen 
Gewerkschaftsführer der IG Berg 
bau ausgeschaltet wurden. 

Der von der Abteilung II des DIL 
bearbeitete „Bericht zu Gewerk- 
schaftsfragen Nr. 4/61", „Die Kom- 
munisten und die Betriebsratswah- 
len 1961” stellt fest, daß in einigen 
Ruhrzechen der Einfluß der KPD 
immer noch verhältnismäßig groß 
war, „ungeachtet der Tatsache, daß 
die soziale Situation heute kaum 
noch Anhaltspunkte für die kommu- 
nistische Agitatiom bietet, so daß 
in zahlreichen Fällen Kommunisten 
in die Betriebsräte (1961) gewählt 
wurden. Dies ist umso bemerkens- 
werter, als die Betriebsratswahlen 
im Zeitpunkt eines besonderen 
Drucks der Kommunisten in der 
Deuischlandpolitik stattfinden. Am 
bemerkenswertesten sind hierbei die 
Fälle, in denen Kandidaten, die als 
Kommunisten oder als prokommu 
mistisch orientiert bekannt waren, 
‚auf eigenen Listen gegen die der 
Gewerkschaftslisten Erfolge erzielen 
onnten,"($ 
Gewerksc 
konnten.“ 

Mit der Forn im’ Zeit 
punkt besonderen Drucks der Koi 
munisten in der Deutschlandpolitik” 
spielt das DIN auf die antikommuni- 
stsche Hetze der Adenauerrepie- 
rung an, die 196 einen Höhepunkt 
erreicht hatte (Bau der „Mauer”), 
und auf deren Hetzwelle sämtliche 
bürgerlichen Massenmedien über 
Kommunisten herfielen. 


Erfolge kommunistischer 
Betriebsratslisten 


Dennoch war es z.B. der kommu- 
nistischen „Liste Kreienhorst” auf 
der Schachtanlage Rheinbaben des 
Hibernia-Konzerns gelungen, die ge 
werkschaftsoppositionelle Position 
gegenüber der letzten Betricbsrats- 
wahl noch auszubauen, sodaß auf 
diese Liste 1794 Stimmen (fast 
40%!) von 2167 insgesamt gegen 
über nur 244 der IG-Bergbau-Liste 
und 129 des „Christlichen Bergar- 


beiterverbandes” entfielen. (Bei der 

Wahl 1959 hatte die IG-Bergbau- 

Liste noch 420 Stimmen erhalten.) 
Als 


Kommunist hatte Kreien- 
selbst von 1946 - 1951 auf 
Liste kandidiert und 
war gewählt worden, dann wurde er 
bei Auseinandersetzungen mit der 
SPD-Führung der IG-Bergbau wegen 
„gewerkichaftsschädigenden Ver- 

tens” ausgeschlossen, einige Jahre 
später wieder aufgenommen und 
1959 vor der Betriebsratswahl wie- 
der ausgeschlossen, um seine. Wie- 
‚derwahl zu verhindern. Darauf war 
Kreienhorst gezwungen, eine eigene 
Liste einzureichen. 

‚Auf der Schachtanlage „General 
Blumenthal” in Recklinghausen wa- 
ten die Linken ebenfalls gezwun- 
sen, auf einer eigenen Liste zu kan- 
‚üidieren. Sie erreichten 50% und 
acht Sitze, während die von der 
1G_ Bergbau-Führung vorgeschlage 
nen Kandidaten „trotz aller An- 
strengungen der ” Gewerkschafts- 
funktionäre nur sieben Sitze er 
hielten”, (DII-Bericht, 8, 14) 

Auf drei Schachtanlagen der 
‚Bwald-Kohle" sollten die oppost 
Honellen Gewerkschafter „nach dem 


iM. TEIL 
DIE KOMMUNISTENJAGD 


Willen der Gewerkschaft auf aus- 
sichtslose Plätze der gewerkschaft. 
lichen Vorschlagslisten placiert wer 
den”. (. 15)-Die Linken machten 
das nicht mit, stellten eigene Listen, 
auf und erhielten statt vorher sie- 
ben jetzt insgesamt 14 Sitze in den 
Betriebsräten, „bei den Untertage- 
Arbeitern sogar mehr Stimmen als 
‚die IG Bergbau”. (S. 15) 
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zwei Tatsachen zu, die ansonsten 
von den sozialdemokratischen Füh- 
ren in Betrieb und Gewerkschaft 
aufs Entschiedenste voller Entrü- 
stung zurückgewiesen werden, be 
sonders wenn diese Feststellungen 
von Kommunisten getroffen wer- 
den. Nämlich erstens, daß das Betr.- 
VG (Betriebsverfassungsgesetz), das 
alte wie das neue, den als Arbei 


‚Sprengung des Förderturms der Bismark-Zeche 1968. 


In einigen Zechen gelang es auch 
einem erheblichen Teil der L 
über die IG Bergbau-Liste it 
Betriebsrat einzuziehen. Von den 
drei Bismarckschächten in Gelsen- 
kirchen z.B. waren von 50 BR-Mit 
@iedern 15 Kommunisten, auf 
Schacht IV und VI der Rhein 
preußen AG von 28 Betriebsräten 
insgesamt 15 Kommunisten, 

Feinsinnig” interpretierte das 
Kapitalistenorgan „Industrie-Kurier‘ 
1961 (Nr. 95) den - unter derarti 
gen Umständen erstaunliche - Er 
folg der KPD-Genoen und anderen 
Linken 

„Die Belegschaft hat in ihrer 
überwiegenden Mehrheit bewußt 
Kommunisten in ihren Beiriebsrat 
gewählt. Und dies, obwohl sie nach 
weisbar nur zu einem geringen Teil 
'kommunistisch gesinnt ist. Die et 
‚gentliche Ursache ist somit in dem 
Verhältnis der Arbeitnehmerschaft 
zum Betriebsrat zu suchen, Sie liegt, 
bei näherem Betrachten, in der 
Imsnitution des Betriebsrasen, wie 
dieser von dem Mitbestimmungr 
‚gesetz (gemeint ist das Betr, VG — die 
Red.) gestaltet wurde, begründei. 
Mitbestimmung hat Mitverantwor 
tung zur Folge und zur Voraus 
setzung. Hierdruch wird der Be 
triebsrat gezwungen, sich der „Ei 
‚gengesetzlichkeit" des Betrieben 
(also der Kapitalisten — AK-Red.) 
zu beugen. Damit wird er aber auch 
aus seiner Eigenschaft als bloßer 
Interessenvermreter der Arbeitneh 
mer in eine Zwittersteilung der 
Mitverantwortung auch für das Un- 
ternehmen gedrängt. Dieser Zuwachs, 
an Verantwortung nun wird von 
den Arbeimehmern sehr oft nicht 
verstanden. Sie glauben, daß die 
neue Zweiseitigkeit der Intereusen- 
wertretung der Betriebarlie auf 
mangelnder Standfestigkeit und 
mangeindem Charakter sowie el 
nem Fehlen der ideologischen Stär 
ke zurückzuführen sei. Sie machen 
den Vorwurf der Desertation und ge- 
ben sich bisweilen der Alusion hin, 
daß alle diese Eigenschaften bei 
den Kommunisten, den angeblich 
'kompromißloven Er feinden der Ar 
beitgeber, am reinsten zu finden 
aind,” 


Damit gibt das Kapitalistenorg! 


Sprengung des Förderturms der Bismark-Zeche 1968 


nehmervertretergewählten Beiriebs- 
rat zu zwingen versucht, sich der 
„Bigengesetzlichkeit” des Betriebes 
älso den kapitalistischen Profitge 
setzen, unterzuordnen; und zwek 
tens, daß die sczialdemokratischen 
jewerkschaftsführer diese Rolle des 
Betriebsrates, wie sie die Gesetze 
des kapitalistischen $ı vor- 
schreiben, völlig akzeptieren und 


"Auch der Schachtturm wurde vernichtet 
durchzusetzen sich bemühen sowie 
interessensvertretung der 

Arbeiter” zur Wahrung der „Mitver- 
antwortung für das Unternehmen“ 
übergegangen sind, was, wie der 
Schreiberling. bedauert, „ron den 
Arbeitnehmern sehr oft nicht ver 
standen wir 

Nach diesen Erfolgen der Lin- 
ken, die im einzelnen auf eine gute 
Verankerung in Betrieben und Be- 
triebsteilen hinweisen, in der Mawe 
der 600 000 Ruhrkumpels mit 
Tausenden an Beiriebsräten aller- 
ding keine allzu große Bedeutung 
hatten, setzte eine beispiellose Hetz- 
kampagne auch zur Ausschaltung 
dieser letzten Widerstandszentren 
gegen die Pläne der K 
der Ruhr ein, Ihr Deispiel hi 
Schule machen können „u. Dg) 


Vom „Arbeitnehmerflägel” der 
CDU/CSU im Bundestag, in dem 
sich die Sozialdemagogen der 
„‚Christlich-Demokratischen-Arbeit- 
ehmerschaft“ tummeln, starteten 
Hans Katzer und Josef Mick eine 
Anfrage an die Adenauer-Regierung 
und forderten Auskunft über die 
Verhältnisse auf der Rheinbaben- 
Zeche, auf der Kreienhorst die BR. 
Wahl "haushoch gewonnen hatte 
Diese Anfrage war u.1, deswegen 
möglich, weil diese Zeche zum bun- 
deseigenen Hibernla-Konzern ge 
hörte, Katzer/Mick forderten die 
Entlassung von Kreienhonst, da die 
ser Kommunist „die Mitbestim 
mungsrechte der "Belegschaft (!) 
mißbrauche", seine Erfolge auf der 
„Mißschtung des Beir. VG und 
Druck auf Arbeitnehmer“ beruh: 
ten und „Sie Frage besondere Be- 
achtung verdient, die den Verdacht 
der Beiriebsausspähung nahelegt” 


Daß fast 90 % der Stimmberech- 
tigten in geheimer Wahl für Kreien- 
homst waren, störte auch die SPD 
in ihren Behauptungen nicht. In 
ihrer „Neuen Rhein-Zeitung” vom 
ließ sie einen „Kumpel der 

u Wort kommen”: „Hier 
gilt das Gesetz: Wer nicht für Krei- 
enhorst ist, gilt als Feind, Arbei- 
terverräter, Kapitalistenanhänger.” 
(Man beachte, wie eine Parallele 
gezogen wird zu den Nazis: „Wer 
nicht für uns ist, ist gegen uns!”) 
„Es ist mehr als einmal geschehen 
daß Leuten gedroht worden ist, 
wenn sie nicht zur Stange hielten. 

Der SPD-Premedienst warf der 
Adenauer-Regierung „Großzügig- 
keit” mit den Kommunisten vor 
und forderte schärfere Maßnahmen 
„Aus der kleinen Anfrage (von 
Katzer/Mick) an die Bundesregie- 
ung ist dabei zu enmehmen, daß 
die Werksrerwalrung in Botropp 
den Exkommunisten um Kreien- 
'horst recht großzügig gesenäber- 
trat und dem von der IG Bergbau 
und Energie als Meinungs- und Ge- 


sinnungsterror der Kreienhorst & Co. 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


Die "Säuberungsaktion” der "Arbeitnehmervertreter” 
Mick/Katzer (CDU/CSU) und Gutermuth(SPD) 


bezeichneten politischen Druck auf 
die Belegschaft nicht konsequent 
entgegeniat.” (14.6.1) 

Die gewerkschaftsoppositionelle 
ArbeiterGruppe um Kreienhorst 
lehnte das arbeiterfeindliche BVG 
(Betriebsverfassungs-Gesetz) ab und 
versuchte statt demen, den Wider 
stand der Kollegen gegen die Ge- 
schäftleitung zu organisieren und 
aktivieren, so daß sich die Geschäfts- 
leitung zu verschiedenen Zugeständ- 
nissen gezwungen sah 

Diese Zugeständnisse warfen die 
Führer die IG Bergbau ihrerseits 
nun den Kapitalisten vor, da sie zur 
Unterstützung der Linken durch die 
gesamte Belegschaft geführt hätten, 
wobei das BVG „mißachtet“ worden 
sei. Statt dessen forderten sie von 
den Kapitalisten harten Kurs ge- 
gen Kreienhorst. 

Unter der bezeichnenden Über- 
schrift „Unsere Geduld ist zu Ende 

Betritbsrätekonferenzen sind kein 
Tummelplatz für kommunistischen 
Terror“ (1!) schrieben diese Leute 
im ZentralOrgan der IG Bergbau 
„Einheit“ (Nr. 13/1961) zur Be- 
riebsratswahl der Zeche Babenhau- 
.n 


„Die Kollegen, die trotzdem 

üine IGBE-Liste vorbereitet 
und aufgestellt hatten, standen 
einen durchorganisierten Apparat [!) 
‚gegenüber, den Kreienhorsi aus der 
‚Schar seiner Anhänger (!) gebildet 
hatte und der jede (1) anders gear- 
tete Willensdußerung bekämpfte. 
Allein diesem Umstand ist es zuzw 
schreiben, daß sich auf Rheinbaben 
eine Pıychose (!) entwickelt hat, 
die das selbstherrliche (!) Auftreten 
Kreienhorst und seiner Männer hin- 
genommen (!} und sich mit ihm 
abgefunden (!) hat. 

Auftrieb erhielt diese Pıychose 
zweifellos auch aus dem Umstand, 
daß sich Kreienhorst jede Exırava- 
ganz erlauben (!) und unter Miß 
Schtung des von ihm abgelehnien 
BVG seine eigenen Regeln im Be 
triebsrat und im Beirieb wirken 
lassen konnte." 


Ein Foto der Demonstration der Ruhrkumpel im Oktober 1969. 200 000. 
hatten sich angemeldet, für kanpp ein Dritiel organisierte die Gewerk- 
‚schaftsführung nur Transportmöglichkeiten. 


Die letzte Schicht auf der stillgelegten DEA (TEXACO)-Zeche Graf Bis- 
mark. Die Kapitalisten kassierten 140 Mill. DM Prämie dafür. Heute wird 
die Kohle der Graf Bismark von der Ruhrkohle AG abgebaut, für die not. 
wendigen Neuinvestitionen gab es staatliche Beihilfen. 


Nachdem so die Kapitalisten und 
ihre Handlanger aus den Parteien 
und Gewerkschaftsführung die Aus- 
schaltung der Linken propagandi- 
stisch vorbereitet hatten, folgten 
direkte Maßnahmen. Heinrich Guter- 
muth, damals IGBE-Vorsitzender, 
leitete sie auf der ersten Betriebs- 
rätevollversammlung des Hibernis- 
Konzerns nach den Wahlen Mitte 
Juni 1961 ein, auf der sich die Lin- 
ken insgesamt in der Minderheit be- 
fanden. 


Gleich zu Beginn der Versamm- 
lcng forderte Gutermuth, daß sich 
alle anwesenden Betriebsräte laut 
BVG ausschließlich mit wirtschaft- 
lichen, sozialen und arbeitstechni- 
schen Fragen zu beschäftigen hät- 
ten, politische oder gewerkschaftli- 
Für die Linken war dies eine einzige 
Provokation, der natürlich nicht zu- 
gestimmt werden konnte, da damit 
alle entscheidenden Fragen vom 
Tisch waren, 


Daraufhin verließen, wie zuvor 
verabredet, auf Aufforderung Gu- 


1959, zu Beginn der ersten Ze- 
chenstillegungen, hatten die Kapı 
talisten es noch hinnehmen müssen, 
‚daß es den Führern der IGBE nicht 
gelang, den spontanen Protest der 
Ruhrarbeiter völlig abzuwiegeln. Auf 
einer zentralen Versammlung von 
Betriebsfunktionären im August 
wurden von den Linken statt schö- 
ner Worte endlich Taten gegen Fei- 
erschichten, Betriebsstillegungen 
und Entlassungen gefordert. Der 
IGBE-Vorstand war gezwungen, Pro- 
testkundgebungen in den einzelnen, 
Ruhrstädten und einen zentralen 
Demonstrationsmarsch nach Bonn 
anzukündigen. Gutermuth erklärte 
aanz „radikal“. 

„Wir werden im Ruhrgebiet 

marschieren, die modernsten 
Propagandamittel anwenden und 
auch in Bonn aufkreuzen, wenn 
unser angekündigtes Aktlonspro- 
gramm zum Zuge kommt.“ („Dat 
Blinkfüer“, Nr. 16/59) 


Als die IGBE-Führer dann aller- 
dings sahen, daß diese Aktionen zu 
einer breiten Massenbewegung der 
Kumpels anwuchsen, stellten sie die 
Kundgebungen in den einzelnen 


termuths an „alle demokratisch ge- 
sinnten Belegschaftsvertreter" die 
anwesenden IGBE-Betriebsräte — 
in einträchtiger „Solidarität” gegen 
die Linken — zusammen mit den 
Vertretern der Spaltergewerkschaf- 
ten DAG und „Christlicher Bergar- 
beiterverein“ die Konferenz. 

Auf die Forderung Gutermuths 
an den Hibernia-Vorstand wurden 
Kreienhorst und der Betriebsrat 
Sadowski wegen „Mißschtung”des 
BVG“ entlassen, was sich nach der 
allseitigen Hetze in den Vorwochen 
und in dem allgemeinen antikommu- 
nistischen Hetzklima jetzt durch- 
setzen ließ, 

Jede Solidarität mit den Ent- 
lassenen wurde im Keim erstickt 
So entließ z.B. die Geschäftsleitung 
der Schachtanlage „Franz Haniel“ 
den Betriebsrat Franz Wemmers, der 
zur Solidarität mit Kreienhorst und 
Genossen aufgefordert hatte und 
Unterschriften gegen deren Maßre- 
gelung gesammelt hatte. (Natürlich 
wegen „Verstoß“ gegen das BVG 
durch „Störung“ des „Betriebsfrie- 
dens“.) 


Jeder Widerstand der Arbeiter vorerst gebrochen 


Städten schleunigst wieder ein. Für 

den Marsch auf Bonn im Oktober 59 
hatten sich 200 000 Bergarbeiter 
angemeldet. Als es dann soweit war, 
hatte der IGBE-Vorstand nur für 
‚60 000 Kumpel Sonderzüge, Damp- 
fer und Busse gemietet. Die Übri- 
‚gen mußten zu Hause bleiben! Statt 
den vorhandenen Kampfeswillen zu 
Organisieren, verbreitete Gutermuth 
Resignation: Er forderte „Hilfsmaß- 
nahmen“ der Regierung, von denen 
die Kumpels wußten, daß sie ledig 
lich den Zechenherren zukommen, 
Die Schließung von vorläufig 15 
Zechen hielt er gleichzeitig für 
„unvermeidlich, 

Nach der Ausschaltung der let 
ten oppositionellen Gewerkschafter 
1961 brauchten die Zechenherren 
vorerst den spontanen Protest der 
Belegschaften nicht zu fürchten. Es 
hätte keine Kraft gegeben, die Ihn 
organisieren und eine Richtung ent 
gegen der sozialdemokratlschen Po- 
litik des Verkaufs an die kapltalist 
schen Interessen, hätte geben kön- 
en, Planmäßig wurden die Zechen 
geschlossen und die Belegschaften 
abgebaut. (vgl. die Zahlen im ersten 
Teil) (Wird fortgesetzt) [ 


u bestellen über: Verlag J, Reunts 
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Richtigstellung 


ie Artikelfolge in AK 32 und 
JAK 33 „Krise im Steinkohlen- 
bergbau — für wen? ” beschäf- 
tigt sich in ihrem ersten Teil mit 
der westdeutschen Energiepolitik, 
imbesondere mit der Umstellung 
des Energieverbrauchs von Ste 
kohle auf Erdöl. Hierbei sind den 
Genossen leider einige sachliche und 
politische Fehler unterlaufen, die 
wir hier richtigstellen wollen. 
Förderung und Verarbeitung von f 
Erdöl ist für die Imperialisten heute # 
tatsächlich „das größte Geschäft £ 
der Weit” (vergl. AK 30, Seite 17). & 
Das liegt vor allem daran, daß di 
Froduktionakosten des Erdöls außer 
Fordentlich niedrig sind, und zu 
Produktion, Verarbeitung und Ver 
mäatktung relativ wenig menschlich 
H Arbeitskraft verbraucht wird. Das # 
gesamte Geschäft befindet sich i 
der Hand einer vielfach verfloch- # 
Ätenen Gruppe von wenigen multi- $ 
# nationalen Monopolfirmen, die auf E 
Grund ihrer wirtschaftlichen und & 
politischen Macht die Abgaben an $ 
#die Förderländer dräcken und die 
Verkaufspreise, etwa für Heizöl und $ 
# Benzin, hochtreiben können, so daß $ 
Ü riesige Gewinne garantiert sind. # 
| „"echen Anteil die Kapitlisten | 
Hde 


BRD an diesem Geschäft erhal- # 
Äten, das richtet sich nach dem in- 
$ ternationalen Kräfteverhältnis. Des- $ 
{halb ist nicht der Suezkrieg der 

jegbereiter der BRD-Konzerne zum 
3 Ölgeschäft gewesen. Vielmehr war 

der Suezkrieg nur ein Ausdruck der $ 
in den $0er Jahren sattfindenden 
räfteverschiebungen zwischen den 
perialistischen Mächten USA, # 
roßbritannien, Frankreich und 


$ _ Diewestdeutschen Energiemono- 
#pole hatten übrigens auch nich! 
is zum Suczkrieg „im wesentlichen $ 
öl nur aus Libyen und Algerien $ 
zichen können“, weil in beiden £ 
ändern erst 1956 Erdöl entdeck: 


Anteil der BRD-Konzerne 3 
$ am Ölgeschäft ist heute immer noch $ 
{ klein. Bei Zustandekommen des ge- 


# planten BRD-Ölmonopols + hätien 
# dieses nur cu. 15% des westdeut- 
8 schen Ölverhrauchs unter Kontrof E 


H 
5 Daraus geht offenbar hervor, daß # 
dei der „Verlagerung der Krdör 


# Einfuhr (der BRDY) Im völlig ab- 
E hängige Länder” (Graphik AK 
17) die Politik des BRD- 
iv geringe Rolle sp 
er Politik der großen 
") 


us selbst nur eine ela 
Ölmonopole 


gegenüber 
indischen 
Besonders verwirrend ist in der 
Graphik die Vertauschung der Be- 
schriftungen „Saud-Arabien” und 
‚Libyen”'; tatsächlich ist es m 
lich die Einfuhr aus Saudi-Arabien, 
die zunimmt 
Der Rückgang der Förderung in 
Libyen ist eine von der lbyschen 
@ herrschenden Klasse verordnete 
Maßnahme. Wahrscheinlich will man 
in Erwartung steigender Erdölpreise 
mit den begrenzten Vorräten des 
seht hochwertigen libyschen Öl 
später größere Eins 
Wir werden in 
‚den Ausgaben des ARBEITER- 
KAMPF auf die Rolle der Erdöl- 
|monopole im imperialistischen Sy- 
stem noch aunführlicher eingehen, 


AK-Redaktion. " 
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erhältl, Im: ARBEITERNUCH 
2 Hamburg 13 
Grindelhal 45 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


eit_ einiger Zeit bekommen 

immer mehr Werktätige in der 

‚BRD zu spüren, was In unserer 
Gesellschaft unter Stadt, ‚sanlerung’ 
verstanden wird. Am bekanntesten 
geworden sind bisher Frankfurt« 
Westend, Westberlin-Kreuzberg, In 
Hamburg _ St. Georg/Hohenfoldı 
St. Pauli-$üd und Ottensen, 

„Sanierung“ heißt auf deutsch: 
Gesund machen. Für wen aber sollon 
bei uns die Stadtteile „„gesünd 
werden? 

Das Problem der „Sanierung“ ist 
nicht so neuartig, wie man unter de 
bloßen Perspektive der letzten Jahre, 
denken könnte. Schon Friedrich 
Engels untersuchte im letzten Jahr« 
hundert die „Sanlerungs“vorhaben 
der deutschen Bourgeoisie 

„Die Ausdehnung der modernen 
großen Städte gibt in gewissen, be- 
‚sonders zentral gelegenen Strichen 
derselben dem Grund und Boden 
‚einen künstlichen, oft kolossal stet 
‚senden Wert: die darauf errichteten 
Gebäude, statt diesen Wert zu erhö- 
'hen, drücken ihn vielmehr herab, 
well sie den veränderten Verhältnis- 


sen nicht mehr entsprechen; man 


reißt sie nleder und ersetzt sie durch 
‚andere. Das geschieht vor allem mii 
zentral gelegenen Arbeiterwohnun- 
gen, deren Miete, selbst bei der 
größten Überfüllung, nie oder doch 
nur dußerst langsam über ein gewis- 
‚ser Maximum hinausgehen kann. 
Man reißt sie nieder und baut Läden, 


Unter „gesönderen‘“ Stadtteilen verstehen die Kapltalisten „gesändere“ 
Profite ei Bodenspekulation, Wohnungsbai 
Boden in den Ballungsrkumen der Städte 

‚Arbeiter. Verslumung alter Stadtteile, hohe Mieten, Zer- 
Kheeidung r Wohngebiete durch breite Straßen, miserables Öffentliches 
Nahverkehrssystem, Lärm, Umweltverschmutzung und Gefahr — das alles. 
lich Demagogich yird die „Krankheit“ der Side bei der 

zum Vorwand genommen, um sie noch mehr zu zerstören. 

einen Arbeiterwohnbezirk in Hamburg- 
Altona, Die dort im Mai gegründete Bürgerinitiative versucht, die Interessen. 
‚der Ottenser deutlich werden zu Iasen und die in d 
dene Unruhe gegen die Pläne des Hamburger Senats zu organisieren. 


Bee ‚preise wird 


Pa 


Das it uch für Ottensen geplant 


und Hausbesitz. Aufgrund 


jevölkerung vorhan- 


tell 212 stammen sogar 75 % der, 
genau dom Izin Jahrhundert 
= Ottensen wurde wenig betroffen 
von den Bomben im Sommer 1942, 
denen rund 40 000 Hamburger und 
ganze Stadtteile zum Opfer fielen.) 
Ex int ein ausgesprochener Arbeiter- 
wohnbezirk, wo auch besondersvicle 
alte Menschen wohnen und wo der 
Anteil der ausländischen Arbeiter 
der höchste von Hamburg ist 
Zwischen den Wohnhausern, in 
den Hinterhöfen, sind viele Kleine 
Gewerbebetriebe, vereinzelt auch 
erößere Indıtriebetriebe - vor all 
die Firma‘Menck und Hambrock, 


deren mehrere tausend Beschäftigte 
auf etwa sechs Werke in Ottensen 
verteilt sind. Menck und Hambrock 
zieht zum Jahresende von Ottensen 
‚nach Ellerau bei Pinneberg vor die 
‚Tore von Hamburg. Die Grundstücke 
der Firma hat die Neue Heimat ge- 
kauft. Der Auszug des Betriebes wird 


wohglungen von Kapitalisten und 
Mandgern eignet es sich aufgrund 
der nahen Elbe und der Elbvororte 
(Blankenese) sehr gut. Für die werk- 
tätige Bevölkerung ist ein solches 
Gebiet, solcher Grund und Boden 
„zu schade“ 

Deswegen soll jn Ottensen die 
sogenannte „City-West” entstehen. 
Von Sanierung alter Häuser wurde 
in Ottensen schon seit Jahrzehnten 
gesprochen. Konkrete Pläne tauch- 
ten jedoch erst auf, nachdem die 
CDU 1969 mit dem Plan einer 
City-West an die Öffentlichkeit trat. 
Als damals die Spekulanten und 


Die Aktionsgemeinschaft Ottensen 
(AO) hat ein Straßenfost für Kinder 


Konzerne ihre Chance sahen, wurde 
diese Anregung auch von der Wirt- 
schaftsbehörde aufgegriffen, die sich, 
‚dann mit der Baubehörde in Verbin- 
dung setzte. 


Senat will Kahlschlagsanierung 


‘sr Maximum hinzusgehen kann. 
Man reißtsie nieder und baut Läden, 
Warenlager, öffentliche Gebäude a; 
ihre Stelle, 

(ausF. Engel, „Zur Wohnungsfrage“) 

In einer kapitalistischen Gesell- 
schaft werden nicht nur die Produkte 
‚menschlicher Arbeit zu einer (käuf- 

hen) Ware, sondern auch der „N: 
turvorrat“, der Grund und Boden 
(selbst wenn er völlig unbearbeitet 
ist). Da dieser nur begrenzt vorhan- 
den ist und nicht wie die Erzeugnisse, 
von Industrie und Landwirtschaft 
vermehrt werden kann, steigt der 
Bodenpreis immer weiter — ganz 
besonders in Zeiten, wo wachsender 
Bedarf nach Boden besteht. Dies war 
in den letzten Jahrzehnten in der 
BRD der Fall, Aufgrund großer 
Nachfrage für Industrieanlagen, Hau 
bau, St Bale een in dor BRD 

ie Bau ise von 19S0bix 1970 
auf das zwölffache. In den Ballıng 
gebieten sogar allein von 1959 bis 
1969 auf ds zwanzigfache, 

Die großen Bodenbesitzer haben 
wo rienige Profite gemacht — das be- 
kanntexte Heispiel ist ein Herr von 
Finck, der in München pro Tag durch 
Nichtstun aufgrund der Wertsteige- 
rung seines Bodens über eine Million 
Mark vordient, Noch ein weiteres 
Beispiel; In Wiesbaden hofften Spe 
kulanten, ein Wohngebiet zu einem 
Bürohausviertel machen zu können. 
Innerhalb von drei Monaten stiegen 
die Grundstückspreiie von 2008. DM 
pro qm auf I 000- DM) alıo um 
400 %. Und auch am Boden verdie- 
nen nicht die „kleinen Leute“, son- 
‚dern in erster Linie die 0,01 # der 
Bevölkerung, die über 1/3 der Wirt 
schafusfläche und fast 3/4 der Forst- 
Näche der BRD besitzen. 

Ottensen ist ein Suadtteil von 
Hamburg-Altona mit über 30 000 
lüinwohnern, Es ist ein sehr dicht 
bier — bis auf 
‚hen sind die Häuser 
vor 1914 gebaut - große Teile davon 
in der Zeit des Wirtschaftsaufs 


bebautes Alban 


wenige Aust 


schwungs nach 1870/71, (Im Orts 


der Firma hat die Neue Heim: 
kauft. Der Auszug des Betriebes wird 
die geplante „Sanierung” von Otten- 
sen ein Stück näher bringen. 
Ottensen liegt sehr zentral: Zur 
ty aind es etwa fünf Kilometer mit 
guter Straßenverbindung; am Bahn- 
hof beginnen/enden fast alle Zug- 
verbindungen Hamburgs: S-Bahn; 
weitere $-Bahn im Bau, U-Bahn ge- 
plant; die neue Autobahn soll von 


Fiensburg/Kiel kommend in wenigen 


Wochen bis zur Ausfahrt Waldersee 
straße, (1/2 km vom Ottensen,ent- 
fern) eröffnet werden und nächstes 
Jahr dann welter durch den neuen 
Hbtunnel über den Hafen nach Siden 
führen, so daß dann von Ottensen 
eine direkte Verbindung zur anderen 
Elbseite, nach Harburg und vor allem 
zum Hafen, zu den neuen Industrie 
anlagen an der Untereibe bestehen 
wird. 

Das alles macht Ottensen zu einem 
‚ckerbissen‘“ für Bodenspekulan- 


ten, _ Wohnungsbaugesellschaften, 
Kaufhauskonzerne, Handel, Banken 
herungen. Auch als Gebiet 


Eigentumswohnungen/Zweit- 


Senat will Kahlschlagsanierung 


Nach den Wünschen des Senats 
und der dahinter stehenden Konzer, 
ne soll ein großer Teil Ottensens 
kahlschlagsaniert werden — davon 
würden etwa 10 bis 15 000 Men- 
schen betroffen. Auf einem 30 Hek- 
tar großen Gebiet sollen nach den 
Worten von Bausenator Caesar Mei- 
ster Kaufhäuser und Bürogebäude ge- 
baut werden. (Ausläufer derCity-West 


würden dann sein: Das heute noch 
bestehende Einkaufsgebiet um Iiertie 
herum: der Altonaer Bahnhof, der 
zur Zeit abgebrochen wird und auf 
demen Neubau dann ein Kaufhaus 
kommen wird; das fertige Einkaufs 
zentrum auf der anderen Seite des 
Bahnhofs sowie das fast fertiggentell- 
te Kaufhaus- und Bürozentrum an 
der Großen Bergstraße.) Ein kleiner 
Teil des Kerns von Ottensen soll von 
‚dem Kahlschlag ausgespart werden, 
soll zur „Milleuinsel”' werden, Vor. 
bild dafür ist. Hamburg-Pöseldorf, 
wo sich die reiche Schickeria ein 
Stelldichein gibt. 

Die Pläne der Hamburger „Ar- 
beitnehmerregierung"(SPD-Mehrheit 


im Senat) bedeuten für die Ottenser 
Bevölkerung: Mindestens 95 % der 
von der „Sanierung“ betroffenen 
Bevölkerung werden, wie die Eı 
rungen in anderen Städten zeige 
aus Ottensen vertrieben werden, da 
‚sie, auch wenn neue Wohnungen ge- 
baut werden, die teuren Mieten 
nicht werden bezahlen können. Sie 
werden unterkommen müssen in den 
Betonsilos am Osdorfer Born, am 
Mümmelmannsberg oder in Aller- 
möhe. Das bedeutet: Erheblich teı 
rere Mieten, weite Entfernungen zum 
‚Arbeitsplatz (womit sie fast zu Pend- 
iern werden und ihr Arbeitstag um 
einige Zeit länger sein wird), Zer- 
Störung der gewachsenen. sozialen 
Verbundenheit und Solidaritkt. Für 
viele Ottenser wird esauch bedeuten 

Baracke, Nissenhütte, Obdachlosen- 
lager. (Schon heute gibt es in Ham- 
burg rund 10 500 Obdachlose.) 

„Er gibt viele Arten zu töten. 
Man kann einem ein Messer in den 
Bauch stechen, einem das Brot ent- 
ziehen, einen von einer Krankheit 
nicht heilen, einen in eine schlechte 
Wohnung stecken, einen durch Ar 
beit zu Tode schinden, einen zum 
Selbstmord treiben, einen In den 
Krieg führen usw. Nur weniger davon 
in in unserem Staat verboten.“ 
(Bertold. Brecht) 

Was sind. die 
Ottenser ? 


Interessen der 


Ein „gesünderes“ Wohnen in Ot- 
tensen würde folgende Sofortmaßr 
nahmen erfordern. 
 Abriß der nic! 


mehr renovierba- 

‚sen Bausubstanz. sowie der still 
gelegten Gewerbebetriebe und 
Lagerräume; Nutzung der frei- 
werdenden Flächen zum Bau 
wirklich preiswerter Sozialwoh- 
‚mungen, in die die alten Mieter, 
deren Wohnungen nicht mehr re-, 
novierbar sind, wieder einziehen, 
und wo zusätzlich neuer Wohn- 
raum für. „Arbeiterfamilien. ge- 
schaffen wird; Anlage von Grün- 
ächen, Spielplätzen, Altentages- 
stätten, Jugendhäusern. 

8 Renovierung der zu erhaltenden 
Häuser (ein Großteil der Wohnun-, 
gen ist ohne Bad und Toilette — 
besonders im Ortsteil 212, wo 
6 600 Menschen wohnen. Dort 


besonders im Ortsteil 212, wo 
6 600 Menschen wohnen. Dort 
ist in 55 % der Wohnungen kein 
Bad — Hamburger Durchschni 
16 % - und in 1/4 der Wohnun- 
gen kein eigenes WC). 

8 Kein Durchgangsverkehr durch 
Ottensen, insbesondere kein Au- 
tobahnzubringer durch dies dicht 
besiedelte Gebiet. Stattdessen 
wäre der Bau eines Zubringers, 
wenn wirklich notwendig, auf 
einer Hochstraße über der S-Bahn- 


MACHT MIT 
ın vi AKTIONS: 


GEMEINSCHAFT 


Protestdemonstration der Aktions- 
gemeinschaft Ottensen (AO). 


linie, durch Gewerbegebiet, durch 
Untertunnelung denkbar. Und vor 
allem: Aufbau eines weitverzweig. 
ten, oft verkehrenden, schnellen. 
Öffentlichen Nahverkehr ohne 
dauernde Preiserhöhungen. 


Täuschungen, Tricks und Hetze 


Ein Mittel des Senats gegenüber 
der Bevölkerung ist, se in Unklarheit 
und Unsicherheit zu lassen, So hat 
ein Teil der Ottenser bis heute noch 
nichts von den „Sanierung 
‚gehört. Ein anderer, größerer Teil 
hat was verlauten hören, weiß aber 
nichts genaues. Das „Entwicklungs- 
modell” für Hamburg von 1969 sieht 
für Ottensen ein sogenanntes Mana- 
‚gementzentrum ähnlich der City: 
Nond vor, 

Dieser Plan hat aber keine Rechts- 
wirksamkeit. Rechtswirksam) 


Namhurg:Kapitalistische Sanierung in Ottensen 


sicht der Bebauungspläne, die im 
Altonaer Rathaus einzusehen sind, 


‚Ob Ottensen zum Städtebauför- 
derungsgebiet erklärt wird, ist bisher 
nicht klar. Dadurch würden zur Zeit 
wohl die Pläne der Behörden für die 
Bevölkerung zu offensichtlich. 


Auf einer Pressekonferenz am 
13.6,73 sagte Bausenator Caesar 
Meister, es würde kein Autobahnzu- 
bringer durch Ottensen gebaut. Die 
Einwände der Bevölkerung hätten 


Forderungen der protestierenden 
Ottenser: „Baut Wohnungen statt 
Büropaläste”, „ 
‚gangsvorkehr”, „Für niedrige Mie- 
ten”, „Mehr Spielplätze” usw, 


überzeugt. Daraus machte d 
genpost“ 


‚Bürger siegten über die 

iedoch, daßs 
die Autobahnausfahrt Waldersee- 
straße in wenigen Wochen eröffnet 
wird, Nach Schätzung der Behörden 
werden nach Fertigstellung der Au- 
tobahn auch im Süden Hamburgs 
26 000 Autos mehr täglich durch 
Ottensen fahren. Die Bauarbeiten 
an den entsprechenden Straßen sind 
inzwischen auch fast abgeschlossen, 
Überhaupt ist es für den Senat gün- 
stig, Stick für Stück vorzugehen und 
so Stück für Stück Fakten in seinem 
Sinn zu schaffen. 

Der durch anon Gıraßan zur Antn- 
50 Stück für Stück Fakten in seinem 
Sinn zu schaffen. 

Der durch enge Straßen zur Auto- 
bahn führende Verkehr wird das Le- 
ben für viele Tausehd Menschen 
durch Lärm, Gefahr und Gestank 
ungeheuer beeinträchtigen. Die Be- 
hörden hoffen, so das Wohnen zu 
verleiden, zum „freiwilligen“ Weg- 
zus zu veranlassen — oder auch, daß 
die Anwohner schließlich selbst nach 
einer breiten Straße für den Durch- 
gangsverkehrt was mit Hausabriß ver- 
bunden wäre) rufen. 

‚An einem Großteil der Häuser in 
Ottensen wird seit Jahren nichts 
mehr getan (teilweise ganz bewußt, 
teilweise — von den kleineren Haus- 
besitzern - weil sie selbst nicht 
geschehen wird), viele 
werden mil ausländi- 
schen Arbeitern überbelegt, so daß 
insgesamt eine allmähliche Verslum- 
ung eintritt, die den Totalabriß 
„einsichtiger" machen wird, 

Neben dem Zuröckhalten von 
klaren Informationen (eine kleine 
Notiz im amtlichen Teil der Zeitung, 
daß dort und dort dann und dann 
der und der Plan ausliege, gl schon 
als „Information der Bevölkerung“) 
ist die „Nichtzuständigkeit“ der ein- 
zeinen Behörden ein beliebtes Mi 
des Staatsapparsten. Jeder Den 
‚Jede Behörde ist nur für den und den 
kleinen Teilabschnitt zuständig. 
„man würde ja gerne, aber..." 

Bausenator Meister hat sicherlich 
einen zentralen Überblick und we- 
sentliche Zuständigkeiten, für kon- 
krete Fragen ist dann aber das Alto- 
naer Bezirksamt zuständig, was auf 
‚dem Gelände der Neuen Heimat ge- 
schicht, ist deren Sache usw. 

„Schuld“ daran sind nicht s0 sehr 
Inzeinen Beamten, sondern der 
Aufbau des Behördenapparates, der 
auf Undurchschaubarkeit für die 
Werktätigen ausgerichtet ist, 

Ein weiteres Mittel der Behörden 
ist, die Bewohner verschiedener 
Stadtteile gegeneinander auszuspie- 
ion. $o in einem „Morgenpost". 
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Artikel vom 2.7.73, wo ein Bav- 
direktor Maldfeld von der Baubehör- 
do sagt, daß man „das Problem auch, 
sche", bei Schließung der Ausfahrt 
Waldersestraße sich der Verkehr 
‚jedoch über die Ausfahrt Von-Sauer- 
Straße und dann durch Bahrenfeld 
ergioßen würde, Die beste Möglich- 
it wäre noch der Bau einer Stadt- 
autobahn, aber dagegen hätte sich 
der SPD-Parteitag aufgrund der Pro- 
teste der Bevölkerung ausgesprochen. 


Die Alternative, Ausbau des öf- 
fentlichen Nahverkehrs oder auch 
denkbare Möglichkeiten für den Au- 
tobahnzubringer, die nicht 10 viele 
Menschen so erheblich beeinträchti- 
‚gen würden, werden gar nicht erst 
in Betracht gezogen, weilden.Behör- 
den letztlich an einer. Planung. im 
Interesse der Menschen nichts liegt, 
weil ihnen das „zu teuer" 

Erste Proteste aus der 
"rung wurden vom 
Abendblatt" 2.B. so behandelt, daß 


Die Interessen der Massen müssen im Mittelpunkt stehen 


— zur Arbeit der „Aktionsgemeinschaft Ottensen” - 


Die,Aktionsgemeinschaft Otten- 
sen” (AO) wurde im Mai’ dieses 
Jahres gegründet, Vorher gab es in 
Ottensen einen Juso-Arbeitskreis, 
der seit Sommer 72 die „Ottenser 
Zeitung” (OZ) herausgab. Außer 
durch die monatlich erscheinende 
Zeitung traten die Jusos nicht an 
die Öffentlichkeit. Etwa seit An- 
fang dieses Jahres begannen auch 
einige Mitglieder und Sympathi- 
santen der „KPD/ML" in dem Ar- 
beitskreis mitzuarbeiten. Seildem 
zeigt die OZ folgendes Bild: Einer- 
seits illusionäre Vorstellungen über 
den Staatsapparat und die SPD, an- 
dererseits wortradikale Sprüche. So 
wird in der letzten OZ(verkaufte 
Auflage der Zeitung in Ottensen 
1.000 - 1,500) einerseits von einem 
„Sanierungsirrtum”(!) der Behör- 
de gesprochen, andererseits finden 
sich Sätze in dem Stil „Die SPD 
ist arbeiterfeindlich”, die aber , 
wenn sie nicht verbunden sind mit 
"konkreten politischen Enthüllungen 
sowie dem Aufzeigen der nächsten 
konkreten politischen Enthüllungen 
sowie dem Aufzeigen der nächsten 
Schritte bei dem jetzigen Kräftever 
hälknis zu Phrasen werden. 

Nach einer ersten öffentlichen 
Versammlung im April (150 Teil- 
nehmier) wurde auf einer 2. Ver 
sammlung in der Schule Gaußstra- 
e im Mai von.300 Ottensern die 
„Aktionsgemeinschaft Ottensen" 
gegründet. An dieser Versammlung 
nahm auch eine ganze Reihe von 
Arbeitern und Angestellten sowie 
älteren Menschen aus Ottensen teil 

Aus dem damals beschlossenen 
Statut: „Mitglied der AO kann jeder 
werden, der sich für die Ziele und 
Forderungen einietzt. Die AO wird 
getragen und bestimmt von der 
Mirgliederversammlung und denein- 
Zurichtenden regionalen Arbeits- 
gruppen. Die Miigliederversamm- 
hung tagt. mindestens 1/4jährlich, 
die Arbeisgruppen mind. wöchent- 
ieh. Die.Arbeitsgruppen setzen die 
Beschlüsse der MV in konkrete Maß 
‚nahmen um. Die Arbelı der Arbeits- 
‚kruppen wird koordiniert von einem 
Aktionsausschuß (AA), der 15 Mir- 
lieder umfassen soll, von denen 12 
aus den Arbeitsgruppen delegiert und 
drei von der MV gewählt werden. 
Alle Delegierten sind an die Beschlür. 
ie der Gremien, von denen sie ge- 
wählt worden sind, gebunden und 
Können jederzeit abgewählt werden. 
Alle Gremien tagen Öffentlich.” 

Dies Statut bot eine deniokratk 
sche Grundlage für die Arbeit von, 
Menschen ‚verschiedenster * politi- 
scher Richtungen für die Interessen 
der Ottenser Bevölkerung. Das da- 
mals beschlössene Programm. der 
AO stimmt Im wesentlichen mit den. 
in diesem Artikel aufgeführten „So- 
fortmaßnahmen" für die Ottenser 
Bevölkerung überein. Es wurde je- 
‚doch auch beschlomen, schon kurz- 

ine Demonstration durchzu- 

mußte ohne gründliche 
Informatlon» und Agitationsarbeit 
ein Mißerfolg werden. Die Begrün- 
dung „Beginn der Bauarbeiten für 
‚den Autobahnaubringer"“ für eine 
kurafristig notwendige Demonstra- 
tion zeigte die mit dieser Demon, 
ration. verbundenen Illusionen 


seinen „Ottenser“ über die Demon 
ration "der. Bürgerinitiative „Ak- 
tionsgemeinschaft Ottensen“ sagen 
st: „Ein Grüppchen Radikaler 
will un vor seinen Politkarren spa, 
nen,“ Aus knapp 300 Demonstran- 
ten werden 150 gemacht. Als posl- 
tiven Vorbild wird die „Bürgerinit 
ve Oltensen‘“ hingestellt (dort kön- 
nen nur Haus- und Ladenbesitzer 
Mitglied werden!), die sich den In- 
teressen des Senats glänzend unter 
‚ordnet, Deren Vorsitzender (Leder 
schäftsinhaber Adolff) sagte laut 
‚„Abendblatt'‘;;,Wenn wir in Otten- 
sen elwas erreichen wollen, dann 
nur durch sachliche Gespräche. 
Nicht beschimpfen und verunglim- 
pfen, sondern sprechen und Lö: 
sungsvorschläge anbieten, nur so 
kommt man weiter.“ Solche Dema- 
gogie nelingt  Springers „Abend- 
blatt‘ leider relativ leicht, da die 
„Aktionsgemeinschaft Ottensen“ es 
bisher kaum verstanden hat, auf 
‚den Informations- und Bewußtseins- 
stand der Bevölkerung einzugehen 
und den Gegner der Interessen der 
Ottenser konkret zu entlarven. 


über schnell zu erwartende Erfolge 

Etwa 100 Menschen begannen 
nach der Gründung der AO in den 
scchs Regionalgruppen mitzuarbei- 
ten (Ottensen-Nord, Ottensen Nord- 
Ost, usw.). Dies waren vor allem 
Schüler, Studenten und berufstäti- 
ae Intellektuelle, jedoch auch einige, 
wenige Arbeiter und Angestellte, 
Die meisten waren politisch organi- 
siert, 

Vertreten waren viele politische 
Gruppen, unter underem Jungsozia- 
listen und,KPD/MLZ 

Daß die Zahl der Aktiven sich 
weitaus überwiegend aus jungen 
Menschen und aus kleinbürgerlichen 
Schichten zusammensetzte, ist bei 
‚dem heutigen Stand der Klassen- 
kämpfe in der BRD auch nicht ver- 
Wunderlich. Wir haben es heute im 
Stadtteil erst mit Vorläufern zu- 
künftiger Massenbewegungen zu tun 
(siehe auch UNSER WEG 18). 

Am 30.6. veranstaltete die AO 
ein Sırnßenfaet. vor allem für din 

Am 30.6, veranstaltete die AO 
ein Straßenfest, vor allem für die 
Kinder. Dies war sicherlich ein guter 
Ansatz, der allerdings dadurch ge- 
trübt wurde, daß dies der „Speck“ 
war, mit dem man „Mäuse“ fangen 
wollte: Politik wurde fast vollkom- 
men rausgehalten, es sollten Men- 
schen für die zwei Tagl'später statt- 
findende Demonstration „einkas- 
siert“ werden, 

Knapp 300 Menschen nahmen 
ander Demonstration am 2.7. te 
neue Teilnehmer aus der werktäti- 
sen Bevölkerung so gut wie gar 
nicht. 

Das verhinderte aber nicht, daß 
in der folgenden „OZ“ (Juli/August) 
wortradikal von der Demonstration 
behauptet wurde: „Sie war eine 
Kampfansage gegen die volksfeindli- 
chen Maßnahmen des Senats und 
Ausdruck dafür: Ottensen kämpfi!“ 


© nein, die Demonstration war 
im Gegenteil Ausdruck der Tatsa- 
he, wie weit „Ottensen" noch da- 
von entfernt ist, zu kämpfen - d. 
weiche Arbeit noch zu leisten ist, 
um die Ottenser Arbeiterfamilien, 
Rentner und Kleinbürger für den 
aktiven Kampf zu gewinnen. 


Die Demonstration kann, nicht 
als Brfolggewertet werden, denn sie 
widerspiegelte für die Menschen in 
Ottensen abermals ‚ihre _ eigene 
Schwäche, bestärkte die Resignati- 
on. Als Höhepunkt einer längeren, 
intensiven Agitations- und Informa- 
tionsarbeit ‚wäre eine Demonstrati- 
‚on jedoch sicherlich sinnvoll, 
zur Desyonhträtion yerbreitete Eiug- 
blatt war recht „radikal“: „... Über- 
all wächst die Empörung über Miet- 
wucher, Fahrpfeiserhöhungen und 
Preistreiberel, Die Arbeiterklasse re- 
agiert mit spontanen Streiks auf die 
unverschämiten Preiserhöhungen .. 
Häuser werden ‚besetat, um gegen 
die Wohnungsbaupolitik ... zu pro- 
testieren. In diesem Zusammenhang 
steht auch der Kampf der Ottenser 
gegen Autobahnzubringer und Sa: 
nierung im Interesme der Konzerne 
Kampf den volksfeindlichen Maß 
nahmen der $PD-Regierung!” (Ende 


‚des Flugblatt) 


Die neueste Varlante im „Reper- 
loire*® der Behörden ist das Angebot 
der „Mitbostimmung“, Am Bezirks- 
amt Ältona soll eine neue Stelle eih- 
gerichtet werden, wo ein Beamter 
als „Mittler zwischen Behörde und 
Bevölkerung“ arbeiten soll, Er hat 
also «ie Funktion, einerseits die 
Bohördenpropaganda in der Bevöl« 
korung zu verstärken, andererseits 
durch seine vorgeschaltete Stelle die 
Behörden noch besser abzuschirmen 
und schließlich den Eindruck zu er- 
wecken, die Behörde kümmere sich 
um die Interessen der Bevölkerung. 
Die SAGA, ein stadteigenes 
Wohnungsunternehinen, das in Ot- 
tensen eine große Zahl von Häusern 
besitzt und verwältet, hat vor kur- 
zem einen „Beirät“ gegründet, einen 
Rat, in dem Vertreter der Bevölke: 
rang. zur Sprache kommen sollen. 
Die neueste Parole der SAGA Iautei 
‚Stadterhaltung der kleinen Schri 
(6%, wobel,ale dibse Parole, sich 
lich auf kleineie, unwichtigre Ci 
biete Ottensens anwenden wird, um 
so vom Totalabriß eines großen Gi 
bietes abzulenken, = 


Der Demonstration voraus ging 
in der AO eine intensive Auseinan- 
dersetzung, ob rote Fahnen erlaubt 
werden sollten oder nicht. Ein 
Großteil der Mitglieder sprach sich 
für ein Verbot roter Fahnen aus, da 
diese „die Bevölkerung abschrek- 
ken“ würden. Der sicherlich großen- 
teils vorhandene Antikommunismus 
in der Bevölkerung mußte herhalten 
für den eigenen opportunistischen 
Standpunkt, Letztlich enthielt sich 
dann der AA in dieser Frage der 
Entscheidung. 


Ähnlich verlief nach der Demon» 
stration die Auseinandersetzung 
‚darüber, ob Mitgliedern und Nicht- 
mitgliedern gestattet werden könn- 
te, bei Veranstaltungen der AO 
Flugblätter und Zeitungen von po- 
tischen Organisationen zu vertei- 
len bzw. verkaufen. Auch hier be- 
20g ein Teil der AO (Jusos vor allem) 


undemokratische Standpunkte. Ob- 


undemokratische Standpunkte. Ob- 


jektiv läuft dieser Standpunkt letzt- 
Jich darauf hinaus, sich für Polizei 
methoden auszusprechen. 

In einer Masenorganisalion wie 
der AO gibt es natürlich die wer- 
schiedensten politischen Anschau- 
ungen.-Bsskammı aber darauf an, 
daß amerster und einziger Stelle die 
Orientierung an den Interessen ‘der 
Bevölkerung steht, Daran it auch 
das Auftreten (die Agitation und 
Propaganda) der verschiedenen po; 
Iiischen Gruppen zu beurtellen. Ei- 
ne Auseinandersetzung auf diesen 
Grundlage ist sinnvoll und unbe 
dingt notwendig (sollte z.D. auch in 
‚der OZ wiederzufinden sein). Die 
‚Gewohnheit mancher Gruppen und 
Leute jedoch, vor allem sich selbst 


und den eigenen „Parteiladen“ in 
‚den Vordergrund zu stellen, muß 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov, 1973 


‚außen vor bleiben. Tatsächlich sah 


daß große Tolle der 
beit der AO von dieser „Partei 

uk“ durchzogen waren, daß,Hanz 
besonders viele Sitzungen des AA 
von Sticheleien und Gemotze (offe- 
ne Auseinandersetzungen wurden 
nicht geführt) geprägt waren (mit 
den Extremen Juso - „KPD/ME). 

Nach der Demonstration wurde 
allmählich immer deutlicher, daß 
der AO eine klare, einheitliche Per« 
spektive fehlte. Einzelne Vorstöße, 
unter anderem von Genossen der 
KB-Stadtteilgruppe, konnten. sich 
in der AO nicht durchsetzen, wohl 
nicht zuletzt deshalb, weil diese 
Vorschläge noch recht halb-gar Wi 
ren. 

So sah die Arbeit in den letzten 
zwei Monaten folgendermaßen aus; 
Jede der sechs Gruppen handw 
kelte ‚allein vor sich hin; es fanden 
va kleine, Aktionen aa de 
run rel llee 
tend für die Bevölkerung stattfan- 
den und die zum anderen an ci 
zeinen kleinen mit der „Sanierung"“ 
irgendwie in Zusammenhang stehen- 
den Punkten (Spielplatz-Verschöne- 
rungsaktion, Forderung nach Zebr 
streifen) anseizten und den großen. | 
Zusammenhang aus den Augen ver- 
loren; die „Mobilisierung der Be- 
völkerung“ 'verkam zum hilflosen 
Appell: „Die Einwohner Ottensens 
sind aufgerufen...", „Kämpft mit!“, 

‚Kommi zu den Sitzungen der AO“, 
Noch ist es für Ottensen nicht zu 
spät!“ — solche Appelle tauchten 
in der letzten Ausgabe der OZ 
jedem zweiten Artikel auf; es ge- 
lang der AO nicht, weitere Men- 
schen in Ottensen zu mobilisieren, 
zur eigenen Aktivität zu ermüll“ 
gen — im Gegenteil: In den Reihen 
der AO selbst machte sich zuneh- 
mend Resignation breit und einige 
Mitglieder verließen die Gruppen, 
vor ällem von den älteren Werkt 
tigen. 

Die Fehler der AO sind jedoch 
wesentlich durch die objektive Lage 
bedingt: Es ist heute allgemein sehr 
schwer, „Massen“ für eine breite 
und längerfristige Arbeit im Stadt- 
teil zu gewinnen. Das auch deshalb, 
weil viele Menschen das Gefühl ha- 
ben, daß sie in diesen Fragen ge- 
‚genüber dem Staat machtlos sind, 
über keine wirksamen Kampfmittel 
verfügen (wie zum Beispiel der 


jem ıwie zum Beispiel der 


Es kommt darauf an, dab die 
AO möglichst umfassend unter- 
vorhaben, 
das für 


tisch der erste und der zu erwarten- 
de zweite „Programmplan Otten- 
sen“ des Senats? Weshalb kauft die 
SAGA zentrale Grundstücke in Ot- 
tensen? Was bedeuten die schönen 
Worte im Wahlprogramm der SPD 
aur Bürgerschaftswahl 19742. usw. 

Während auf der einen Seite ein 
geduldiger, zielgerichteter Kampf 

'n die Behörden an die Stelle 
des „Schlagens in die Luft" treten 
muß, ist auf der anderen Seite not- 
wendig die Ausrichtung der AO auf 
eine Hilfe zur Selbstaktivität der Be- 
völkerung, muß ein konkretes An- 
knüpfen an den Interessen und 
Standpunkten der Ottenser an die 


Stelle ‚spektakyläret, Stellvertreter- 
ae kann man 
a Braldn im eigenen $: 
rauskommen und folge ver- 
zeichnen. Wobei diese Erfolge erst 
mal wesentlich in guter Entlarvung 
der Behördenpläne, der leeren Ver- 
sprechungen der bürgerlichen Par- 
teien sowie einem zunchmenden 
Zusammenhalt unter der Bovölke- 
rung bestehen werden. 


Wichtige Mittel in einem solchen 
Vorgehen können sein 


Gute Flugblätter, die tatsächlich 
zu größerer politischer Klarheit bei- 
ragen und sich nicht in abstoßender 
Phrasendrescherel und Illusionsma- 
cherei ergehen; Versammlungen mit 
und ohne bürgerliche Politiker und 
Behördenvertreter; die . Organisie- 
rung yon Haut; und Straßenvertre- 
un. Rei ‚die Politik 
des „Offenen Briefes“ gegenüber 
den Behörden wäre anzuwenden; 
Abende für ausländische Kollegen 
und Volksfeste wären zu veranstal- 
ten. 

Die Stadtteilgruppe Altona des 
KB war in der Vergangenheit nicht 
in der Lage, eine praktische Alter- \ 
native zur Arbeit der AO zu ent- 
wickeln. Der wesentliche Fehler 
war eine fast vollkommene Be- 
schränkung auf die Arbeit in. den. 

remien der AO. Es wurden also. 
Fehler Im Stade wirderei, de 
in den Anfangsgründen der "Be- 
triebsarbeit ebenfalls auftauchten. 
Wenn man aber nur in den Gremien 


‘Wenn man aber nur in den Gremien 


rn 


(En |; 


Bewohner Ottensens protestieren 
des SPD-Senats, der Behörden ui 


TEE 


die menschenfeindlichen Pläne 


Bodenspekulanten 


WIR OTTENSER KÄHPFEN GEGEN DEN 
Ya DURCH UNSER WOHNGEBIE r 


Streik ‚im Betrieb). Der unentwik- 
kelte Stand der Klasenkämpfe hat 
zudem eine starke Passivierung der 
Massen zur Folge. Und unter sok 
chen Bedingungen ist zunächst not- 
wendigerweise eine relative Isoll 

ring. der Büngerinitistive/die Folge. 
Und wo werden die Bürgerininhtiven 
heute leicht zum Tummelplatz Hü- 
riger Einzeigänger und zum Forum 
unergiebiger Zänkereion zwischen 
verschiedenen politischen Richtun- 
en. 

"iusionen über den Stand der 
Arbeiterbewegung heute, Unter- 
schätzung des Staatsappai 

ner verschiedenen Taktı 
führen zu Aktionismus, 
ten ‚Aktionen und. ver 
Endeffekt die Resignation In der 
Bevölkerung nur noch mehr. 


una 


arbeitet und keine eigenständige 
kommunistische Politik im Stadı« 
teil entwick auch die Ar- 
beit in den Gremien nicht zum Er- 
folg führen. Denn nur in der Dis- 


kussion doft, entfprat von der Ar- 
SER CH ann man 
2, '®, alt Flöhuiee Positionen nur 
abiträkt öntwibkeln und wird so 
auch kaum jemand überzeugen kön- 
nen. 

Die Aufgabe der KB-Stadtteil- 
gruppe ist es, durch die Entwick. 
hung. einer eigenständigen Massen- 
linie zu einer an der Bevölkerung 
orientierten Kampflinie der AO beir 
zutragen, 

Stadt Altona den 
Kin /Gruppe Hamburg 


(Geschrieben Mitte September) 


Den DRD-Imperlallemus verbindet 
mit Torael mehr ala 


Die „Israel-Lobby 


So gibt os. im Bundestag eine 
„deutsch-israelische Parlamentarier 
ugs 

abgeordnete aller Parteien angehö- 
ten („Hamburger Morgenpost“, 
, dh, etwa 20 % 
Bundestagsabgeordneten. Das Band, 
ie „über alle Parteigrenzen hin. 

t Zionismus, Ehren- 
„deutsch-israeli- 
sche, Parlamentarier-Gruppe“ auch 
im jüngsten israelischarablschen. 
Krieg witdel Veinseitig für Israel 
Partei naht, “dad Unter Brüch des 
Völkerrechttsihid ühter Mißlchtüng 
von UN-Resolutionen arablsche Ter- 
ritorlen besetzt hält. Außerdem ruft 


‚die Gruppe zu Spenden für Israel 


r Vogel ein Komitee „Men- 
schen in Deutschland helft” den 
Menschen in Israel“ gegründet, Der 
Vizepräsident des Bayerischen Land- 
tags, Wilhelm Högner, sagte auf 
einer Solidaritäts-Kundgebung für 
Israel; „Ich glaube, ich spreche im 
‚Namen üller Deutschen, wenn ich 
dem jüdischen Volk alles Glück in 
der Stunde der Gefahr wünsche.“ 
Die Abgeordneten‘ der'' SPD-Lund- 
tagsfraktion und der SPD-Landes- 
verband Bayern stellten Israel 
10.000 DM zur Verfügung, In Köln. 
rief der nordrhein-westfällsche Mi- 
Aisterpräsident Heinz Kühn zur akti- 
ven Solidarität mit Israel auf: 
„‚Keiner darf schweigend abseits ste- 
hen, Für den einzelnen ist Neut 
tät (1) moralische Desertati 
‚der Kölner Universität fand eine 
pro-israellsche Veranstaltung mit 
dem nordı 
minister Josef Neuberger statt, stolzer 
Vater zweier Söhne, die zu dieser 
Zeit als Soldaten in der israelischen 
‚Asgressions-Armee dienten, 

(Alle Beispiele aus R. Vogel, 
Deutschlands Weg nach Israel , 
Stuttgart 1967 = ein pro-zionisti. 
sches Buch) 


Die Springer-Presse 


von UN-Resolutionen arabische Ter- 
vitorien besetzt hält. Außerdem ruft 
die Gruppe zu Spenden für Israel 
auf. („Frankfurter Rundschau“ vom 
2.1073) 
Weiter ist hier' erwähnenswert 
1.) die „Deutschisrelische Gene 
schaft", Sie vereint in Ihrem Präsi 
um u.a. Erik Blumenfekl (CDU, 
Reeder-Kapitalist), Walter Hesse 
bach (Chef der gewerkschaftlichen 
Bank "für Gemeinwirtschaft) und 
Ernst Benda (CDU, Präsident des 
Bündesverfassungsgerichts, chem. 

 Bülldesitinenministe). i 

Mit einer Anzeigenkampagne 
warb die „Deutsch-Israelische (x 
sellschaft" für die „israelischen 
teidigungsanstrengungen, den 
ir auf die Waffenstillstands- 
linien vom 10, Juni 1967 zurück- 
zudrängen", Wenn es weiter In der 
Anzeige heißt, daß „eine Regelung 
des Nahostkonflikts ... nur durch 
politische Mittel“ zu erreichen sei, 
®o ist das offenbarer Zynismus 
schließlich hält Israel seit sechs 
Jähren arabische Territorien besetzt 
und ist dabei, einen großen Teil der 
besetzten Gebiete fest in den zlonl 
tischen Staat einzugliedern 

Und das nicht zuletzt mit Hilfe 
gewerkschaftlicher Institutionen wie 
der Baugesellschaft „Neue Heimat“ 

ink für Gemeinwirt- 
nd die BIG sell eh 
und je großzügig in der Ven 
von Krediten an Israel It, hlft 
„Neue Heimat“ beim Bau Yo New} 
Siedlungen In don besetzten Gebl 
ten, BEÖCHE Hewalbach si ech, 
zeitig Prüsident einer 1967 gegrün- 
deten „Deutschen Gesellschaft aur 
Förderung der Wirtschaftsbeziehun- 
won mit Israel“, 

In diesem Zusammenhang. ist 
uch eine Figur wie der Westberli- 
ner. Bürgermeister Schütz erwäh- 
nenswert: Ihn zog en nach Ausbruch 
‚der Kämpfe unwiderstehlich zu 
einer pro-raellschen Solidaritäts 
Veranstaltung der „Jüdischen Ge- 
meinde". Gegenüber arabischen Pro- 
testen brachte Schütz es dann sogar 
noch fertig zu behaupten, das sei 
keine einseitige Parteinahme gewe- 
un. 

Finn wir dee wenn Bi 
spiele durch solche auf “ 
„Sechs-Tage-Kriegs‘ ‚im an 

Zur Sympathle und ai 
mit. Israel riefen damals u.a. der 
Schriftsteller Günter Grass, der Pro- 
fessor Helmut Gollwitzer und der 
Wentberliner Bürgermeister Heinrich 
‚Atbertz auf, Grass rief gleichzeitig 
„Junge Deuische"" zum Arbeitsein- 

tz in Israel auf, Der DGB über- 
nahm „als sichtbaren Ausdruck der 
Solidarität und des Vortravens In 
‚das israelliche Volk“ die Bürgschaft 
für einen Kredit von drei Millionen 
DM für Israel, In München wurde, 
unter der Schirmherrschaft von B\ 


Die Springer-Presse 


Wenngleich die gesamte bürger- 
liche Presse — mit Abstufungen und 
mit Ausnahme einiger anti-semiti- 
scher Hetzblätter vonf Schlage der 
„National-Zeitung“ — mehr oder 
Weniger parteiisch für Israel steht, 
schießt doch die Springer-Presse bei 
weitem den Vogel ab. Axel Springer 
erkannte nämlich schon frühzeitig, 
daß sich mit einer pro-zionistischen 
Haltung als Alibi und Rückendek: 
kung’ ausgezeichnet reaktionäre Pb: 

im alten Geist treiben läßt. 

Lassen wir den „Meister“ selbst 

zu Wort kommen: 
», „Damals, vor und während Ihres 
Dreifrontenkrieges (1967 — Anh 
AK), war ich ganz nebenbei (? 1) 
zu einer Art Israel-Berater für die 
Redaktionen meiner Blätter gewor- 
den. Ich konnte meinen Redakteu- 
ren sagen, wie die Dinge wirklich 
lagen (!!), und daraus hat sich eine 
Haltung der Zeitungen meines Hau- 
ser entwickelt, die sich bis heute 
nicht verändert Rate. 

Die deutsche Bundesregierung 
hat sich im vergangenen Herbst von 
‚einem Universitätsinstitut die Frage 
beantworten lassen, ob es innerhalb 
meiner Aldtter nur eine einheitliche, 
uniforme Meinung gebe. 

Das Institut hat daraufhin ein- 
deutig erklir, es sibe keine Unk 
formindt der Meinungsäußerung. 
MUARmreDm gen Abnahme ar 
‚dings; ‚Haltung gegenüber 
Tara ee Iremnrnceh sl mer 
ner Blätter völlig identisch. Wil mir 
einer deshalb einen Vorwurf ma- 
‚chen? Ich tage das mit äußerster 
Gelassenheit. Als ich dieses Ergeb. 
nis kurze Zeir darauf anläßlich einer 
‚Rede vor einem großen Forum deur- 
scher Bankiers und Industrieller vor- 
trug, erntete ich minutenlangen Bei- 
all 


(Axel Springer, Von Berlin aus gese- 
hen, Stuttgart 1967 — Aus einer 
Rede in Jerusalem). 

Vir beschränken uns hier auf die 
Bild-Zeitung, „der die Aufgabe zu- 
fallt, auf der Mas se n- Ebene 
Stimmung für Israels Aggreions- 
und Expanslonspolitik zu machen, 

‚Kaum, varlierten, ‚Leitmotiv ist, 
stets ‚das. „kleine. Israel“ („Bild“, 
12.10.79), das „nur von Feinden 
umgeben“ (22.10,) „ganz allein“ 

inem verbissenen Ab- 
wehrkampf” (11.10.) steht, „Jet 
kämpft Israel gegen acht Länder“ 
(Schlagzeile am 10,10.), „‚Russen 
greifen ein!“ (Schlagzeile am 
11.10), „Jordanien greift ein — 
Noch ein Gegner“ (Schlagzeile am 
14.10), 

Dabei will Israel doch gar nichts 
weiter als Frieden und ein Recht auf 
Existenz, Nur deshalb wurden mehr 
als eine Million Palkstinenser aus 


ihrer Heimat vertrieben und. zu 
Flüchtlingen gemacht, nur deshalb 
nahm Israel 1956 an’ der britisch- 
franzdäischen Aggression "gegen 
‚Ägypten teil. Nur, deshalb. griff 
Israel seine Nachbarstaaten Syrien, 
Ägypten und Jordanien 1967 an. 
‚Nur, deshalb hilt Israol die Golan- 
Höhen, das Westjordanland, den 
Gaz Streifen und die SinalHalb- 
insel seither besetzt, Nur deshalb 
sind m tausend Araber als 
politische Gegner in den israelischen 
Gefängnissen, Nur deshalb schließ- 
lich fordern iraelische Politiker ein, 
„Israel, in den historischen. Gi 

zen“, „vom Euphrat bis zum Ni 

Alles das muß Israel tun, um ond- 
lich in Frieden leben zu können, 

Deshalb. darf es auch „keinen 
Zweifel daran geben, daß Ägypten 
und Syrien Israel angegriffen haben, 
Und ebensowenig kann bezweifelt 
werden, daß Israel den Frieden 
wollte und Verhandlungen gesucht 
hat“, („Bild“, 12 
Nein di 
Bemühungen um direkte Ge 
hat. alle. Vermittlungsbemi 
scheitern lassen. Das Ergebi 
neuer Krieg, Blut, Tote und doch 

aus der Sackgasse im 
Nahen Osten.“ (8.10.) 

Muß das denn so sein? Warum 

Ionen 
"Nahen Osten. 

Muß das denn so sein? Warum 
wollen denn die Araber nicht endlich 
in Frieden mit Israel leben, obwohl 
sie doch „in biblischer Zeit ... ein- 
mal Brüder“ (10,10.) waren? Des- 
halb, weil .die, arabischen Führer 
„keine Staatsmänner, sondern ver- 
antwortungslose Abenteurer“ sind 
(9.10. „Das. unterscheidet diese 
grundsätzlich von, den isralischen 
Politikern. wie etwa Galda Meir, der 
„Frau mil den größten Sorgen der 
Welt-(22,19,) oder Masche, Dajan, 
der zwar „ein militärisches Natur- 
genie“ ist, aber- eben doch. „ein 
Krieger, „der Frieden, will“ (19.6.). 
Außerdem sind die Araber seit 
Jahfpehnten verbetzt und einwtitig 
infe e (10.10.) uhd daher 
nicht in der Lage, die hohen sitt- 
lichen und moralischen Ziele des 
Zionismus und den ehrlichen Frie- 
densWillen Israel anzuerkennen. 

So sind die Fronten klar. Zur 
Abstützung treibt „Bild“noch inten « 
sive Sympathie:Werbung für Israel 
durch allerlei Rühr-Stories, 


Sohn ist im Krieg“. (10.10.) „lsra- 
elische Kinder im Luftschutzbunker 
eines Kibbuz an der syrischen Gren- 
ze. Angstvoll — mit offenem Mund 
und aufgerissenen Augen — hören 
sie das unheimliche Heulen der Sire- 
nen und die donnernden Explosio- 
nen dieses Krieges.“ (8.10.73). 
„Urlaub für einen Kuß, Glücklich 
ümarmt die junge Israelin ihren 
Mann „..” (22.10.) „80 trauert eine 
Familie um ihren Sohn.“ (23.10.) 
„Ein kleiner Hund hinter der 
Front,“ (20.10) „Ein Schluck Was- 
ser für die ayrischen Gefangenen.“ 

7.10) 

Während „die Araber" stets eine 


bracht: Kinder weinen, Mütter ban- 
‚wen um ihre Söhne, ein Hund wird 
‚gestreichelt, ein Mädchen geküßt, 
und sogar arabische Gefangene brau- 
chen nicht zu verdursten. 
Ein Meisterwerk dieser Art sub- 
tiler pro-israelischer Stimmungsms 
rtikel über Golda Meir 
Id" vom 22, Oktober. 
„Sie hätte wahrlich ihren Frie- 
den verdient. Die Haare sind grau, 


schmerzen. Die Galle kommt 
manchmal hoch. Der Kopf tut oft 
weh, und hin und wieder sicht es 
in der Lunge. 

Und diese geplagte Frau, die 
lieber „eine Tasse Kal 
oder ‚mit den fünf Ei 
spielen“ würde, muß schon wieder 
einen Krieg um ihr Land und sein 
Überleben führen, 


Forts. nächste Seite 


AUFRUF 


Aoyptliche und syrlsche Strelikıäfte haben am 6. Oktober 1973 Iuraı 


Btollungen angegrifter 


Der &pypische Außenminister Zayyat ha 
‚York erklärt, daß der Krlog von aroblscher Si Vak 


rötfner wurde, 


wollschaft roft daher dio deutsche Offonilichk 
zu olnor Hilfsaktlon zugunsten der Opfer und Ihrer Hinterbliebenen aut. 


Hlorfür bestimmte Spanden können olngezahlt werden auf das 


Stactı 


Heinz Westphal, Präsident, Porlamentarlacher 
rorär Im Bundesminlate- 
rlum für Jugend, Familie und 
Gesundheit 


Erik Blumentold, MdB, Vizepräsident 


Dr. h. €. Walter Hosselbach, Vizoprösident 
Vorstandevorsteher der 
Bank für Gemelnwirtschaft 


Prof. Dr. Rol Rendtorft, Vizepräsident 
Hellmut Sioglerschmidt, MdB, Schatzmelster 


Ernst Bonda, Mitglied des Präsidiums, Präsident des 
Bundesverfassungsgerichta 


bach, der auch pri 


urteile. abzubauen. Bank 


ist Präsident ‚der 1967. gegründeten 
Deutschen Gesellschaft zur Förderung 
der Wirtschaftsbeziehungen mit Israel, 
einer Art Handelokammer. In Tel Aviv 
hält die BIG eine fast hunderiprozen- 
tige Beteiligung an der Factoring-Ge- 
sellschaft ISL Industrial Services Co. 
Lid., einom Unternehmen, das 1968 in 
Zusammenarbeit mit der KOOR, der 
Konzernapitze 
Unternehmungen der I 
workschaften, gegründet worden ist 


hr 


erwartet der BIG-Vorstand eine „ı 
zufriedenstellonde Ertragslage*. 


Lange Jahre vor diesen offii 
kontakten knüpfte Hesselbach 
ınde zu diesem Land. Die BIG 

igte sich an einem Investment- 
fonds in Luxemburg, der ieraelische 

Worte in seinom Poriefeullle hielt. Im 

Verwaltungsrat dieser Gesellschaft 

lernte Hosselbach unter anderen auch 

den Baron Edmond de Rothschild 
kennen. Seitdem eröffnen der BIG- 

‚Chef und der Großfinanzier ihre Korre- 

spondenz mit dem vertraulichen „Lie- 


Frankfurter Jude 
spendet 1 Million 


staatliche und private Gesellschaften 
an Verbindungen mit deut- 

schen. Firmen herangingen. Hessel- 
große Sympa- 

{en für, Irel gt, schafta os. Vor. 
i t 

im deutsch-ieralischen Handel kräftig 
‚mit. Sichtbarer. Ausdruck: Hosselbach 


CDU und SPD, Kapitalist und „Gowerkschafter” — der Zionismus bringt 
sie alle unter einen Hut. 


In einem Telegramm 
hat der Deutsche Ge- 
wetkschaftsbund 
(DGB) „uneinge- 
schränkt das Recht 
des israelischen. Vol- 
kes ein friedliches 
Leben innerhalb gesi- 
cherter Staatsgrenzen“ 
unterstützt, Der DGB 
verurtelle die aggres- 
siven Handlungen, in 
diı jetzt verwik- 

kelt wurde, 


‚Auch der DGB solidarisch mit Iormal 
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n der Schule Arnkielstraße 
(Hamburg-Altoma) hat sich 
lie Unterrichtssituation ge- 


igenüber dem Vorjahr noch ver- 
schärft. (im Herbst 1972 war es auf- 
grund des Lehrermangels und des 
Unterrichtsausfalls an mehreren Al- 
tonaer Schulen zu Streikbeschlüs- 
sen gekommen. Dadurch konnte die 
Schulbehörde damals zu geringfügi- 
in Feng gezwungen wer- 


Der Elternrat der Schule berich- 
tet, daß im Vergleich zum laufen- 
den Stundenplan — der bereits Kür- 
zungen aufweist — 77 Lehrerstun- 
den pro Woche nicht als Unter- 
richt erteilt werden können. Berück- 
sichtigt man den durch Krankhei- 
ten, Schwangerschaft ua. hinzu- 
kommenden Ausfall von Lehrkräf- 
ten, ergibt sich, daß für die Kinder 
der Schule durchschnittlich jede 
vierte Stunde ausfällt! 


Im Einzugsgebiet der Schule wer- 
den jetzt mehrere hundert Wohnun- 
‚gen eines Neubau-Komplexes fertig. 
Die Schulbehörde und mit ihr die 


„Terrorismus ” und 
‚Vergeltung” 

‚Wenn bei einer Geiselnahme-Ak- 
on der Palästinenser mehrere Isra- 
elis getötet werden (München), dann 
ist das: ein „grauenhaftes Verbre- 
chen“, ein „Akt nackten Terrors“ 
„Bild“, 6.9.72), ein „verbrecheri- 


Schulleiter gehen davon aus, daß 
die benachbarten Schulen weitere 
300 Kinder „verkraften” können. 
Das aber würde die Mißstände uner- 
träglich steigern. 


‚Aufgrund der wenigen uns vor- 
liegenden. Informationen ist exakt 
nicht feststellbar, inwieweit die Zu- 
stände an der Schule Arnkielstras- 
se repräsentativ für die gegenwärtige 
Situation an allen Altonaer Schulen 
sind. Es gibt Beispiele, wo die Miß- 
stände momentan nicht 0 krass 
hervortreten. Es gibt aber auch an- 
dere ‚Schulen in Altona, wo der 
Stundenausfall mindestens ebenso 
hoch ist. Es kann davon ausgegan- 


weine Truppen gegen die palästinen- 
sischen Flüchtlingslager in Marsch 
setzte und Tausende von Pallstinen- 
sern abschlachten ließ, trägt seinen 
Titel „der kleine mutige König” 
(Peter Boenisch in der „Bild” vom 
10.9.72) völlig zu Recht. 

Das alles überbietet Wahl-Zionist 
Peter Boenisch noch, indem er den 
Palistinensern vorhält: „Den unpar- 
telischen Respekt dieser Welt und 
dieses neuen (7) Deutschlands er- 
wirbt man sich mit Arbeit, Opfern 


ıchtender 

Desperados“ („Bild”, 10.9.72), eine 
„abscheuliche und sinnlose Bluttat” 
(„Hamburger Morgenpost”, 9.9.72) 
von „politischen Verbrechern, ver 
"bar jeglicher menschlicher 

Regung” („MoPo”, 6.9.72). Ein so 
abscheuliches Verbrechen” 
6.9.72), aus dem „irrer 


}ödlicher Haß” und „Menschen. 
Verachtung” („Bild”, 9.9.72) spre- 
‚chen, muß selbstverständlich „Em- 
pörung, _Abscheu und Haß" 
(„MoPo", 6.9.72), „Wut und tiefe 
Trauer" („MoPo”, „Ab- 

Feindschaft Haß“ 

id", 10.9.72) erregen. Oder 

er: rassistische Gefühle gegen 

die Araber, die dann sogar die sozial 
demokratische „Morgenpost 

der Mahnung veranlassen: „57.000 

Araber leben in der Bundesrepublik. 

Aber nicht alle (1!) sind Terroris- 

ten". („MoPo”. 13.9.72) 

Bombardiert dagegen die isra 
Nische Luftwaffe die Flüchtlingslager 
der _ Palästinenser oder 
Dörfer, dann sind das 
„Vergeltungsschläge”, „Luftangrif- 
fe auf Terroristen-Lager" („Bild”, 

Vergeltungs-Bombarde- 

‚6 Tote nach Israels Ver 

aeltung” („MoPo”, 1.11.72), „I 
rael schlägt hart zurück” („MoPo”, 
9.9.72), „Israel schlug "zurück" 

B 104.73). 

Der Stellvertretende Chefreda 
teur der „Morgenpost", Siemon- 
Netto, unterscheidet klug zwischen 


„Terroristen, die sich bekanntlich 


weder durch Härte noch durch 
Konzillanz von ihren Missetaten ab- 
halten lassen” und den „Israeli 
die sich Rechtens bei jedem Nachge- 
ben sorgen, daß diese dann noch 
frecher würden" („MoPo”, 3.10. 
m. 

Wenn Zionisten in Westeuropa 
Jagd auf Palästinenser machen, dann 
heißt das „Die Israelis planen jetzt 
Gegenterror in Europa” („MoPo”, 
22.9.72), „Die Juden wehren sich” 
(„Bild”, " 5.10.72), „AntkTerror- 
Truppe” („MoPo", 27.7.73) 

‚Nach israelischen Bombenangrif- 
fen auf palästinensische Flöchtlings- 
lager schreibt der Zionist Hans Habe 
in der „Bild" vom 10.9.72: ‚Wenn 
dabei auch Unschuldige ums Leben 
‚kommen, so ist das zwar höchst be- 
dawerlich, aber das Recht auf mors- 
ische Entrüstung haben sich die 
Palästinenser endgültig verscherzt.” 

Also: zum Abschuß freigegeben, 
weil sie sich nach 25 Jahren immer 
noch nicht mit der Tatsache Ihrer 
Vertreibung abgefunden haben. Was 
heißt da überhaupt noch „auch Un 
schuldige”? Palästinenser sein heißt 
eben, schuldig zu, sein, sl 
Rechte „verscherzi" zu haben, 
wild für die Bomben der Zionisten 


‚au sein, Und der Jordanische König 


Hussein, der Im September 1970 


stümmelte, Leid und Zerstörung. 
Wahrlich, eine Rechnung, die noch 


er DIE SCHULBEHÖRDE NACH ? 


Eitern kämpfen gegen Lehrermangel 


gen werden, daß sich gegenüber dem 
Vorjahr zumindest nichts gebessert 
hat — und daß die Schulbehörde 
im Verein mit den Schulleitern 
fleißig bemüht ist, die Eltern mit 
manipuliertem Zahlenmaterial zu 
beschwichtigen. 


‚Auf einer Elternvollversammlung 
der Schule Arnkieistraße sah. sich 
Oberschulrat Schlesiger von der 
Hamburger Schulbehörde mit; der 
massiv vorgebrachten Kritik der El- 
tern konfrontiert. Den bohrenden 
Fragen der Eltern nach den politi- 
schen Hintergründen des Lehrer- 
mangels verweigerte der Schulrat 
eine Antwort. Dazu schreibt der 


Und dieselben Konzerne ent- 
fesselten den zweiten Imperialisti- 
schen Weltkrieg, ließen die Sowjet- 
union überfallen, verschuldeten 
Dutzende Millionen Tote und Ver- 


beglichen werden muß! 

Das schlechte Gewissen gegen- 
über den Juden wird umgewandelt 
in Sympathie und Unterstützung für 
den zionistischen Staat, für das 
Verbrechen des Zionismus am pa 


wirbt man sich mit Arbeit, Opfern 
und Nachgiebigkeit, und nicht mit 
Terror, Blut und Tränen.” (,„Bild”, 
109.72). 

Das.ist genau der Zynismus der 
Faschisten, die über die Tore der 
KZs schreiben ließen: „Arbeit 
macht frei"! 


Das Geschäft mit 
‚dem Schuldgefühl 


Ein spezieller Trumpf des Zionis- 
mus bei der Beeinflussung der west- 
deutschen Massen sind die ungeheu- 
erlichen Verbrechen des deutschen 
Faschismus an den Juden, ihre Ver- 
folgung, Entrechtung und Unter- 
drückung und schließlich die Er- 
mordung von fünf Millionen oder 
mehr. 

Der Zionismus kann diese Ermor- 
deten gerade deshalb für seine pro- 
israelische Kampagne nutzbar ma 
chen, weil die Verbfföhen des Fa 
schismus im westlichen Teil Deutsch- 
lands noch ungesühnt sind, weil die 
Abrechnung mit dem Faschismus 
und seinem sozialen Hintergrund 
‚der Bourgeoisie — noch offen ist 
Der Zionismus kann dieses Geschäft 
uch deshalb treiben, weil sich in 
der Zeit des Faschismus (und vor 
ber) große Teile des deutschen Vol- 
ikes tatsächlich in die Falle des 
Anti-Semitismus und anderer rar 
sistischer Verirrungen locken ließen, 
dem Wahn der „Herien-Rasse” er- 
Iagen — gerade so, wie es heule 
(von der Bourgeoisie geschürt) wie- 
der rassistische und nationalistische 
Stimmungen gibt gegenüber Türken, 
‚Negern, Arabern u. 3 
in diesem Land können fast 30 
Jahre nach der Niederlage des Fa- 
schismus immer noch Hetzblätter 
wie die „National-Zeitung” u.a. eı 
scheinen, die den AntiSemitismus 
und die Verhöhnung der Opfer des 
Faschismus zum Haupt-Thema haben 
= eine. unerträgliche Beleidigung 
nicht nur für die in unserem Land 
Iebenden Juden, sondern ebenso für 
‚jeden Anti-Faschisten in der BRD. 

In der. Zeit des Faschismus un- 
terhielten die westdeutschen Kon- 
zerne Fabriken, in denen arbeits 
fähige Juden vor ihrer Ermordung 
noch bei völlig unzureichender Er- 
nährung und unter barbarischen B« 
dingungen in wenigen Wochen oder 
Monaten zu körperlichen Wracks 
„abgearbeitet” wurden. Diese Kon- 
zerne, die sich mit jüdischem Blut 
und Schweiß mästeten - was wur- 
‚de aus ihnen? Statt ihrer endgültl- 
‚gen Zerschlagung für alle Zeiten 
wie es von der internationalen Ko- 
alition gegen den Faschismus be- 
schlowen reichte‘ ihnen der 
US-Imperlalismus nach der Nieder 
lage des Faschismus die Hand zu 
einem neuen Aufstieg zu „Welt 


ven zOmBüschen” alas, vi w 
Verbrechen des Zionismus am 
stinensischen Volk, für Israels Er- 
oberungsPolitik. 

„Der faschistischen Endlösung 
der Judenfrage soll eine arabische 
hinzugefügt werden. Das können wir 
nicht unterstätzen.” (Hamburgsche- 
maliger Innensenator Ruhnau laut 
MoPo, 28.9.72). 

Die Araber werden demagogisch 
identifiziert mit den Verbrechen.des 
deutschen Faschismus an den Ju- 
den, und werden daher auch zu 
‚Recht für diese Verbrechen be- 
sıraft (Vertreibung dek palästinen- 
sischen Volkes aus seiner Heimat, 
ständige israelische „Vergeltungsan- 
griffe” eic.). Damit wird das schlech- 
te Gewissen auf die angenchmste 
und bequemste Art behoben (,Wie- 
dergutmachung” an den Juden — 
auf Kosten der Araber!!), was zwei- 
fellosdie Popularität solcher Thesen 
fördert, wie sie Ruhnau hier exem- 
plarisch vertritt 

Diese Demagogie ist auch gegen- 
über einem Staat wie der DDR an- 
wendbar, wenn dieser die Sache der 
palästinensischen Befreiungsbewe- 
gung unterstützt: „Die SED setzt 
den Judenhaß und’ die Arbeit der 
Nazis fort.” (Galinski, Vors. der 

‚Jüdischen Gemeinde” Westberlin, 
iaut „Bild“ vom 15,8.73). DDR 
Außenminister Winzer und Öster- 
reichs Präsident Kreisky. (beide 
selbst jüdischer Abstammung!) 
mußten sich den unverschämten 
Vorwurf des „Anti-Semitismus” g0- 
fallen lassen. l 

Wenn der „Ster” aus Anlaß 
des 25, Jahrestags der Gründung 
Israels auch leise kritische Töne 
einfließen läßt, ereifert sich s0- 
eich der „Zentralrat der Juden"; 
„Durch diese ‚bewußten Lügen” 
ind „Verfälschungen” reiße Chef- 
redakieur Henri Nannen ‚mit seiner 
‚Tudenfeindlichkeit längst zugeschüt- 
tete Gräber wieder auf'.” (Laut 
„Bild” vom 12.5.73,) 

Wenn die Hüfe des BRD-Impe- 
vialismus für Israel nicht mehr ganz 
in der erwünschten Stärke flieht 
(aus Rücksicht auf außenpolitische 
und wirtschaftliche Interessen ge- 
genüber den arabischen Staaten), 
beklagt sich die, israelische Tages- 
zeitung „Ma’ariv"; „Hinter den Ge- 
sten und dem Lächeln entwickelt 
sich eine westdeutsche Politik, die 
keine Verpflichtungen aus den 
schrecklichen Verbrechen über- 
nimmt. die von den Deutschen ge- 
gen uns Juden begangen worden 
sind.” (Laut „Bild” vom 12.6.73.) 
Die wirkliche Verpflichtung aus 
;n Verbrechen des deutschen Fı 
'hiamus dagegen kann nicht in de 
Unterstützung der zionistischen Eı 
oberungspolitik_ bestehen, sondern 
im Kampf gegen Imperialismus, Fa- 
schismus, Rassismus und Nationalis- 
mus. " 


Eiternrat in seinem Informations- 
blatt 


„Die Elternvollversammlung hat 
‚gezeigt, daß wir in unserem Einsstz 
für eine gerechtere Schule weder 
won der Behörde, noch von deren 
Vertretern und Angestellten Hüfe 
und Unterstützung erwarten kön- 
‚nen, 

Immer wieder erklärte der 
‚Behördenvertreter, ‚es sei im Mo- 
ment Geld, aber es seien keine 


senden Forderungen durchzufüh- 

ren 

1. Ablehnung weiterer Schüler für 
unsere Schule! 

2. Zuweisung von drei Lehrern an 
unsere Schule zur Wiederher- 
stellung eines geordneten Unter- 
richtst 

3. Verhinderung des Numerus Clau- 
sus im Fachbereich Erziehungs- 
wissenschaft! 

4. Ausbau des Studienseminarı! 


Die Schulbehörde reagiert eine 
halbe Woche später: der Schule 
werden zwei Lehrkräfte mit 28 bzw. 
18. Wochenstunden zugeteilt (also 
eigentlich „anderthalb” Lehrkräfte). 

Ein  Sozialdemokrat bemerkte 
einmal kürzlich: „Es ist Bürger- 
schaftswahlkampf; die Situation ist 
günstig für kleinere Reformen und 
Verbesserungen — gerade an den 
Schulen, wenn die Eltern dahinter- 
stehen", In einer Beziehung ist das 


Schule Arnkielstraße 2:4 


Lehrer vorhanden. Der Wider- 
spruch, daß vor einem Jahr genug 
Lehrer, aber kein Geld dagewesen 
sel, konnte auch von Oberschulrat. 
Schlesiger nicht aufgehoben wer- 
den. Ja, nicht einmal der politische 
Hinweis auf den gesellschaftlichen 
Hintergrund wurde von Ihm aufge- 
griffen. Die Eltern fragten, warum 
das Studienseminar, wo die Volks- 
und Realschullehrer ausgebildet wer- 
den sollen, nicht so erweltert wird, 
daß. es allen Bewerbern Platz. bie- 
det? Sie fragten, warum durch den 
Numerus Clausus (Beschränkung der 
Studienplätze) viele Lehrerbewerber 
für Mathematik, Naturwissenschaf- 
ten und Germanistik nicht studie- 
in können? Warum neue Prü- 
Jungsordnungen die Studenten zu 
immer schnellerer und einseitigerer 
Ausbildung zwingen? 

Die Verantwortlichen der Bik- 

dungsmisere tun nichts, um eine 
‚grundsätzliche Verbeiserung. aller 
Bereiche des Bildungswesens her 
beizuführen. Sie tun aber alles, um 
von den Problemen abzulenken, um 
den Betroffenen Sand in die Augen 
zu sireuen: Es werden neue Richt- 
inien erlassen, die bei der augen 
blicklichen schulischen Versorgung 
ar nicht zu realisieren sind. Es wird 
ein neues Schulverfassungigesetz 
eingeführt und hochgelobt, das wı 
Eltern aber keine Möglichkeit gibt, 
uns gegen diese Bildungsmisere zur 
Wehr zu setzen. Denn die neu ein- 
geführte Schulkonferenz ist nicht 
nur ungeignei, gegen Probleme 
dieses Ausmaßes anzugehen, se soll 
vielmehr auch verhindern, daß die 
gesamie Elternschaft die bildungs- 
politischen Ziele der verantwortik- 
chen Bildungspolltiker durchschaut 
und sich in geschlossenem Vorgehen 
dagegen zur Wehr seit. 
Aber gerade das ist notwendig, um 
die Ausbildungsbedingungen im In- 
teresse unserer Kinder zu verber- 
ver. 

Am 25.10. faßt der Elternrat den 
Beschluß, gemeinsam mit den Schö- 
lern eine Demonstration unter fol- 
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sicherlich richtig. Eine breite Dis- 
kussion unter den Eltern — auch 
noch um politische Kernstücke 
(Numerus Clausus, Lehrerausbil- 
dung, Schulverfassungsgesetz) der 
Bildungspolitik — kommt dem Se- 
nat besondersjetzt „ungelegen”, Die 


jonelle Mitteilt 


Wahlkampf-Flöten werden Just auf 
‚freundlich‘ und „lieblich” ge- 
Stimmt - und da kommt w ein häß- 
icher  Paukenschlag dazwischen! 
Falsch und illusionär wäre 
aber, jetzt die Parole auszugeles 
‚Holt euch Lehrer, kriegt sie 
jetzt". Der Senat und die bürger- 
lichen Parteien werden bestenfalls 
zu Beteuerungen des guten Willens, 
zu Zukunftsmusik und dem einen 
‚oder anderen Wahlkampf-,Bonbon” 

bereit. sein. Mit Wahlkampf-, 
schenken” haben die Menschen 
iche Erfah- 


In Wirklichkeit wird unabhängig. 
vom Wahlkampf die reaktionäre und 
restriktive Bildungspolitik _ ver- 
schärft, Das zeigt sich vor allem in 
den Fragen der Lehrerausbildung, 
in dem undemokratischen Schul- 
verfassungsgesetz und in der Politik 
Berufsverbote. Darum ist es 
Mittelpunkt des 

‚den Schulen zu 

rücken, und eine Eltern-Demonstra- 
tion unter dieser politischen Stoß- 
richtung anzustreben, P 


Bündniskommission des 
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‚Zionismus 


Taraels „Mindelılbrderungen“ 
sind Besetzung der (militärisch wich 
tigen) ayrischen Golan-Höhen, An- 
nektion des arablschen Tells von 
Jerusalem sowie „Grenzkorrektu- 
ten” und Milltärstützpunkte auf der 
Sina-Halbinsel (vor allem Scharm- 
Scheik an der Södspitze der Halb- 
insel). „Umstritten" ist in Israel 

dagegen die Zukunft der von Ara- 
bern stark besiedelten Gebiete Gaza- 
Streifen und Westjordan-Land ge 
wösen. Hier gab es z.B, Pläne, den 
Gaza-Streifen zu entyölkern (durch 
zwangsweise Massen-Umsiedlung der 
n arabischen Bewöhner, vor allem ins 
. Wosyordan-Land); das Westjordan- 
I; Land oder Teile davon sollten zu 
| Reservaten für arabische Arbeits- 


kräfte werden, nach dem Modell der 


Vorstellungen waren, da‘ westjär“ 
dan-Land für die zionistliche Be- 
j siedlung zu Öffnen und so auch dies 
Gebiet schließlich mit Iarael zu ver- 
j binden, bew. Teilung des Westjordan- 
Landes in einen israelischen und 
} einen „arabischen“ Tell. 
| 
\ 


Die Palästinenser 


) Die Palästinenser wurden von 
| den Zionisten aus ihrem Land ver- 
trieben. Palästinenser leben heute 
N vor allem im besetzten Westjordan- 
I Land, außerdem im besetzten Gaza- 
Streifen, im södlichen Libanon und 
\ in Jordanien. Der jüngste. Bericht 
der UNRWA (eine UN-Unterorgan!- 
‚sation) verzeichnet 1,51 Mio. 

gistrierte und betreute" palästinen- 
sische FIÜCHIRBETTITTT,T7 MIO.); 
die Gesamtzahl der Palästinenser 

liegt bei etwa 2,5 Mio. Menschen. 
Mit der Entwicklung einer poli- 
'hen Bewegüng der Palästinenser 
seit etwa 1965 und verstärkt nach 
dem Krieg von 1967 begann auch 
«der Kampf der arabischen Regimes 
"gegen die palästinensische Befrei 


ingsbewegung. 
"fa Jordanfen ist die palistinen- 


sische Befrelungsbewegung in den 
Jahren 1970/71 weitgehend liquk- 
diert worden; mehr als 10000 
Flüchtlinge wurden in den jordani- 
schen- Lagern-von .den-Regierungs- 
Truppen ermordet. Im Libanon 
müssen sich die Palästinenser schon 
seit lingerem dagegen verteidigen, 
dasselbe Schicksal wie in Jordanien 
zu erleiden. Die Unterstützung der 
palästinensische Befreiungsbewe- 
gung durch arabische Staaten wird 
mehr und mehr eingeschränkt . 

Vor diesem Hintergrund ist zu 
schen, daß nach letzten Berichten 
die palästinensischen Befreiungsor- 
ganisationen einem Plan zugestimmt 
haben sollen, der „als Übergangslö- 
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Gebieten von 1949 


| 


die fsrael behalten will 


jE21067 vewstzte Gebiete. sie zurückge 


1. Das „arme kleine Israel” — seit 1947 auf Eroberungs- 


Felddzüge gegen seine Nachbarn. 


en will 


2..Das „verhandlungsbereite Israel” — ein Teil der Die- 


bosbeute kann zurückgegeben werden (Allon-Plan) 


Palästinensische Guerillas beteiligten sich am Krieg gegen die zionistische Armee: Für ein freies Palästina, in dem 
‚Juden, Araber und Christen friedlich zusammen leben können! 


sung” einen palksiinensischen Staat 
wein den jetzt von Israel besetzten 
defgebieten Westjordan-Land (ein 
schließlich Ost-Jerusalem) und 
GazaStreifen vorsicht. Dieser Plan 
sol vor allem von der Sowjetunion 
unterstützt werden und innerhalb 
der palästinensischen Befreiungsbe 
wegung vor allem von „Al Fatah' 


vertreten werden („Frankfurter | 
Rundschau” vom 1." November). 
während die Volksfront (PFLP) 


uod die Demokratische Volksfront 
{PDFLP) diesem Plan angeblich 


entweder skeptisch gegenüberstehen 
oder ihn ablehnen („FR”, 1. und 2. 
November) 


Die arabischen Staaten 


Im jüngsten Krieg gab es alles 
andere als eine einheitliche Front 
der arabischen Staaten gegen Israel 

Der Krieg wurde in erster Linie 
von den Armeen Ägyptens und Sy 
riens geführt. Obwohl es kurz vor 
Beginn der Kämpfe scheinbar zu 
einem Übereinkommen zwischen 
Syrien, Ägypten und Jordanien ge 
kommen war, schickte das jorda- 
nische Regime nur eine kleine Trup- 
pe - nach Syrien. An der Israel 
schen Ostfront - am Jordan 
blieb es ruhig. Auch der Israel be 
nachbarte Libanon nahm am Krieg 
nicht. tell, Die militärische Kraft 
dieser Staaten scheint nur aus 
. reichend, um Malnaker unter den 

Palastinensern durchzuführen. 
. Der Irak schickte eine Truppe 
20.000 Mann; nach In 
des Walfenstilstands 
die irakischen Truppen 
rasch aus Syrien zurückgezogen, 
weil sie Im Irak selbst zur milltär 


krafttroten 
wurden 


[9 schen Unterdrückung der Kurden 


(eine nationale Minderheit) benö- 
tigt wurden, 

Noch vor einigen Monaten soll 
te sich eine Verschmelzung zwischen 
Ägypten und Syrien anbahnen, Der 
Krieg war jedoch zwischen den bei- 
den Staaten ganz offensichtlich 
nicht koordiniert. Libyens Staats 
präsident Ghaddafi kritisierte f- 
fentlich die militärische Strategie 
Syrien‘ und’ Ägyptens; am Krieg 
beteiligte sich Libyen nicht — was 
Ghaddafi nicht hinderte, den Waf- 
fenstillstand als „Verrat” etc, zu 
bezeichnen. Andere arabische Staa- 


ten schickten lächerlich kleine, sym- 
bolisch 


‚Kontingente, nach der De 
licht siegen, dabeisein ist 


wahrscheinlich mit 
einiger auf Erfolg ver- 
suchen, in kommenden Verhandlun- 
gen die Positionen Ägyptens und 
Syriens zu spalten. 

Israel hat bereits in der Vergan: 
genheit klar gemacht, daß es der 
ägyptischen Regierung einiges 
zubieten” mat, d.h. daß Israel be- 
teit it, einen Te i1_ der 1967 ge. 
raubten Gebiete auf der Sinai-Halb- 
insel an Agypten „zurückzugeben 
Andererseits scheint Israel auf den 
syrischen Golan-Höhen nicht zu 

Konzesionen" _ bereit, sondern 
dürfte eher sogar versuchen, auch 
im jüngsten Krieg ge 
wonnenen Stellungen (z.B. im 
Hermon-Gebirge) zu halten. 

Daß sich zwischen Ägypten und 
Syrien ein Kell treiben läßt, wurde 
Prage des Waffen 


Aussicht 


einige der 


schon an der 


suillstands klar, den zuerst mur 
Agypten, nicht jedoch auch Sy 
rien akzeptierte. Mrs nach Kin 


schaltung der Agyptischen Regie 


rung scheint Syrien bereit gewese 
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9. Zionismus: Imm 


Was ist Zionlumus 
Olympischer Frieden und palästinensischer Krieg (AK 22) 


N 


1. Wieder Krieg in Nahost (AK 34) 
Wie entstand Iursel 


mus 1. Teil (AK 27) 


2. Teil (AK 30) 


Palästina-Artikel im ARBEITERKAMPF Nr. 22 (AK 23) 


teile in Israel (AK 28) 
WO sind die „‚Mör 


Zentralen”? (AK 28) 
ınzler suf Geschäftsreise” (AK 30) 
neue Verbrechen (AK 32) 


10. Die Massenarbeit ist immer die Has (AK 28) erhältlich Im: 
Rooms Arbeiterbuch 
zu bostellen bei: 
2 Hamburg 13 2 Hamburg 13 
Verisg „ARBEITERKAMPF« A Mamburn 13 Fe | 


au sein, dem Waffenstlli 
zutreten, 

Die Ausweisung eines großen 
Teils der sowjetischen Berater aus 
Ägypten {m vorigen Jahr wat nicht 
im Sinn einer Politik, „sich atärker 
auf die eigenen Kräfte zu stützen" 
und mehr Unabhängigkelt von den 
Großmächten au gewinnen, sondern 
steht Im Zusammenhang einer Av 
näherungspolitik_ Ägyptens "geken- 

n US-Imperialimus, Zwi 
schen den USA und Ägypten ist ein 
intensiver „Meinungsaustausch”' in 

ng gekommen - der Ägyptische, 
Außenminister. Fahmi besucht die 
USA, Kissinger besucht‘ Kairo 

rend die Regierungen des Iraks 
und Syriens es ablehnen, Kissinger 
zu empfangen, „weil man den Ame- 
rikanern nichts zu sagen habe" 
WER" 2UTB). 

Unter der Bedingung, daß sich 
vorher die Truppen auf die Waffen- 
stllstands-Linien vom 22, Oktober 
zurückziehen d.h. vor allem 
Rückzug. der israelischen Truppen. 
von jenen. Teilen des westlichen 
Kanalufers, die sie nach dem 22 
Aktober unter Bruch des Waffen- 
stillttands besetzten, und damit 
auch Aufhebung der Einschließung 
von Teilen der 3. ägyptischen Ar- 
mee — hat sich die _ Ägyptische 
Regierung zur Teilnahme an einer 
kommenden .Friedenskonferenz be- 
reit erklärt 

Syrien will ebenfalls an einer 
Friedenskonferenz. teilnehmen, so- 
fern die Palästinenser ebenfalls das 
Teilnahmerecht erhalten. 


nd bei 


„Friedensplan” der 
Großmächte ? 


Gibt en bereits einen deisillier 
ten Friedensplan zwischen den USA 
und der Sowjetunion? In diesen Ta- 
gen ist davon oft die Rede: Golda 
Meir soll bei ihrem Besuch in den 
USA „vor weitgehend ausgearbei- 
tete Kompromißpläne der Nixon- 

” worden. sein 
„Präsident Nixon 
Könferierie am Dienstagabend..mit 
dem sowjetischen Botschafter Ans- 
toli_ Dobrynin. Damit verdichten 
sich die Anzeichen dafür, daß Mos- 
kau und Washington bei den ge- 
planten Friedensgesprächen einen 
gemeinsamen Plan vorlegen wollen.” 
ER”, 1,11) — Verschiedentlich 


ist auch von „Garantien” die Rede, 
die die sowjetische Regierung gegen- 
über Ägypten und Syrien für den 
Rückzug Israels aus allen besetzten 
arabischen Gebieten gegeben haben 


zug Israels aus allen besetzten Ge- 
bieten, ist in Wahrheit völlig un- 
wahrscheinlich. Die US-Imperialis- 
ten halten ohnehin noch eine wei- 
ten halien ohnehin noch eine wei 
tere „Interpretation” der Resolu 
tion 242 bereit: zwar Rückzug aus 
(fast) allen besetzten Gebieten, aber 
doch „Grenzkorrekturen”. „Denn”, 
die Resolution 242 spricht davon, 
daß alle Staaten in dieser Region 
‚innerhalb sicherer und anerkann. 
ter Grenzen" existieren müßten 
und das „kann” 
beißen, daß 1 
Grenzen „sicherer” werden müssen, 
d.h, daß die Grenzen zugunsten 
verändert werden müssen. 
e Zustimmung 
Is und der USA (in kommenden 
jandlungen) zu einer „Lösung' 


uf der Grundlage des sope 

n Allon-Plans (wpl. Karte).| 
zu erwarten, wobei larael) 
warhscheinlich Wert darauf 
iegen würde, seine in diesem 


mindest im Hermon-Gebirge zu hal 
ten. Eine Zustimmung der USA und 
Israels zu einer Lösung der nationa- 
len Frage der Palästinenser ist ganz 
undenkbar; Israel würde allenfalls 
eine „Bantustan”-Lösung (8.0.) 
zeptioren, d.h. kleine, von I 


el 
schem Gebiet oder zwischen Israel 
und Jordanien eingekeilte „autono 


me” palästinensische Arbeitskräfte 
Reservate unter Leitung von Marlo- 
netten-Politikern. 

Wenn Israel und die USA über 
haupt zu „Konzessionen” (Rückzug 
Israels auı einem Teil der 1967 be- 
setzten Gebiete) bereit sind, dann 
u.a, aus folgenden Gründen. 

Der Zionismus muß seine Expanı 
sionen auf die reale zionistische 
Einwanderung nach Israel abstim« 
men, d.h, die anderung muß 
mit der Expansion schritthalten, um 

sche Gebiete in I 
elische Gebiete zu verwandeln, Die 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


Selb _ ss ss sjqse ee 222, 


Im Dezember 1972 verhaftete die 
israelische Polizei zahlreiche israeli- 
sche Kommunisten arabischer sowie, 
much hebräischer Abstammung. Sie 
gehörten vor allem den beiden antı- 
zlonistischen Gruppen „Rote Front” 
und „Revolutionärer Kommunisti- 
scher Bund” (= Revol. Komm. Alll- 
nz) an. 'Die Zahl der Verhafteten 
lag bei etwa 60. 

Gegen sie konstrulerten Polizei und 
Schin Bet  (israelischer Gehelm- 
dienst) den Vorwurf, sie hätten 
„Spionage” gegen Israel betrieben 
ünd ähnliche absurde Anklagen. 
Diese Anklage dient den Zionisten 
dazu, gegenüber der hebräischen Be- 
völkerung Israels jede politische Zu- 
sammenarbeit mit Arabern als „Lan- 
desverrat” zu diffamieren und von 
einer solchen Zusammenarbeit ab- 
zuschrecken. Bezeichnenderweise 
übernahm die pro-zionistische Pres- 
se in der BRD ohne weiteres den 
Vorwurf der „Spionage". Gegen 33 
Genossen wurden inzwischen Pro- 
zesse geführt, die mit Urteilen von 
zwei bis 17 Jahren endeten (vgl 
„Terrorurteile in Israel” in AK 28, 
Ss.1D. 

Wir drucken hier die Rede (bis auf 
den Schlußteil) von Rami Livne 
nach, die er vor Gericht in Half 
am 20. Juni 1973 hielt. Rami Line 
ist ein hebräischer Genosse, Mi 
lied des „Revolutionären Kommu- 


Israels, Räkach, im israelischen Par- 
lamenı 

Wir veröffentlichen diese relativ lan- 
ge Rede, weil sie die Verhältnisse 
in Israel sowie auch den Standpunkt 
israelischer Kommunisten gut erken- 
nen läßt, 


ch, ein kommuninlscher Arbeiter. 
Mitglied des Revolutiondren Kommu. 
latischen Bundes (Kampf), stehe hier 
im vollen Bewultsein, daß meine polii- 


zu sein, die von einer legalen Organisa- 
on herausgegeben werden. 

In keinem der Länder, die von den 
‚geistigen Vätern der Anklage als „aufge- 
klärt” angesehen werden, Ist der” „Kon- 
takt” an sich schon ein Sicherheits-Ver 
‚gehen. Nicht einmal in England während 
des zweiten Weltkriegs, sofern nicht In 
Ängendeiner Weise einem Agenten geho!- 
fen worden war. Der Punkt, daß „Kon- 
takt" an sich schon ein Vergehen ist, 
seht in einem total anti-demokratischen. 
Rahmen, der die Grundfreiheiten des. 
Menschen in Frage set. 

'Der Mann, den ich (vor drei Jahren) 
traf, wurde von der Anklage als aur- 
ündischer Agent definiert. Aber sogar die, 
Anklage muß. anerkennen, daß mir der 
Mann als Palistinenser vorgestellt wurde, 


(Golda Meir) 


ich in Kairo einkaufen gehen kann” 


Einwanderung Ist jedoch — jeden 
falls vor dem Krieg — sehr schwach 
gewesen, abgesehen von der Ein 
wanderung aus der Sowjetunion. 
Der Zionismus kann sich nicht 
einfach auf seine militärische Über 
iegenheit verlassen, Das Kriftever 
hältnis verändert sich zugunsten der 
Araber, 
loniamus und US-Imperialismus 


streben eine Lösung an, die on zu 
mindest der Igyptischen Regierung 


erlaubt, „das Gesicht zu wahren”, 
um dieser Regierung gegenüber den 
arabischen Massen den Rücken zu 
stärken und die ägyptische Doi 
‚geoisie näher an den US-Imperlalls 
mus heranzuführen, 


Mit Sicherheit gibt es keinen 


„Friedensplan der Großmächte” 
der wesentlich über das hinausginge, 
was Israel auch ohne Krieg In Ver 
handlungen  zugestehen wollte 


(Allon-Plan u), nur daß es jetzt 
den arabischen Regierungen viel 
leicht leichter geworden Ist, eine 
derartige „Kompromiß-Lösung” als 
Ergebnis eines „ehrenhaften Krie 
ges” vor Ihren Völkern zu vertreten, 
Erst recht gibt es keinen „Friedens 
plan der Großmächte”, der das 
nationale Problem der Palästinenser 
lösen würde. 


‚der mit der palästinansichen Widerstands: 
bewegung in Kontakt steht. Wenn die 
Anklage meint, dat der Mann Agent für 
‚ein fremden Land wor, dann wußte ich 
dan nicht, komme es nicht wiasen und 
weiß es heute noch nieht. Und es muß, 
erst noch bewiesen warden. 

‚Aber wann des Argument it, dal 
der Mann allein durch seine Verbindung 
zur. palästinensichen Widerstandsbews- 
‚Jung schon ein ausländischer Agent ist, 
‚dann gibt 08 wohl nichts, was deutlicher 
(die Einstllung des Zionmun zur past 


Oionaten palkstinensich-wrabischen Volkes 
zu seiner Heimat st. 
Ex ist unmöglich, der paldstinensl 


Lnerraum. Hier gab es schon arabische 
Besiedlung. Wir siedein Juden an Stellen 
an, wo Araber waren. Wir verwandeln 
rabisches Land in jüdischen Land.“ 
(„Yadioth Aharonoth”, 10, Mai 73). 


Arabische „Fremdheit” 


Der Begriff „Fremdheit", wie er der 
‚Anklage und dem Schin Bet (1) geiäufig 
ist, Neugnet die Realität des palästinen- 
sisch-röbischen Volkes. Der „Nichtslu: 
de” it ein Ausländer, sogar wann er im 
Lande geboren wurde und ein Abkömm- 
ing des Volkes st, das seit Jahrhunderten 
in diesem Land gelebt hat. Das arabische 
Volk, das in diesem Land geboren wurde, 
muß enteignet werden, d. h. verjagt und 
vertrieben. Seine Existenz muß versteckt 
Oder abgestitten werden. Araber müssen 
als Ausländer in Ihrem eigenen Vaterland 
klassifiziert werden. Und um mit ihrer 
Bxistenz fertig zu werden, muß man ihnen 
durch schwerste Unterdrückung und Ver« 


Jahren und bin zum 1007er duniKrieg, 
= mit einer kurzen Unterbrechung. 

Salt 1948 sind die arabischen De- 
wohner des Landen Opfer der polls 
Tichen. Willkür und Unterdrückung Im 
Rahmen der Dafenen (Emergency) Re- 
olations (1945) (4) 

„Für das Regims, dan mit der Ver 
küdigung der Defence Regulation in 
Paldstin errichtet worden ist, olbt 0n 
in keinem einzigen zivilslerten Land ein 
entsprechenden Beispiel. Selber in Nazl- 
Deutschland gab es nicht solche Genstze. 
Man tröster uns mit der Behauptung, die- 
m Verfügungen richteten sich nur gegen 
Kriminelle und nicht gegen alle Bürger. 
‚Auch der Nazi-Gouvernaur des besetzten 
Oo hatte erklärt, daß kainem Bürger 
‚ein Leid geschehen würde, der aich nur 
um sine eigenen Angelegenheiten küm- 
mare, — Keine Regierung hat die Auto: 


Spionaye-Prozeß 
v 


Kernen D 
zw © istarlsche 
mel wien Ar 
nen, Ihnen wir Rpionane 
für Serien und die Var- 
bereitung von 

aktem in 1er 


wegen Spionaßeverdacht 
gepen Israel vor Gericht 
sorten müssen. 


„Hamburger Morgenpost”, 12.2.73 


ung Al Fatah, 
‚Auf den ersten Wlick schlen m nur 
eine maus * Art. des natlonalistinchen 


Widerstanden zu win, wie er mit dem 
‚blutigen. Weg beider Yölber verbunden 
ist. Außerdem machte die Tatiache, dal 
Al Fotah den direkten bewaffneten 
Kampf gegen Iran propaglerte, einen 
glauben, daß die Bewegung den axırem- 
ton, Hall gagen furl verkörper® und def 
in ihrem. Programm nichtn gabs, dan 
bie Nationen aus der Sackpame der 
blinden Konfromstion bringen könne, 

‚Aber die palästinensische Bewegung 
elta einen naven, wichtigen Punkt auf 
‚dal die Trennung von. den wabischen 
Regierungen und die aktive Teilnahme. 
der palästinensischen Massen selbet die 
Voraussetzung für den Fortschritt des 
Kampfes sl. Und mehr nach! dal die 
Vornichtungsparoken, die gegen «ie Jll: 


Westdeutsche Prosse: „Spionage”-Märchen des Zionimus voll übernommen 


‚Jahren hat ein Ger 
Israel sieben 
eines jüdisch-arablichen 


” Verl. 
Be 
trieben haben: 


„Hamburger Morgenpost“, 17.4.73. 


Israel: Gefängnis 
für Spione 


dpa. Halte, 14. Mal 

Zwei Isroelis wurden In 
Haifo (Israel) wegen Spio- 
nage für Syrien zu je sl 
ben Jahren Gefängnis vei 
urteilt, Ihre Komplizen, fünf 


‚Araber, erhielten Gefäng- 
nisstrafen zwischen vi 
und zehn Jahren. 

„Bild”, 14.5.73 


sche Bevölkerung wahrend des uni 
Kriegs 1967 gerichtet wurden, nur die, 
Zionistische Ideologie bekräftigen, 

Gn8 men zwiachen Zionlmus und Sucel 


klärte, daf) es keine progressiven arselik 


er, die die Experten des irmeilschen | der offenen und kompromilion Kon. 
Estsbllihments in Sachen Araber sind. | {rontation, nicht nur mit den dirskten 
und das iraelische Establishment, — #0 | Opfern der Jüdischen Besiedlung, sondern 
wie schon dan des „kommenden Staaten” | auch mit der ganzen erabischen Weit 
(@) — brauchten wirklich Experten aol- | und einer ständig wachsenden Zahl von 
cher Art für die Verwirklichung Ihrer | anderem Ländern ser Welt 
Zu, Und der Krieg in all seinen Formen 
Für vie Jahre, bis 1948, waren die | forsert materieite und menschliche Opfer 


ohne Ende. Der tete Stand der zioni 
schen Bewegung und den Staaten lursel 
auf dem Grundsatz der Leugnung aller 
nationsten Rechte den paiäntinennisch. 
jrebischen Volkes und der praktischen 
Laugnung fart aller Menschenrschte - 
alt das verurteft die arabischen Mauen ru 
offmungsloger Unterdrückung und die 
Kidischen Masen zu einem ungerschten 
euren Krieg gegen die historische Wirk 
icnkeit abe 

Nur Ramimen, wie jene, die nach. 
Bersehungen rischen den Arabern und 
dem Kama schen, können daran giau 
ben, dal win Volk der dmernden Ver 
wreibung won mehr als einer Milan 
Flochttingen und der Emirechtung einer 
weiteren Milion. Einwohner rangiert 
Gevennnsten: 


Al Fatah 


Um 1988 organisierte sich zum ersten 
Mat die palsstinennische, Detreiungaime. 


gebe außer denen, die lurael für immer 


das Land der Juden ni 
Da a ame wii ner dem. I 
er Bann 
E73 as. Ba an Der 
ung Regierung wine Organisation ihre Solkderiut mit 
een Ga mund rn ng ha 
Di ang dt leer Be: ee 
Seesen Kr ran. Dir vorn 
un ne Kuall wecken: Fran ar Erknen a Jean Von 
Gera Daten und Cnam I Ga cin mu handle, wurde 
int. einer der Männer, formal im Programm von Al Fatah aus 


uch" erfentichnn einen Aral Un, jaachen Men In a mist 
Inner dem Tue „Dee Kam Menden mut, um uch vor don Wit: 
Ar" in dem Füge in Dehen Formin den arbnchen Bürger 
ac Ka zu Deinen und zu einer Raglrung 
ie men Volkumasın m ganzen Ge. 
Ba zu gungen, est von 

Se cn Voten ee ung, von Mar 
rung on dam Higmachfin der Ein. | Maikrhugeru una st Kamm dir 
Ma dee Kama m det wrnbische Laben. | Einimcen. 
Mi Und wer Profmor den Raslemun | __ Dusenda n deren der Verwitung 
Ui Verindungemann ter Malems. | und Umeröräckung Ihren unvrmadich 
57 Reigonemininerum während der | zu Wrpriehen, m anen de Dan 
an re ner Aktie che Regierung nicht fra warn han 

En ind de Derbriche Mörder und | Der Sum Ir war wahrend a am, 
(er skademach-rmsiche Wsenschft- | Jahre siner Enten! In der Bnun 


.e) Weil sie anf lem Wi nahen 


» 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 
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und Geschlagenen. Während der letzten 
in bis anderthalb. Jahre. standen in 
Jerusalem Hunderte von vermieteten 
Wohnungen ver. 30 berichtet das Proto- 
kolt den Staatskontrolleurs. Die Eigen- 
mer dieser Wohnungen — Investoren, 


Diebe werden reich. Abar diejenigen, die 
‚durch den großen Diebstahl zu kriminal 
kon Dieben werden, kommen dafür ins 
Getängnis, 

Die Funktion der Pollzel In en. die 
Roglerung zu verteidigen. Man setzt nie 


dewan Ziei die Errichtung einer echten. 


dam Angriff den Staataapparatı entgegen. 
autreten, der von den Ausbeutern und 
Unterörickeen kontrolliert wird, wowie 
von deren Verbündeten in diesem Gebiet 
und In der Welt. 


130 diene Wohnungen wutll dafür bmw: | ein gegen mreikende Aral, we = Anmerkungen 
Wen. um we dann zu vermieten — de | In der Memat Fabrik, in Aschaod und an 1) Di hebräischen Buchstaben Schin 
Kamen Unsummen an Miete. Die Woh- | Velen andren Pltzen gechah; aogen (Sch) und 


nungen wartsten auf Einwanderer mr 
reichen Ländern, und zur selben Zeit 
warteten zig taunand Familien In Musrara, 
Teipiot und anderen Armutiviertein um 
‚Jerusalem auf. menschenwürdige Woh- 
nungen. 


Semonstrierende Bewohner der Eine 
Worte, wie es oft in Jerusalem und Haifa 
‚Onschah; um die wrabliche Bevölkerung 
ill zu halten; gegen jeden, der die 
‚Ruhe der ausbsutenden und unterdrük- 
kanden Regierung zu stören droht. 


zung für Schieui 
lischer „Sicherheitsdienst 

2) Die meisten arabischen Bewohner 
der Stadt Ramlah wurden 1948 von 
‚den Zionisten vertrieben oder auf, 


"Die Armes, deren Einhaten aus Söh- 
‚nen der Arbeiter und Menschen aus den. 
Elendeviertein bestehen, dient der Ver- 
wirklichung von politischen. Interessen 
Serlenigen, die über die Arms verfügen. 
Interessen, die in Widerspruch zu den 
Grundinteressen derer stehen, die in der 
‚Armes dienen, die töten und getötet 
werden, während se in der Uniform 
socken. 

‚Der Rasslımus, die zionistische Ideo- 
ogie, die. Gehimwäsche in großen Di- 
menslonen — mit ihrer Hilfe erreicht es 
‚der Stastsapperat, das Volk zu belügen. 
Mit ihrer Hilfe mobilisiert der Staat die 
meisten Arbeiter und, Arman in lerel, 
1odaß, sie für min Interesse kämpfen — 
Und gegen ihr eigenen. 

Der Stastsapparat gibt den jüdischen 
Arbeitern und Armen eine Kompensati- 
om für die Unterdrückung und Diskrimi- 
Pierung, die er ihnen auferlegt. „Wir ind. 
ein aufgeklärter europäischer Stast” - 0. 
bearbeiten «der Stastsapparat die, Köpfe, 
‚der Menschen, die meistens Juden sus 


Die revoluniondren Kommunisten wer. 
den angeklagt, für die Gewalt zu sein, die, 
bewattnete Revolution zu predigen. 

Engibt keine Grenze für die Heucheiel 
‚der Regierung. 

Inder Fabrik „Chemikalien und Phos- 
‚ohate” in Haifa werden tagtäglich die, 
Lungen der Arbeiter von Giftgasen ver- 
‚brannt. Meinen Onkel wurden dort die, 
Lungen ausgebrannt. Mein Vater schluck- 
te dort 20 Jahre lang den Staub und die, 
Giftgasa. Auch ich habe das Gift dort ge- 
schmackt — das ist Gewalt! 

In der Textilfabrik werden die Artei- 
ter taub vom Krach der Maschinen. In 
dan Farbfabriken wird Ihr Blut vergiftet 
Inallen Fabriken wird die Arbeit 10 orge- 
nisiert, um möglichst viel Profit auf Ko- 
ton der Gesundheit und des Lebens der 
Arbeiter zu machen — das ist Gewalt 
höchsten Grades! 

In den Armenviertein, Elondsdörtern 
und Entwicklungsstädten wird die phyal- 
sche Gesundheit der Bewohner Jahr für 
‚Jahr zerstört — das it Gewalt! 

In den arabischen Dörfern und in den 
Gebieten, die 1987 erobert wurden, re- 


r Flucht ermordet; die verblieber 
ne arabische Minderheit lebt in eir 
nem Ghetto, 

3) „Der kommende Staat" — vor 
‚der Staatsgründung 1948 Bezeich- 
nung für zionistische Institutionen 
in Palästina. 

4) Außerordentlich harte und ein- 
schneidende Ausnahme-Gesetze, die 
von den damaligen britischen Kolo« 
nial-Herren über Palästina verhängt 
und u.a. auch gegen die zionistische 
Bewegung eingesetzt wurden. Der 
Staat Israel behielt später diese Ge- 
setze gegen die arabische Minderheit 
bei. 

$) Das von Israel seit 1967 besetzte, 
zu Jordanien gehörige West-Jordan- 
and. Nach offiziellen Angaben wa- 
ren 1972 über 50.000 Araber aus 
den besetzten Gebieten in Israel be- 
schäftigt. 

(6) Fabriken im Raum um Haifa 

7) Gehört verschiedenen Kibbuzim 
in Israel 


giert eine Regierung mit gewalttätigen 


8) Besitzer einiger Fabriken in Isra- 
schen und (demsgogichen. Finanzelen FREIHEIT FÜR er, dam unmenschlchen Gmeaem | 51, u.a. Asia. Mit der regierenden 
Unterstützung der reaktlondren Regie Wällkürliche Verhaftungen = des I Ge: „| „Arbeiterpartei“ verbunden. 
Fr amd ” Dtarren ‚Se | Um uns zu betäuben, erzählen sie MARIUS SCHATNER | we 9) Sium-Gegend von Tel Aviv, über- 
dia Interamen das US- Imperia a Wenn Polizisten Straffälige in den rientalischen“ Juden 


wierend von . 
bewohnt und von Gangster-Ringen 
kontrolliert, die von der „Arbeiter“ 
partei” unterstützt wird. 


m 12. Oktober 1973, dem 
siebten Kriegstag, wurde Ma- 
S. durch die Armee-Be- 


yereinigen. nken sufiösn, 10) „Dieses Volk" — beliebte Rede- 
a | Te, ens.aems. | BÖNENfeigrnemmen. weier Mch | Kran mem inne "un | wendung von Goka Mer mit dr 
det bestimmt die Strategie der Fatah, | schen Bejerano (B} und den Asis- | Melßttie, den ReserveDienst anzu | .. Genanı anscheinend die Auserwähltheit 
sine Stratagie, die an den erklärten | Arbeitern bestehen, sind das Biut, die | ANBIE, Wenn die Sicherheitspolizei jeden Ver- | „dieses Volkes“ besonders betont 
Grundsätzen der Bewegung vorbeigeht. | Gesundheit und dir Schweiß, Jen m | _ Die Entscheidung von Marius it | brecher mörderisch zusammenschlägt — | werden soll. 
‚ie Akon. ie sur da Abbe: | männlichen und wachen Ardlır — | ine Iogschen Fölserung ss der | dar Gm 
entapringen, Immer Araber und Auden — an den Maschinen | Sicht, diesen Krieg als ungereci | N 
ten chouvinisischen und nationalist- | sen. Für Bejerano smibst besteht der | Krieg anzuschen. Der einzige Weg, Be wunsann auf ma De Obwohl der Genosse Livne mit 
ee jeiner Kritik an der Falah uE. welt. 
mischen Ausbeuten und Augebaue. | Vrnssansnem Bit darin, deb'er des | Itänd zum Krieg zu zeigen, ist die Dienm Regierung basiert ganz und ger | gehend Recht hat (z.B. Abhängig- 
ken, Terroraktionen gegen unschukdige | Aber mann cie Anna Ira nenn | Kisgslienst-Verweigerung, aut Gewalt, pen (set | keit von den nationalistischen, 2-T. 
Bewohner sind in diesem Fall nicht mur | Vertidigen wollen, hetzı die Betriebaiet: Wirsolidarisieren uns mil unserem | sine Bedingung. Se von de Ermene et | reaktionären arabischen Regimes), 
7 Verbrechen yagın Desire Men- | Ya Juheehen Arbatsr aromn ae | Gehökien, sellen uns In #inem | Siaietnihmgzuienken it Undmen | zih, cs doch sogar von Vertretern 
schen, sondern auch einm schädliche Art. | Araber auf —- genauso wie or auch der | Kampf auf seine Seite und unter | *% “ihnen ziei or In. das Regma der | der Fatah Äußerungen, in denen ein- 
und Weise, Einfluä zu gewinnen: sie | Stay im Namen der nationalen Ein- | stützen ihn in seinem richtigen Weg. Ir ee, deatig von dar Brink alale Meb 
a hen an | tm: Der Krieg, der zur Zeit statfin- | und arabische Arteiter und Bauern zum. | ischen V ok € s (und nicht nurei- 
Se menmitige Furcht zwischen den |" lunbande? Als in Ata ein Unfall | det, irifft letzten Endes die ausge: | yamsinamen Kampf sufforderm umune' | ner religiösen Gemeinschaft) ausge- 
Pakden Wölkern wieder hervor Die Pr | paern und einer der Arbeiter in die | beuteten Massen in Israel, die an | von Ausunung und Unteröriekung zu | gangen wird. 
Mleinbirperiehe „Praci“ Deshalb pen | Machine Dezrrt wurde und zu Tode9%- | ihm teilnehmen. Die Verweigerung | befreien — dann klagt uns die Regierung Yon Ubrigen sollte nicht ver: 
de nie mit Ay Fatah zuammen oser- | Sınmmen, ob er Sud oder Araber wer, | Yon Marius weist den Weg michi | an.Gemltzupreikn. | schwiegen werden, daß unter den 
«Ya und deal nnd main ob | Zune aaa ne Mole cum de: | MUE Zur Befrelung vom Zionismus, | _ Wir ige un che und webens | Palsstinensern auf M a3 se n-Ebene 
genen Treffen unter dem Aakı | Da sin Sache, de Mo, dem | Kane auch von der gesellschaft: | 9 kin Magma dur Ce- | Ye Einsicht In die Notwendigkeit 
dieser prinzipeilen Meinungeverschaden | wir weiter die nationale Lige der natio- | lichen Ordnung, die sich auf Aus- aa a u Im Goyanusız | arabisch-hebräischer Zusammenar- 
Be ee ne am au aan, | Brunn Kenehen auch en | arrarkn een a onene | Brunn wer vetecet ta 
ouiion des anderen zu nähern. Selen Ge Aastasenen wma Tre | EEE Volker ch let wrichwänden, | unter der hebräischen Bävölkerung 
a ae ea | auebeutet, und die Milionädre werden 2 a war da meinen Armen und Ale - | Iralı Das wir von manchen 
ie mungebeuteten Maen slbst - sowohl En warden | Esiebe der proletarisc sowohl Juden alı auch Araber -ichor« | lischen Genossen, die den pallstt- 
Auen in auch Araber — die unsre | Milnardäre. Br Internationalismus! ‚eniseren, um en in demakretischet Wel- | mensischen Widerstand kritisieren, 
en Venen anne | er un ic cr ie EEE im Valgrng sen. | neh genügend Beachte. Leiten 
Tusmman ir dam gemeinsamen. | „u Einni a, Abar he Amen über. | Erklärung des irslischen Reralı- | Eı widun mern mmednmzeeiet | Endes wird die Entwicklung korrek- 
Men nr Branäehen Rein. 0. | niagend su ornatschen Oemeinchst- | Honkten Kommunistischen Bam: | ta en Denis gen mr | tr politischer Positionen der palk 


stinensischen Befrelungsbewegung 
gerade auch davon abhängen, wie en 


Polizei vertreibt Anhänger der „Nauen Linken“, die vor dem Haus der 
Miniterpräsidentin Golda Meir Frieden mit den Arabern fordern. 


Wr, die Mitglieder den „‚Revolutiond- 
ren Kommunistiahen Bundes (Kampf. 
kämpten gegen die Regierung der Au: 
butung und Unterdrückung. Wi arbeiten. 
für die Mobiliierung der der Ar- | und im Bemutuin ihres gemeinsamen 
beiter, Bauern und Armen — Juden und 

Araber —,für einen sereinsamen Kampt, | des, nur dieser Macht wird ı gelingen, 


den hebräischen Kommunisten ge- 
Jingt, den in der israelischen Devöl- 
kerung vorherrschenden Ungeist 

Zionlmus und der ramistlschen 
Überheblichkeit sogenüber den Ars- 
bern zu bekämpfen. D 
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‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


Westdeutscher Imperialismus in Namibia 


Namibia (Sädwest-Afrika) war bis zum 1. Weltkrieg deutsche Kolonie. 


Danach wurde es vom Völkerbund in 


afrikanischen 
drücken dort 
klasse mit brutalen Methoden (vgl. 


Es zeigt sich, daß das Urteil des Internationalen Gerichtshofs 


zahlreichen UNO-Resolutionen, die 


itz genommen, und den sid- 


italisten „zur Verwaltung” überlassen. Diese unter- 
wie in Södafrika selbst, die afrikanische Arbeiter- 


dazu ARBEITERKAMPF Nr. 19). 
ınd die 
die Unabhängigkeit von Namibia 


fordern, nicht einmal das Papier wert sind, auf dem sie geschrieben wur- 
den, weil die südafrikanischen Kapitalisten und die hinter ihnen stehen- 
den internationalen Monopole aufgrund ihrer ökonomischen und mili- 
rischen Interemen den jetzigen Zustand erhalten wollen. Auch die BRD 


mischt dabel kräftig mit. 
amibia, das flächenmäßig 
größer” ist als England und 
Frankreich zusammen, inter- 
eisiert die Imperialisten besonders. 
wegen der enormen Bodenschätze: 
es it der größte Diamantenprodu- 
‚nt der Welt und besitzt Kupfer, 
Zinn, Zink, Uran, Wolfram, Man- 
ei 0.8. 
Von den über 1 Mio Einwohnern 
Namibias sind nur 72000 Weiße. 
31% von den Weißen sind Deutsche, 
von denen ein Drittel (also etwa 
7300) den Paß der BRD besitzt. 
Die Weißen, die nach und nach den 
gesamten wertvollen Boden besie- 
delt hatten, drängten die Afrikaner 
immer mehr auf den unfruchtbaren 
Boden ab, z.B. an den Rand der 
Namib- und Kalahari-Wüste. Da- 
mit wurde die natürliche Lebens - 
grundlage der. einheimischen Be- 
wölkerung, Ackerbau und Vieh- 
zucht, zerstört. Um nicht zu ver- 
hungern, waren die Afrikaner ge- 
zwungen, ihre Arbeitskraft zu 
Schleuderpreisen zu verkaufen. Die- 
ses Elend bildet im gesamten süd- 
lichen Afrika die Grundlage für den 
Aufbau des’Kapitalismus. 


Das durchschnittliche Verhältnis 
‚der Löhne zwischen einem afrika- 
nischen und einem weißen Arbeiter 


Ausbeutung zu Hungerlöhnen - schwarze Bergarbeiter in Südafrika 


beträgt in den Fabriken 1:5 und. 
den Bergwerken 1:16. Selbst die 
minimalsten Kampfpositionen der 
afrikanischen Arbeiter, wie Streik- 
recht, Recht auf gewerkschaftliche 
Organisierung, freie Meinungsäuße- 
rung, freie Wahl des Arbeitsplatzes 
usw. wurden mit faschistischem 
Terror zerschlagen. Durch kleine 
Zugeständnisse an die weißen Ar- 
beiter und durch die Ideologie des 
Rassismus ist es den Kapitalisten 
gelungen, die südafrikanische Ar- 
beiterklasse zu spalten. 

Als im Distrikt Swakopmund 
„Uranerzvorkommen gefunden wur 
den, die nach Ansicht von Fachleu- 
ten zu den größten der Welt zäh- 
ien” (1), beteiligte sich die west- 
deutsche Urangesellschaft G.m.b.H. 
zusammen mit der Otavi Minen- und 
Eisenbahngesellschaft (die Namibia 
schon während der deutschen Kolo- 
nialzeit „erschlossen” hatte) mit 
25 % (= 128 Mio DM) an der Er- 
schließung (2). 

. _ Bundeswissenschaftsminister 
Leussink. vertrat ursprünglich die 
Auffassung, die Regierung solle die 
Uranschürfung in Südwest Afrika 


die langfristige Versorgung deut- 
scher Kernreaktoren zu sichern. 

(1) Als die Urangesellschaft In- 
vestitionsgarantien für die Erzför- 
derung. bei der SPD/FDP-Regie- 
rung beantragte, lehnte diese ab, 
um ihr fortschrittliches Gesicht 
nicht zu verfieren, „Die zuständi- 
gen Minister haben sich geeinigt, 
das von der deutschen Urangesell- 
schaft in Namibia geplante Vorha- 
ben zu ignorieren." (1) 

Die Verlogenheit dieses Mand- 
vers wird deutlich, wenn man be- 
denkt, daß die Urangesellschaft zu 
je einem Drittel der Metallgesell- 
schaft AG Frankfurt, der STEAG 
AG Essen und der Veba AG Bonn 
gehört. Das Kapital der Veba be- 
findet sich zu 40 % in den Händen 
der Bundesrepublik. Deutschland, 
der Rest ist auf 1,3 Mio Kleinaktio- 
näre verteilt. Also ist der kapitalis- 
tische Staat sogar direkt als Unter- 
nehmer in Namibia tätig, um im 
‚Auftrag der westdeutschen Kapita- 
istenklasse die Abhängigkeit von 
ausländischen Konzernen bei der 
Uranversorgung abzuschütteln. Die 
Kapitalisten brauchen eine. eigene 
Uranversorgung auch deshalb, um 
langfristig den geplanten Bau ei 
gener Atomwaffen abzusichern. 

Sogar die Kapitalistenzeitung 
„Blick durch die Wirtschaft” schrieb 
im 4.6.71 zum Uranabbau: „Ob 
die deutsche Urangesellschaft eben- 
alls beteiligt ist, wie ursprünglich 
beabsichtigt war, wird als. immer 
noch nicht ganz ausgeschlossen be- 
zeichnet, obwohl sich die Gesell- 
schaft im März, wie gesagt wird, 
aufgrund der Weigerung der Bun 
destegierung, eine Investitionsgaran- 
tie zu übernehmen, zurückgezogen 
hat...Das deutsche’ Interesse wird 
jedoch als gegeben erachtet, weil 
angenommen wird, daß der größte 


Teil des Urans wahrscheinlich nach 
der Bundesrepublik und nicht nach 
England gehen wird.” 


Spiel mit verteilten Rollen 


Die CDU/CSU ist schon immer 
ganz offen für gute und ständig 
enger werdende Beziehungen zum 
faschistischen Südafrika eingetre- 
ten. So forderte FJ. Strauß, daß 
man bei der Einschätzung der Poli- 
tik Südafrikas und anderer schwarz- 
afrikanischer Staaten aus der „ge- 
fühlvollen Beurteilung durch deut- 
sche Pensionsdamen und skandina- 
vische Humanisten..zur Versach- 
ichung” zurückkehren müsse. (3) 
Im Jahr 1971, bei einem. seiner 


‚Ausbeutung zu Hungerlöhnen — schwarze Bergarbeiter in Südafrika 


‚durch Bundesbürgschaften unter- 
stützen, um die schmale Energie 
basis der BRD zu verbreitern und 


Fre Humaiusıen..cur velhacn- 
lichung” zurückkehren müsse. (3) 
im Jahr 1971, bei einem seiner 
zahlreichen Besuche dort, kündigte 
er an, daß die CDU/CSU im Falle 
eines Wahlsieges wahrscheinlich 


Waffen nach Südafrika liefern wer- 
de. _ CDU-Bundestagsabgeordnete 
schrieben über ihre „Informations- 
reise” durch Südafrika in einem 
Partelinternen Reisebericht: „Auf 
Jahrzehnte, wohl Generationen, 
gibt es zur derzeitigen Politik der 
Apartheid — heute lieber genannt: 
der multinationalen Entwicklung — 
im Grundsatz kaum eine Alterna- 
tive, es sei denn das Chaos.” Unter 


© die Schießung des westdeut« 
schen Konsulats in Windhoek 

(Namibia), 
© das 1962 geschlossene Kulturab- 
‚kommen zwischen der BRD und 
für null und nichtig 


wirtschaftlichen und 
«uen Beziehungen zu 
zubrechen (gemeint 

war. vor allem das Uranprojekt). 
Die Antwort bezeichnete die 
SWAPO als „{alsch” und „doppel- 
züngig". Die Bundesregierung und 
Vertreter der SPD hatten jedes 
Interesse an dem Uranprojekt be- 
stritten und auch betont, daß sie 
ihre Beziehungen zur weißen Ober- 


Man versteht sich prächtig: F.J. Strauß. „informiert” sich bei Südafrikas. 
Premierminister Vorster über die „vorbildlichen” politischen und sozialen 


Verhältnisse in Südafrika. 
„Chaos“ verstehen die Kapitalisten 
ie Abschaffung ihrer grausamen 
Ausbeutung der südafrikanischen 
Arbeiterklasse. Strauß sprach den 
Imperialisten aus dem Herzen, als 
er vorschlug, diese „idealen" Aus- 
beutüngsverhältnisse auch bei uns 
einzuführen: „„Ich bin beeindruckt 
von der hohen religiösen und mora- 
lischen Verantwortung, mit der die 
Rassenpolitik ausgeführt wird..Als 
starker Eckpfeiler der westlichen 
Welt kann Südafrika in seiner poli- 
tischen Struktur (1) sogar zu einem 
Modellbeispiel (!) für die gesamte 
(1) westliche Welt werden.” (4) 

Pie SPD/FDP-Regierung vertrat 
die Interessen der Imperilisten. so 
gut, daß die Exporte der BRD nach 
Südafrika einen „beachtlichen Auf- 
schwung” nahmen und „die höchste 
Exportziffer in den letzten 25 Jah- 
sen erreicht” wurde (Zuwachsrate 
1970: 18%). 


Gleichzeitig betonte sie immer 
wieder, däß die BRD einem interna- 
tionalen Abkommen gegen jede 
Rassendiskriminierung beigetreten 
sei, und sich daran auch halte . 

Im September dieses Jahres woll- 
te eine Delegation der SWAPO (Be- 
freiungsorganisation von Namibia) 
diesen Erklärungen auf den Zahn 


Ber che cm ebnfw tee 
freiungsorganisation von Namibia) 
diesen Erklärungen auf den Zahn 
fühlen, und forderte von der Regie- 
rung unter Berufung auf interna- 
tionale Beschlüsse, 


schicht in Namibia aufrecht'erhal- 
ten wollent(5)4 Arotzdem fanden 
" bengerti£he Zeitungen eiher Grund 
zu behaupten“ „Bonn unterstützt 
die SWAPO-Linie” (5), weil man 
sich dort „immerhin" dazu 
„durchgerungen” habe, den Bau ei- 
ner deutschen Sternwarte in Naml- 
bia zu verhindern, da dies politisch 
„Änopportun” sei. fi 
Zu solchen Zugeständiniisen be: 
merkte Lenin: 
Die „Verteidiger des Imperialismus 
treten gewöhnlich in elwai ver 
kappter Form auf, indem sie die röl- 
lige Herrschaft des Imperialismus 
und seine tiefem Wurzeln ver 
schen. dafür aber‘ Einzelheiten 
und nebensächliche Deieils in den 
Vordergrund zu rücken versuchen, 
um durch ganz unernste „R&form "- 
projekte...rom Wesentlichen abzu- 
lenken. Seltener treten zynische, 
offene Imperilisten auf, die den 
Mut haben, auszusprechen, wie un- 
sinmig es ist, die Grundeigenschaf- 
ten des Imperialismus reformieren 
zu wollen.” (Der Imperialismus als. 


höchstes Stadium des Kapitalismus) 
= 

Quellen 

1.)„Süddeutsche Zeitung” v. 9.1.71 


2, Handelsblatt ” v. 1.770. € 
3 „FAZ" vom 7.5.71 
2", Handelsblatt ” 
3.) „FAZ" vom 7.5.71 
4) Afrika+informationen, Mai-Juni 
1966 
5.) „The Guardian” vom 1.10.73 


orts.Thailand 


Interview 


„Die Tnatländische Nationale Be 
freiungsbewegung wurde vor drei 
Jahren gebildet. Die Organisation 
dient der Zusammenarbeit zwischen 
der KP Thallands, verschiedenen Re- 
Iigionsgemeinschaften, Studenten, 
Intellektuellen und anderen patrio: 
fischen Gruppen, die das faschist 
sche Regime stürzen und den Ein- 
Auß der USA in Thalland ausschal- 
ten wollen. Die Kommunistische 
Partei führt den Guerillakampf auf 
dem Lande. Er dauert bereits sieben 
Jahre, Die übrigen Sektoren der 
Befreiungsbewegung stammen haupt. 
sichlich aus den Städten. 


Bewaffneter Kampf in Bangkok 
in Vorbereitung 


Im den Sıddten trifft man jerzt 
Vorbereitungen, um den bewaffneten 
Kampf zu beginnen, besonders in 
Bangkok, unserer Haupisiadt, die 
unser Land kulturell, wirtn 
verwaltungsmäßig 
vollkommen beherrscht. Dort tat 
eine kleine, korrumpierte Milltar 
lique an der Macht und unterdrückt 
das Volk 

‚Nuch über einem Jahr Belagerung 


‚nd wurde Im Desember 72 eine 


neue Verfassung eingeführt, aber ins 
Parlament durften nur Auserwählte 
der Herrschenden einziehen. Die 
Widersprüche in den herrschenden 
Kreisen sind jedoch immer noch 
‚8roß, auch im Militär. Deshalb führen 
wir einen politischen Kampf, der 
darauf abzielt, die Widersprüche aus 
zunutzen und das herrschende Re- 
‚gime zu spalten. 


Auch die Gerichte sind jetzt ganz 
In der Hand des Regimes. Die Rich- 
ter können von der Junta beliebig. 
ernannı, versetzt und entlassen wer- 
den. Meinungsfreiheit gibt es nicht. 
Die Junsa kontrolliert alle Mausenme- 
dien. Oft werden Dörfer Bombardiert, 
um die Bewohner zur Flucht in die 
Städte zu zwingen. Sogar Pflanzen 
gifte werden angewandt. 


Der Rechtsputsch zerstörte 
parlamentarische Illusionen 


Auftraggeber der Unterdrückung 
die USA 


Die Studenten und Intellektuel: 
len im In- und Ausland schließen 
‚sich nun offen dem Kampf an. Vor 
dem Putsch am 17.11.1971, der zum 
Belagerungszustand führte, gab es 
unter ihnen viele, die an die Mög 
lichkeit des parlamentarischen Wegs 
‚glaubien. Aber jetzt. besonders seit 
der neuen Verfassung, gewinni der 
bewafnere Kampf immer mehr An- 
hänger, 


Bevölkerung 


Die Dörfer werden von Polizei 
und Militär besetzt. Sie durchsuchen 
alles und verhaften jeden, der ihnen 
‚kefährlich erscheint. Artikel 17 der 
neuen Verfassung gibt der Regierung 
eine uneingeschränkte Ermächtigung 
zu all diesen Maßnahmen. Die Dik 
fatur int heute schlimmer alı fe zuvor, 


| Grausamste Unterdrückung der 


Die USA haben vor kurzem in 
Thatland eine geheime Organisation 
gebilder, die „Advanced Research 
Project Agency", der 140 Winsen 
schafıler aus dem Pentagon ange- 
hören. Sie untersuchen Sırukturund 
Natur unseres Landgebietes. Da: 
durch bereiten die USA eine Aus 
weirung des Krieges vor „...Newr 
week” berichtete, daß bereits 40000 
bis 50 000 US-Soldaten in Thailand 
stehen, Das können noch mehr wer 
den, da das Militärregime sehr 
schwach int und aus eigener Krafı 
die Macht nicht behalten kann, 


Wie steht es mit dem bewaff- 
neten Kampf ? 


Errnimmt ständig zu: Im Norden, 
Im Nordosten und im Süden. Im 


leizıen Jahr führte die Armee eine 


große Anti-Guerilla-Operation_ im 
Norden durch Der Ministerpräsident 
leitete sie persönlich. „Großer Er- 
Jolg“ und „Ex gibr dort keine 
Guerilla mehr",hieß es zum Schluß. 
‚Aber als das Militär fort war, waren 
die Guerillas wieder da. Daraufhin 
leitete der Sohn des Ministerpräsk 
denten eine neue Offensive. Sie 
mißglickte ebenso, und er mußte 
zugeben: „Die Guerillas können 
dieses Gebiet beliebig lange halten. 
Das Gelinde it gut und Euen 
haben sie auch.“ - In manchen 
Dörfern des Nordostens werden die 


Guerilias von 90 % der Bevölkerung 
untersrärzt. Nachts mau sich dort 
kein Milltir hin. Früher waren die 
Volksschullehrer in den Dörfern sehr 
wichtige Personen. Sie waren der 
verlingerie Arm des Rı 

Aenten und Berichte 
halb ist es für uns sehr bedeutsum, 
daß sie jetzt in großem Aurmaß auf 
der Seite der Guerillas stehen.“ 


(Deutscher Text nach „Berichte aus 
Skandinavien“, Redaktion „Der 
Norden“, 8 München 90, Grün- 
walder Str. 59, c/o Weinig) 


Der uuunnumnmmum 


5 Arbeiterkampf 


ist im Abonnement 


zubeziehenü 


VERLAG ARBEITERKAMPF 


4, Reents, 2000 Hamburg 13, Rutsenbahn 36: 
6 Augaben nel, Porto kosten 4,80 DM 


1709 


it Nr. 35/Nov. 1973 


r Nacht sechs Läden 
/ohnungen von Farbigen in F 
‚uf, Dis zum Mai waren insge- 
samt. 17 solcher Fälle bekannt ge- 
worden. 

Das Gonpenst der Rassenunruhen 
von 1958 taucht wieder auf; auch 
ist es nur wenige Jahre her, 
Teile der proletarischen Jugend als 
organisierte Banden in den Groß- 
städten auf Pakistaner-Jagd gingen. 
Die Stimmengewinne der „Natio- 
nalen Front" (eine Partei mit mehr 
als nur zufälligen Verbindungen zu 
‚den britischen Faschisten), die Re- 
den des konservativen Abgeordne- 
ten und ehemaligen Ministers 
Enoch Powell, die rassistische Pro- 
Paganda des von ihm inspirierten 
„Montag-Chubs” (Sammelort des 
fechten Flügels der Konservativen, 
einschließlich ehemaliger und gogen- 
wärtiger Minister) — all das sind 


März dieses Jahres gingen in 
verschiedenen Teilen Londons in 


Hinweise auf Auseinandersetzungen 


in der britischen Gesellschaft, die 
mit den Problemen der Ausländer 
und mit Rassismus unmittelbar zu 
tun haben, 

‘Vor diesem Hintergrund ist es 
erstzanlich, in AK 28 (Mai 73) 


174 000 ausländische Arbeiter hat. 
Verglichen mit den anderen kapita- 
istischen Ländern, besonders aber 
mit der BRD, wären das schr wenig; 
in der BRD gibt es über zwei Millio- 
‚nen susländische Arbeiterinnen und 

‚Arbeiter. x 
Die Angabe im AK für GB istir- 
"Zwar sind offizielle und 


zungen unvollständig oder ungen‘ 
in jedem Fall ist aber sicher 
‚nehmen, daß in Wirklichkeit ent- 
‚scheidend mehr als nur rund 
170 000. nicht-britische Arbeiter 
in GB beschäftigt sind. 

Stattdessen ist folgendes richtig: 
Bis 1959 gab es etwa 700 000 Aus- 
länder „mit ständigem Aufenthalt'” 
in GB (Anm. 1) — die tatsächli 
‚dort lebende Zahl liegt höher. Eine 
‚Schätzung für 1961 nimmt zwei 
Mio, Nichtbriten an; davon 660 000. 
aus Afrika, Asien, den westindi- 
‚schen Inseln in Mittelamerikalvo r 


Die hier abgedruckte Stellung- 
nahme wurde von der Leitung des 
KB am Abend des 8.10. abgefaßt 
und am folgenden Tag als Flugblatt 
verbreitet. Durch ein technisches 
‚Versehen wurde sie nicht im AK 34 
abgedruckt; das wird hier nachge- 
holt. Die Stellungnahme enthält ei- 
nen Formulierungsfehler: statt „daß 
„. die hebräische Bevölkerung Iers- 
eis am antkzionistischen Kampf teil- 
nimmt" (rechte Spalte, 16. Zeile von 
unten) muß es heißen „daß ... das 
werktätige hebräsche Volk ...“ Da 


die isrsellsche Gesellschaft selbst- 


‚de min, vielmehr muß sich dieser 
gerade gegen die herrschenden Klas- 
wen des zionistischen $ı und 
den internationalen Zionlsm: 
ven. 


Di Sitzung. getrof‘ 
Im Vordergrund der Diskus 


slon standen die Kämpfe zwischen 
Israel und mehreren arabischen Stas 
ten, die am 6, Oktober begonnen 
haben. 


Diesen Artikel stellte uns ein Leser schon vor einigen Monaten zur Verfügung. Wegen ständigen Platzmangel mußte er bis jetzt verschoben werde: 


allem Jamaica) und aus andern 
Commonwealth-Ländern oder Kolo- 
nien (Anm, 2). Für 1969 wurden 
eine Mio, farbige Nichtbriten in den. 
Industriestädten GB's angenommen 
(Anm. 3), Dazu kommen (bereits 
1966) noch rund eine Mio. Iren 
in GB (Anm. 4). 

Allein aus den afrikanischen, asi- 
atischen (vor allem Indien und Ps 
kistan) und westindischen Com- 
monwealth-Ländern sind von 1964 
bis 1971 über 200 000 Menschen 
nach GB eingewandert (Anm. 5). 

Die Zahl der ständig oder zeit- 
weilig in GB lebenden Ausländer, 
d.h, Nichtbriten, ist aber noch hö- 
her, da bestimmte Gruppen, 
ausländische Soldaten, nicht einbe. 
zogen sind. Abgesehen davon wer- 
den nirgends diejenigen Nichtbriten. 
erfaßt, die in GB selbst geboren 
sind: die Kinder von Einwanderern. 
Sie werden als Briten gerechnet, 

In jedem Fall läßt sich berech- 
nen, daß sich über zwei Mio, Nicht- 
briten in GB aufhalten, Dies — ver- 
glichen mit der Zahl des AKvon 
174 000 ausländischen Arbeitern — 
zeigt auf den ersten Blick, daß da 
etwas nicht stimmen kann. 

Was steckt nun hinter dieser 
Zahlenverwirrung? 

Der grundsätzliche Unterschied 
zwischen GB und der BRD, der hier 
interessiert, ist, daß GB ein Land 
mit langer Kolonialgeschichte ist. 
Bis heute bestehen Abhängigskeits- 
verhältnisse zwischen den jetzi me- 
stens mehr oder weniger „unabhän- 
gigen” ehemaligen Kolonien und 
dem „Mutterland” — das Common- 
wealih, die „große Völkerfamilie", 
dient alsorganisatorischer und sym- 
bolischer Rahmen. GB hat sich so, 
in neuer Form, eine Reihe von al- 
ten Vorteilen militärischer, politi 
scher und wirtschaftlicher Art aus 
der Kolonialzeit erhalten können. 

Dieser historischen Entwicklung 
und der Ideologie der „großen Völ- 
spricht es, daß alle 
Bürger formal 
die britische Königin als Oberhaupt 
anerkennen. Bis 196] bedeutete das, 
daß sie — anders als die „offiziellen 
Ausländer — frei nach GB einreisen, 
‚dort Arbeit suchen und dort leben 
konnten. Nach dem 2. Weltkrieg 
waren in GB Arbeitskräfte knapp 


Über die militärische Lage lagen 
keine klaren Informationen vor, Je- 
doch scheint sich abzuzeichnen, daß. 
Israel nach anfänglichen Erfolgen 
der eypänchen und syischen Trap 
pen am Suez-Kanal und auf den Go 
Tan-Höhen zur Gegenoffensive über- 
gehen konnte. Die Leitung schätzte 
ein, daB lurael seine Kriogeziele 

| = nämlich eine erfolgreiche Ab- 
nützungsschlacht gegen die arabı 

| schen Armeen und damit 
ingerfristige Niederlage sowie die 


Verschiebung der Waffenstllstands- 
grenzen, In 
beider Ufer des SuezKanals — 


schließlich erreichen wird, obwohl 
die Dauer der Kämpfe noch nicht 
eingeschätat werden kann. 

Die Kämpfe sind nach Einschät- 
zung der Leitung durch israelische 
Provokationen an den Waffenstill 


Aniab für mil 
gen und Kriegsdrohungen mit 
nannten „Vergeltungsschlägen” ge- 
gen die arabischen Staaten genom 
men worden, Es hat den Anschein, 
daß die Regierungen Syriens und 
Äsyptens durch diese. Kriegsdro- 


1958 nahm die Bevölkerung | 

bD), und so würden Com- 

monwealth-Einwohner ermuntert 

und angeworben, als Arbeitskräfte, 

nach GB zu kommen, 

Und sie kamen in großer Zahl, 
denn abgesehen von „weißen” Com- 
monwealth-Ländern” wie Kanada 
oder Australien waren und sind die- 
se Länder „unterentwickelt“, ist die 
wirtschaftliche und soziale Lage der 
Bevölkerung entsprechend schlecht. 

Die meisten davon. erscheinen 
in keiner Statistik, da sie nicht 
als „Ausländer" gerechnet worden. 
sind. (Daselbe gilt. für die Iren), 
Erst ab 1969 wird die Ein- oder 
Ausreise statistisch erfaßt, auch 
dann werden diese Einwanderer 
nicht als „Ausländer" gezählt, 
„Ausländer" "sind dagegen Men - 
schen aus Nicht-Commonwealth- 
Ländern, z.B. Italiener, Spanier, 
Japaner, US-Bürger etc. 

Für den britischen Imperialismus. 
waren die besonderen Beziehungen 
zu den ehemaligen Kolonien (und 
zu Irland) durchaus von Vortei 
je nach Wirtschaftslage stand eine 
Reservearmee an billigen und in 
vielem genügsamen Arbeitskräften 
aus Übersee zur Verfügung (also 
derselbe Vorteil, den die „Gastar- 
beitei” für den BRD-Imperialismus 
bieten), 

Was einerseits günstig war, war 
andererseits auch ein schwacher 
Punkt, Diese Arbeitskräfte aus dem 
Commonwealth hatten das Recht, 
frei einzureisen — mit Familie 
und nach Belieben zu bleiben. Im 
Gegensatz zu „Gastarbeitern" konn- 
ten sie nicht”ohne weiteres abge- 
schoben werden, sobald die Kapi- 
talisten sie nicht mehr brauchten. 

Nach der Wirtschaftskrise 1957] 
58 und als die Bevölkerungsziffern 
wieder anstiegen, führten deshalb 
sozialdemokratische und konserva- 
ive Regierungen ein Gesetz nach 
dem andern ein, um den Status 
der Commonwealth-Arbeiter lang- 
sam aber sicher in den umzuwan- 
dein, den „Gastarbeiter" haben. 

Heute ist eine freie Einreise für 
die Commonwealth-Einwohner 
nicht mehr möglich. Nur eine fest- 
gelegte Zahl von Arbeits- und Auf- 
enthaltserlaubnissen (für qualifizier- 
1e Arbeitskräfte) wird erteilt, und 


bungen und militärische Provokatio- 
‚nen. laraels zu einem Vorstoß ver - 
anlaßt worden sind, um n) ie 
gegenüber dem „Blitzkrieg” Israel 
1967 — dürch einen Überraschungs- 
angriff Israels von vornherein in eine 
militärisch. passive und defensive 
Position zu gelangen. 

Die eigentliche Ursache dieses 
Krieges und des Konfliktes in dieser 
Region ist die Existenz des zionisti- 
schen Stastes Israel. Der zionistk- 
sche Staat ist unter Mißachtung des. 
Willens des palästinensischen Volkes 
und durch dessen gewaltsame Ver- 
treibung entstanden. Damit nicht 
genug, vertritt der Zionlsmus gegen- 
über den arabischen Staaten eine 
expansive Politik, indem er unter 
hanebüchenden „historlschen” Vor- 
wänden eine weitere Ausdehnu 
Israels (vom Euphrat bis zum Nil 
fordert und eine Politik in 
Richtung. betreibt. 


Insbesondere 
halt Iurael auch unter Mißachtung 


von UN-Resolutionen weitere 4 
tische, syrische und Jordanische Ge 
biete besetzt und versucht 2.T. diese 
Gebiete durch Neuansiedlungen fest 
in den alonistischen St 


das Nachholen von Familien-Ange- 
hörigen wird zunehmend erschwert, 
Der. jetzige, konservative Premier- 
Minister Heath forderte schon 1969, 
neue Einwanderer sollten nur noch 
für eine bestimmte Arbeit an einem 
bestimmten Ort und für einen be- 
stimmten Zeitraum zugelassen wer- 
den. Die Aufenthaltserlaubnis müß- 
te jedes Jahr erneuert werden, und 
‚ebenso jedesmal, wenn die Arbeiter 
ihren Arbeitsplatz wechseln wol- 
len (! 

Diese Umwandlung von schein- 
bar, d.h. formal, gleichen britischen 
Bürgern ausländischer Herkunft in 
strikt kontrollierte „Gastarbeiter“ 
ist einer der Schritte, die das 
britische Kapital unternimmt, um 
aus seiner Niedergangsphase seit 
Ende des letzten Jahrhunderts, be- 
sonders aber seit den Weltkriegen, 
wieder hoch zu kommen. Deshalb 
seit. den 60er Jahren — 
auf die EWG-Konkurrenz 
die Angriffe auf die Gewerkschaf- 
ten, die Rationalisierung in den Be- 
trieben, die Politik der verschärf- 
atlichen Lenkung in der Wirt 
schaft und der Lohn-Stop. Was GB 
in diesem Prozeß an „alten Zöpfen” 
aus der Weltreichs- und Kolonial- 
zeit mitschleppt, wird dabei Stück 
um Stück abgeschnitten, zum Bei- 
spiel die kostspielige „militärische 
Präsenz östlich von Suez". Zu den 
„Zöpfen” gehört auch der bisherige 
Status der Commonwealth-Bürger. 

Wie „Gastarbeiter” kommen die 
Nichtbriten in GB - in erster Lini 
die Farbigen — bei Löhnen und A: 
beitsbedingungen, Wohnungen und 
Schulen, Sozialversorgung usw. in 
der Regel am schlechtesten weg. 

Zugleich wird diese Lage von der 
Bourgeoiste genutzt, um die Volks- 
massen mit Rassismus und Nat 
nalismus. irrezuführen. Man denke 
2.B. daran, daß es dem Renktionär 
Enoch Powell vor einigen Jahren 
gelang, mit Heizreden gegen aus- 
ländische Arbeitskräfte Popularität 
u.a. bei Teilen der. um ihren Job. 
fürchtenden britischen Hafenarbei- 
ter zu gewinnen. 

Ein weiteres Beispiel war vor 
einigen Jahren die rassistische Ban- 
denbildung unter den proletari- 
schen „weißen” Jugend, die deut- 
lich faschistoide Züge annahm. 


Stellungnahme derLeitung des KB zum 
israelisch-arabisehen Krieg (8.10.73) 


fen einnimmt, solte nicht darüber 
iowegtäuschen, daß der USAmperr 
alismus eng mit dem Zionismus ver- 
ochten ist und die Expansionspo- 
litik. Israels materiel (Waffenliefe- 
rungen, finanzielle Unterstützung) 
und politisch beträchtlich unter- 
stützt, In den Rahmen dieser Pol 

ist es einzuordnen, wenn jetzt die 
6. US-Flotte in Richtung Israel in 
Marsch gesetzt worden ist, um 
Druck auf die arabischen Staaten 
auszuüben und Position Israels zu 
unterstützen. Die Sowjetunion hat 
dagegen die arabischen Stanten mil 
politischen Erklärungen unterstützt; 
jedoch erreicht die tatsächliche sow- 
jetische Hilfe für die arabischen 
Staaten hinsichtlich ihrer Höhe, der 
Modernität der Waffen u.a.m. bei 
weitem nicht das Ausmaß der Hilfe, 
die dem Zionismus durch die USA 
zuteil wird und die den Möglich 
keiten der Sowjetunion entsprechen 
würde. Die Parole des Sowjetrevi 
sonismus von der „friedlichen L6 
sung” des Nahost-Konflikts bringt 
nicht die reale Lage in der Region 
und die Interessen der arabischen 
Völker zum Ausdruck, sondern viel 
mehr das Bestreben, ein globales 
Arrangement mit dem US-Imperia 


die US-Regierung jetzt zu den Käm- 


au finden. 


Neben die rassistische Propagan- 
da tritt die Einschüchterung der 
Farbigen, die polizeiliche und ge- 
richtliche Verfolgung von Einzel- 
‚nen und Gruppen, Die Brandan- 
schläge diese Frühjahrs, die die 
Polizei mit wergeworfenen Zigaret- 
tenkippen oder einem einzelnen 
zu bemänteln versucht, 
fen nicht zufällig auch einen 
Buchladen der Londoner „Schwar- 
zen Panther”, einer Organisation 
der Schwarzen also und ein Ju- 
gendzentrum für Ausländer, 


Unter der farbigen Bevölkerung 
wächst das Bedürfnis nach Selbstver- 
teidigung, nach Gegenmaßnahmen. 
Sie organisiert sich daher in eigenen 
Gruppen. Schlechte Erfahrungen 
mit Gewerkschaftsführern (und auch 
leider einfachen Gewerkschaftern), 
mit den Sozialdemokraten, die die 
einschlägigen Gesetze verschärften, 
aber auch mit „linken“ Gruppen 
verstärken diese Tendenz. 

In dem Maße, in dem die Angrif- 
fe des Kapitals und des Stantes 
wachsen, werden aber auch die Stim- 
men lauter, die eine Zusammenar- 
beit aller Teile der Arbeiterklasse, 
unabhängig von nationalen und ras- 
sischen Unterschieden, fordern. Dies 
zeigt sich unter den Nichtbriten 
selbst, in den Gewerkschaften, in 
sozialistischen Gruppen und Organk- 
‚sationen und sogar unter fortschritt- 
lichen Liberalen. 


Anmerkungen: 
1) Kenneth Leech, „Migration and 
the British Population*0955-1962), 
Race VII (1966), 402-409. 


2) Encyclopedia Britannica, 1970, 
Stichwort „England“, 


3) Brockhaus, 1969, Stichwort 
„‚Großbrtannien und Nordirland“. 


4) €, W, Chitty, „Aliens in England 
in the  Sixteenth _ Century“, 
Race VIII (1966), 129-145. 


5) Berechnung nach: Central Stati- 
stical Office, Annual Abstracts of 
Statistics 1972, No. 109, (London 
1972). 
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Eine Lösung des Konflikts ist 
nur möglich, wenn der zionistische 
Staat Israel zerschlagen wird, wobel 
‚jedoch die Existenz des hebräischen 


Volkes in dieser Region respek- 
tiert werden muß. Der KB unter- 
Vergangenheit 

in Pa 

Staat 


zu schaffen, in dem Palästinenser 
und Hebräer gleichberechtigt zusam- 
menleben werden. Eine solche Lö- 
sung setat u.E, voraus, daß sich s0- 
ale Umwälzungen In der gesamten 
Region vollziehen und die hebrkr 
ische Bevölkerung Israels hm antı- 
zionistischen Sf teilnimmt. 
Insbesondere sind Erlolge gegen den 
Zionismus davon abhängig, daß die 
gegenwärtigen bürgerlich-nationali- 
stischen Regime der arabischen Stas- 
ien, deren Innenpolitik z.T. faschi- 
‚old Ist wie in Libyen — durch 
volksjemokratische Regierungen er- 
setzt werden. Nur so wird es den 
arabischen Stasten auch möglich 
werden, eine Politik des Stützens 
uf die eigenen Kräfie und der Un- 
abhängigkeit von den Großmächten 
zu betreiben, [ 


LG des Kommunistischen Runder 
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Die reaktionäre bürgerliche Prome 
hat andererseits die relative Breite 
des Volkswiderstandes in Chile her- 
untergesplelt und verschwiegen, um 
die Resignation für vollkommen und 
die internationale Solidarität für un- 
nötig zu erklären, In ihren Spalten 
war zumeltt nur von „einigen Hek- 
kenschützen” die Rede. Allein die- 
ser Begnifl schon soll eine faschi- 
tische Meinung vom Wesen des Wi- 
derstandes gegen die Militärjunta 
einprägen: feige Terroristen, die aus. 
dem Hinterhalt auf das für Ruhe und 


Arnd a mac 
ae ya 
een 

‚hs chen 


In den Kupferbergwerken von 
Chuquicamata im Norden des Lan- 
des, wo 20.000 Bergarbeiter arbei- 
ten, soll es nach einer Meldung der 
italienischen Zeitung „Unitd“ 
vom 19, September gelun » 
gen sein, eine große Ver 
sammlung in einen Amphithea- 
‚dung wurde dort die vorläufige 
Sullegung der Kupferminen be- 
‚chlossen und zur Teilnahme an der 
Bildung bewaffneter Widerstands- 


‚ inzwischen das Gebiet der Kupfe 
"minen umstellt und abgeriegelt hat, 


Mit ganzseitigen Anzeigen in der faschistischen Presse fordert das chilonische Militär 
des „Besitz-Bürgertum” auf, für den „nationalen Wiederaufbeu” goldene Eheringe 
Text dar Anzeige: „Tut etwas für Chile, tut otwas für das Vaterland, gebt den Ban- 
ker Geld, arbeitet mit am Nationalen Wiederaufkeu, helft Chile, für ein besseres 


Leben für alle Chilonen‘ 
Ordnung sorgende Militär schießen. 
Der Begriff „Heckenschützen” ist 
auch regelmäßig auf die nordirischen 
Freiheitskämpfer der IRA ange - 

wandt worden. 

Die Hetze der reaktionären Prese 
‚gegen deh antifaschistischen bewaff- 
neten Volkswiderstand ist das einge- 
paßte Ergänzungsstück zur gleich - 
falls von dieser Presse betriebenen 
Art und Weise, den Terror der Mili- 
tärjunta zu verniedlichen, bzw. sogar 
ganz abzustreiten. Der Chile Be- 
richterstatter von. Springers „Welt“ 
Hermann Renner, schrieb beispiels- 
weise am 2. Oktober, daß das chile- 
nische Militär „sparsam” schießt , 
und daß es „schonend” mit „Blut 
und Gut der Chilenen” umgeht, 
Solcherart __„Berichterstatt 


Solcherart „Berichterstattung” 
zeigt erneut, daßdiese Leute eine fa- 
schistische Terrorherrschaft auch in 
unserem Land befürworten würden 
und teilweise auch heute schon 
sehnlichst herbeiwünschen, 


Obertriebene Hoffnungen auf 
Rebellionen in der Armee 


In vielen Orten Chiles haben die 
Arbeiter sofort nach dem Putsch 
versucht, ihre Betriebe gegen das. 
Militär zu verteidigen. In allen Fäl- 
ken, von denen wir wissen, mußten 
sie dies aber schließlich unter gro; 
en Verlusten aufgeben (siche dazu 
2.B. den in der letzten Ausgabe des. 
AK abgedruckten Bericht; „165 
Arbeiter abgeknallt”). Häufig’ sind 
die besetzt gehaltenen Betriebe aus 
der Luft bombardiert worden, wo- 
negen die Arbeiter machtlos waren. 

Neben Santiago wurde ein hei 
ger Widerstand besonders aus den 
Orten Concepciön, Valparalso, An- 
tofagasta, Punta Arenas, Los Andes, 
Las Cuevas, Arica, Valdivia und 
Puente Alto gemeldet. Wo die Be 
triebe nach und nach aufgegeben 
werden mußten, haben die Arbei- 
ter mehrfach versucht, die Wiederauf 
nahme der Arbeit zu verweigern, 
Auch der gesamte Eisenbahnver- 
kehr soll gleich nach dem Putsch 
lahmgelogt worden sein. Das Militär 
hat mittlerweile eine ge 
Zwangsarbeit angeordnet und geht 

Arbeitsverweigerung mit 


um die Kupferarbeiter daran zu hin- 
‚dern, Verbindung mit anderen Wi- 
derstandsgruppen aufzunehmen und 
‚Sinen Ausbruch zu versuchen. 
Aus einigen Orten liegen auch 
jerichte von Rebellionen antifa - 
schistischer Soldaten vor. Zumeist 
wurden diese Rebellionen jedoch 
sofort niedergeschlagen und alle da- 
ran beteiligten Soldaten auf der 
Stelle umgebracht, wie etwa in den 
Regimentern von Valparaiso und 
Puenta Alta. 


Daß es Überhaupt in einigen Fäl- 
len zu diesen Rebellionen gekom- 
‚men ist, geht weitgehend auf die re- 
volutionäre Arbeit des MIR (,„Bewe- 


‚gung der revolutionären Linken“) in. 
‚der Armee zurück. Der MIR hatte un- 


der Armee zurück. Der MIR hatte un- 
ter der Allende-Regierung mit dem 
Aufbau einer „Frente de soldaden“ (ro 
volutionäre Soldaten-Zellen) begon- 
nen. Die Soklaten wurden immer 
wieder, besonders in der Zeit seit 
dem _ gescheiterten Putschversuch. 
vom 29, Juni 1973, durch die Pro- 
paganda des MIR aufgefordert, den 
putschistischen Offizieren die Be- 
fehle zu verweigern, Soldaten, die 
mit dem MIR in Verbindung stan- 
den oder mit ihm sympathiierten, 
mußten schärfste Represionen er- 
leiden. In Valparaiso (und sicher 
ht nur dort) wurden sie gefol- 
tert. Die Allende-Repierung stimmte 
in diesem Fall sogar noch zu, daß 
die _ gefolterten.anlifaschistischen 
Soldaten anschließend wegen „sub: 
versiver Unterwanderung der Ar- 
me” vor Gericht gestellt wurden, 
Gegenüber der Infiltration der 
Faschisten und Putschisten (wofür 
es in der bürgerlichen Armee natur 
wemäß einen weit größeren Raum 
und fruchtbareren Boden gibt) ir. 
ung andererseits 
auf. Sie wollte be 


mit diesem ‚dem 
Militär, nicht gefährden. Der jetzige 
Junta-Chef Pinochet wurde übrigens. 
kurze Zeit vorher noch von Allende 
selbst auf den Posten des Armee 
Oberbefehlshabers gehoben. 


Bei alledem mußten es insgesamt 
Einzelfälle bleiben, wenn 
einige Soldaten gegen den Militär 
putsch rebellierten. Das wird auch 
von einem führenden MIR Genossen 
bestätigt, mit dem die Genomen von 
„Lotta Continue” nach dem Putsch 


das im letzten AK abgedruckte kur- 
ze Interview führten. Daraus geht 
hervor, daß auch der MIR den Ein- 
Muß reiner bisherigen revolutionären 
Propaganda in der Armes offen- 
sichtlich noch überschätzt hat 
“Nun ist die Tatsache, daß das 
bürgerliche Militär in Chile ebenso 
wie in der Welt auf Seiten 
‚der Konterrevolution steht, +0 of- 
fensichtlich geworden, däß eigent- 
lich kein ernsthafter Mensch dies 
mehr abstreiten kann. Und man 
volle annehmen, daß vlbıt die Re- 
visionisten (zumindest 
WETL ID wrwmungen sind, dm 
Tatsache zuzugeben (ohne daß wir 
dabei die Allusion hätten, daß sie 
‚demzufolge auch die entsprechenden 
Konsequenzen füreine revo- 
hutionäre Strategie ziehen würden). 
‚Aber man mute diesen Leuten nicht 
zu viel „Reallsmws” zu! Die Ham- 
burger Hochschulgruppe der DKP 
schreibt in einer Sonderbroschüre 
zu Chile hach dem Putsch in nicht 
geschmälerter _ Unverfrorenheit: 
„Heute sehen wir, daß nur die Luft- 
waffe (!) einigermaßen (1) geschlos- 
sen hinter den Putschisten steht, 
während sich in den anderen 
Sengattungen ein tiefer Riß zeigt. 
Der Versuch, weiterhin die „Rich- 
tigkeit der von der Unidat Popular 
gegenüber dem Militär verfolgten 
Politik zu „beweisen“, endet kon- 
sequenterweise im abgrundtiefen, 
arbeiterfeindlichen Zynismus! 


Die Verteidigung der 
Betriebe 


Doch zurück zum chilenischen 
Widerstand, In dem im letzten AK 
abgedruckten Interview mit einem 
MIR-Genossen berichtet dieser, daß 
in den ersten Tagen nach dem 
Putsch „eine Massenantwort militä- 
rischer Art in den Cordones (Indu- 
striegürtel) durchgeführt” wurde, 
„um den Bauern im Süden Zeit zu 
geben, sich zu organisieren”. Jetzt 
sei eine neue Phase des Widerstandes. 
eingeleitet worden, in welcher „eine 
Taktik der Guerilla und der Sabota- 
gen in den Städten und auf dem 
Land” verfolgt werde. 

Der Versuch, die Betriebe besetzt 
zu halten und zu verteidigen (die 
„Massenantwort militärischer Art 
in den Cordones”") mußte von vorn- 
"herein aussichtslos sein. Weder reich- 
te dazu die militärische Ausrüstung 
der Arbeiter, noch sicherte dies die 
nötige Beweglichkeit des Wider- 
standes. Die Armeetruppen konnten 
ihre Angriffe auf relativ schutzlose 
„feste Ziele" konzentrieren. Der 
Aufruf zur Verteidigung der Betrie- 
be war vor allem von der Unidad Po- 
pular ausgegangen. Kurz vor seiner 
Ermordung hatte Allende noch über 
Rundfunk dazu aufgerufen. Aber 
auch schon vorher, namentlich bei 
dem gescheiterten Putschversuch des 
‚Regiments von Tacna am 29. Junl, 
ahead UnkArd Prrute. 

Regiments von Tacna am 29. Jun, 
wurde dies von der Unidad Popular 
als geeignete Reaktion der Arbeiter 
propagiert. Vielen Arbeitern ar- 
schien dies wohl auch als das „Na- 
heliegenste" 

Der MIR hat demgegenüber 
schon vor dem Putsch die Auffas- 
sund vertreten, daß eine solche 
„Massenantwort in den Cordones ” 
ur eine auf wenige Tage begrenzie Re: 
aktion sein kann, um „Zeit zu ge- 
winnen“, ‚Das. läßt sich. beispiels- 
weise aus einem Artikel der bürger- 
lichen französischen Zeitung „Le 
Monde” vom 14. September heraus 
Iesen. Die „Le Monde'schreibt dort 
„Wie uns ein Führer des MIR vor 
zwei Wochen (alo v0. 1 dem 
Putsch; AK-Red.) erklärte, zei seine 
Organisation in der Lage, einem An- 
griff der Armee einige Wochen lang 
bewaffneten Widerstand enigegen- 
zwsetzen, um in der Zwischenzeit 
eine Reorganisation der Volkakräfte 
zu ermöglichen.” 

Wenn man hier des weiteren das 
aitierte Interview von „Lotta Con 
tinua” hinzuzieht, so 'erpibt sich, 
dab der MIR ‚offenbar für einen 
vorübergehenden Zeitsb- 
schnitt dArekt nach dem Putsch 
auf eine solche „Massenantwort in 
den Cordanes" orientiert 


hat. Aus den geschichtlichen Erfah. 
rungen für vergleichbare Situationen 
man im allgemeinen aber 


age begrenzten Zei 
ben, da diese Taktik in jedem 
hohe Verluste und eine starke Be- 
grenzung der Beweglichkeit der Wr 


derstundskräfte in Kauf nimmt 


(Diese und undere Erfahrungen der 
militärischen Seite des proletarischen 
Klassenkampfes werden in einem von 
uns demnächst _ veröffentlichten 
Nachdruck unter dem Titel „Die po- 


Ba HUT RE 


ae ei ad ‚die besonderen 


Umstände zu sehen, unter denen der 
MIR eine solche Taktik (auf wenige 
Tage begrenzt) für richtig hielt: 

Erstens mußten die Genosen da- 
von ausgehen, daß viele Arbeiter, 

unabhängig von den taktischen Vor- 
stellungen des MIR und stattdessen 
wesentlich beeinflußt durch die von 
‚der Unidad Popular gegebene Kampf- 
orientierung, den Versuch eines 


Situation von den ersten „Brenn- 
punkten‘ des Widerstandes beisei- 
tezustehen, hätte es den Militärs 


eliefert. Auf dem befestigten Hügel 
Morro de Arica haben sich zahlreiche, 
Widerstandskämpfer versammelt, 


um gegen das Ellte-Repiment von 
Tacna zu kämpfen. Der Komman- 
dant dieses Regiments hat darauf- 
hin. Verstärkung angefordert, well 
es den anwesenden Truppen allein 
nicht gelungen ist, die mutigen Re- 


nd Bauern abpeschlschet,zahntauende gefoltert und eingekerkert und zwer an 
m Namen von „Ruhe und Ordnung“ für die Interessen des US-Imperlaliumus und 
‚dar chilenischen Bourgeoisie, mit Hilfe des US-Geheimdienstes CIA und des chileni- 


schen Kleinbürgertums. 
Zeit zugeben, sich zu orga 

Dort im Süden des Landes hat der 
MIR seinen größten Einfluß und 
Rückhalt-im Volk. 

In vielen Betrieben wurden nach 
ihrer Erstürmung durch das Mil 
und nach der erzwungenen Wieder- 
aufnahme der Produktion geheime 
Widerstandszellen von den Arbeitern 

die versuchen, eine Ver- 
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Ein weiterer Hinweis über Gue- 
nile-Aktivitäten liegt aus dem Ge- 
biet um Concepcißn vor, was in der 
Vergangenheit oft als „Hochburg” 
des MIR bezeichnet wurde. Als das 
Militär dort einen Großangriff auf 
die Poblaciones (Elendsviertel) 
durchführen wollte, fand sie diese 
verlassen vor. Die Bewohner hatten 
sich massenhaft in die Berge zurück- 
‚gezogen, um sich besser vor dem. 
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Zum Tode verurseit 

In der Imchistchen Preme Chilen erscheinen immer wiecer Anzeigen mit de Na- 
men verureiter Regime-Gegner. Die meisten von den Taschistinchen Militärs ermor- 
Seten Arbeiter werden jeioch stillschweigend beiseite geschaft. 

Inder chen Tiere erhal aa ang Ba Aha a 


Namen „noch füchtiger” Genomen, 
triebe weiterhin bewaffnet kämp- 
fenden revolutionären Kräften her- 
zustellen. Ein bereits erwähnten Bor 
spiel dafür sind die Kupfer 

der Chuquicamata, Ähnliche 
dungen liegen äber Betriebe in San- 
Hago vor, 


Der revolutionäre Widerstand 
lebt ! 


kurz nach dem Militärputsch «1 
heftige Kämpfe gegeben. Nach 
jer Niederlage in den Cı 
Industriales 
ein Ta 


‚Süden Chiles, haben rund 600 Bauern 


der Armee einen erbitterten Kampf 


faschistischen Terror au schützen 
und dort an der Dildung bewaffne- 
ter Widerstandsgnippen tellzunch- 
men. 

Verschiedene Kommando-Einhei- 
ten der im Aufbau befindlichen 
Guerilla sind. selbat initlativ zu An- 
ariffsaktionen übergegangen, Often- 
sichtlich wurden dabei im wesentli- 
‚chen zwei Ziele verfolgt: zum einen 
sollte das Militär zur Deaantralis 
sierung und Zersplitterung swiner 
Truppen veranlabt werden; zum 
anderen ging es dabei um die Be- 
schaffung von Waffen für den Wider- 
stand. In Chillän, in der Nähe von 
Coneepeibn,- fand ein solcher Anı 
arift von GuenilisGruppen auf die 
dortige Polizeikaserne statt. Nach 
einer der unzähligen Fahndungen 


‚Arbeiterkampf Nr. 35/Nov. 1973 


eine solche Entwicklung propagle- 
ren werden, Schließlich wird os noi 
wendig sein, eine wirklich revo u 


in der Stadtmitte von Santiago, 
wo 50 Äntifsschläten verhaftet wur- | tionäre Führung des Wider 
den, griff eine Partisaneneinheit | stands herauszubikten. Auch wenn 
eine Milltärpatrouille an. Angriffe | der den bewaf 
auf Kasornen der Carabineros (Spe- | neten K; 

zlalpolizel) fanden u.a, im Gebiet | putsch schon relativ uroß Int, no 
von Temuco (im Süden) und in | wird man noch nicht davon sprechen 
Paso Nevado statt, Beim Angriff | können, daß dien bereits eine „lerti- 
in Paso Nevado konnte der Kom- | ge" revolutionäre Führung sel. Kine 
mandant der Kaserne getötet w starke marxlstisch-leninistische Par- 


Angriff auf die 
Kaserne „EI Candado” in den Ber- 
gen nahe der argentinischen Grenze 
führte mit Erfolg zur Erbeutung 
mehrerer Waffen und zur Tötung 
von einem Offizier und drei Car 
bineros, Die Gueril 
Einheit des MIR 
send hinter die argentinische Gren- 
ze zurück, Am 24, September explo- 
dierten mehrere Bomben in der 
US-Botschaft von Santlago und in 
Kasernen und Pollzeistelle 

Diego Aktionen zeugen davon, 
daß dieMilltärluntaden bewaffneten 
Widerst hat, vernichten 
KönnehuDe Opfer unlr In re 
volutionären Kämpfern und im gan- 
zen Volk Chiles sind. ungel 
groß; aber der Widerstand lebt wei 
ter und ist zu einem langen revolu- 
tionären Krieg segen die Militär- 
junta, gegen den Imperialismus und 
gegen die einheimische Konterrevo- 
Iution angetreten. Der MIR sowie 
auch Teile des linken Flügels der 
Unidad Popular waren bereits eini- 
ge Zeit vor dem 11. September in 
die Ilfegalität gegangen, als sich die 
‚Zeichen (ir „einen bevorstehenden 


die Ilogalität gegangen, 
Zeichen für einen bevorstehenden 
Militärumsturz häuften. 

Gleich nach dem Putsch wurde 
damit begonnen, die Widerstands- 
krüfte in einer gemeinsamen „Palri- 
tischen Widerstandsfront”* (F.P.R.) 
zusammenzufassen. Der MIR ist 
offensichtlich inzwischen zum wi 

‚aktor dieser Widerstands- 


tel, die auch in Chile der Motor 
und Garant eines längerfristig er- 
folgreichen Klassenkampfes sein 
wird, existiert dort bislang auch 
nicht 

Der MIR, der 1964 
spaltungen der rev 
„‚KP" und der Sozialistischen Partei 
hervorgegangen ist, hatte nicht von 
Anfang an mit dem Aufbau einer 
marxistisch-leninistischen. Organisa- 
n begonnen, sondern erst 
inde der 60er 
Zeit war sein Einfluß zudem auf 
einen Teil der linken Studenten be- 
schränkt. Ende 1970 begann der 
MIR mit der revolutionären Arbeit 
unter den Bauern, und erst im 
Frühjahr 1971 wurde eine organi- 
sierte Arbeit in den Betrieben auf- 
'nommen. Die ersten revolutio- 
nären Betriebszellen des MIR ent- 
standen im Laufe des Jahres 1971 
in den Kupferminen von Chuqul- 
in den Zentren der Textil- 
(Yarur, Samur und Bella 


Die revisionistische „KP" Chile hat 
am 11, Oktober eine Erklärung 
HA daschilenische Volk" veröffent 
licht. Wir drucken hier eine länger 
Passage nach (Übersetzung d 
front geworden, daersichüber einen 5 Nllenischen Zeitung „J'Unid” vom 
langen Zeltraum aufdie Unausweich. 5 14. Oktober) und. kommentieren 
lichkeit des bewaffneten Kampfes $ sie. 
vorbereitet hat und sein Organiar 
tIonsapparat demzufolge heute noch 
relativ intakt is. Soweit esmöglich 
War, legte der MIR unter der Allen 
de-Regierung geheime Waffenlager 
an und bildete Arbeiter- und Bau- 
ersälülten zum revolationkcen be 
apf Sur. Die Genomen 


Das Volk wird an die-Regierung 
äurickkehren, und es wird. nicht 
verpflichtet sein -- soviel it sicher 
die institutionelle Situation wie 
derherzustellen, die bis gestern be 
stand. Es wird demokratisch eine 
neue Verfassung erlauen, neue Ge 
serzbücher, eu wird neue Machtor 
gune schaffen, einen Staa, der dem 
om Putsch begrabenenüberlegen it. 
In einem solchen Rechtsstaat werden 
alle religiösen Bekenntnisse respek 
tiert werden, es wird Plurallımus 
keben, aber es wird keinen Rechts. 
schutz geben für den Faschlamus, 
Für Wirtschaftsverbrechen und auf 
führerische Aktivindt. Nachdem, war 
geschehen ist, hat das Volk auch das 
Recht, sich die Schaffung bewaffne 
ter Streitkräfte und einer Pollzel new. 
en Typs zum Ziel zu setzen, oder min: 
destens aus den milltärischen Institu- 
tionen, aus den Reihen der Curabini: 
rt und der Pollsl, die reaktiondren 
Elemente zuenkfernen, umsicherzu- 
stellen, daß sich In Chlle niemals 
wiederholen wird, was jetzt par 
stert in. Das Land geht nicht um- 
sonst durch die schmerzliche Erfah 
rung, die eu jerat durelet.. 
ese und andere Probleme müs 
den von allen revolutionären und 
demokratischen Kräften überprüft 
werden, um hierüber und über an- 
dere Themen zu einer gemein 
men Auffassung zu gelangen. Ei 
wird nötig sein, unentbehrlich auch 
eine kritische und selbstkritische 
Prüfung der fast drei Regierungsjah 
re der Volksregierung vorzunehmen. 
Im dieser Periode wurden große 


Generalsekretär und Führer 
linken Fiügels der Sozialistischen 
Partei, konnten sich bislang auch 
‚einer Verhaftung und. Ermordung 
durch die Milltägunta entziehen. 
Auf ihre Ergreifung hat das Re- 
‚gime eine hohe Kopfprämie ausge 
setzt; ebenso auf die Ergreifung 
mehrerer anderer Führer des revo- 
ütionären Widerstunds, 


Einige Probleme 
des chilenischen 


Der chilenische Widerstand wird 
jetzt, nach den heldenhaften Kämp- 
fen der ersten Wochen unter der 
Militärdiktatur, unweigerlich in eine 
Phase treten, wo die Kampftätig- 
keit zwar nicht aufhört, aber doch 
vorübergehend nachläßt. Es 
wird notwendig sein, die blutenden. 
und vom faschistischen Terror de 
zimierten Reihen zu reorganı 
sleren., Es wird notwendig sein, 
eine Tangfristige Stratepie 
und Taktik des revolutionären | Dinge verwirklicht, aber auch 
Krieges in Chile unter den Be: Ä schwere Fehler bexangen, Sehr ern 
dingungen einer faschistischen Dik- E ste Schäden wurden veruricht 
tatur zu entwickeln, für die die Ar- | due die Positionen und Akrlvi 
beiterund Bauern uewonnen werden ten der exiremen Linken. wie auch 
können, Bin Zurück zu den alten | durch reformistiche Tendenzen, 


(Angaben in: Arno Münster, „Chile 
friedlicher Wea? ”) 


jetzige 


vista-Tom6), im Kohlenrevier von 
Lota und in zahlreichen mittleren 
und kleineren Betrieben von San- 
tiago, Concepciön und Valparaiso, 


Inder Organisierung und 
politischen Konsolidie 
rung des revolutionären Wider- 
stands werden also die Schwer- 
punkte der nläichsten Zeit liegen. 
Mit Sicherheit werden auch in der 
Phase weiterhin. Guerilla- 
Aktionen durchgeführt werden; 
aber das wesentliche Merkmal wird 
vorerst darin bestehen, daß der 
Widerstand sich für die zuk Un» 
tigen Kämpfe rüstet, daßer 
bessere Voraussetzungen 
für den längerfristigen Sieg schaffen 
wird, 

Das Generalsekretariat des MIR 
hatte im Oktober 1970 nach dem 
Wahlsieg der Unidad Popular seine 
Auffassung bekräftigt, daß dieser 
Sieg nicht leicht sein wird und 
sich nur im Verlauf eines langdau- 
ernden revolutionären Krieges ver- 
wirklichen läßt. Es wurde betont, 
daß sich durch den Wahlsieg der 
UP „nichts wesentliches an diesen 


: 


Kampf die Form, eines Ir 
und langandauernden revol 
Krieges annehmen würde, und daß 
er nicht die Form eines Volks- 
aufstandes haben könne, der In 
wenigen Stunden in definltiver Wel- 
se die Macht den Arbeitern über 
trägt; denn wenn man auch die 
ständigen Rückschläge für den Impe- 
rialismus im Vietnam-Krieg und die 
Fortschritte der Kolonlalrevolution 
auf der ganzen Welt in Rechnung 
eilt, so ist der Imperialismus Im 
‚Augenblick noch ungeheuer mächtig, 
ebenso wie die einheimischen herr- 
schenden Klassen in Lateinamerika. 
Nur eine Form des irregulären 
Krieges, der in seiner politischen 
und militärischen Entwicklung die 
herrschenden Klassen schwächt und 
die Revolutionäre stärkt, kann in 
Chile erfolgreich sein. 

Nichts Wesentliches an diesen Be- 
dingungen hat sich durch den Wahl- 
sieg der UP geändert: die Konfron- 
tation ist nur aufgeschoben worden, 
und wenn sie sich schließlich ein 
stellt, wird, sie massiver sein und 
einen Charakter erhöhter Legitimität 
erhalten, was heute die Strategie 
bewaffneten Kampfes mehr 


er‘ . 


Altamirano (1.), Chef des linken Flügels der Sozialistischen, Enriquez (m, 
‚der Mapu_örganisieren den Widerstand im Untergrund. Sie sind die meistgesuchten Gegner der faschistischen 


Mititär-Ju 
Bedingungen” geändert hat — und 
das hat sich mittlerweile in aller 
Deutlichkeit als richtig erwiesen. 
In der damaligen Erklärung des 


Generalsekretarlats des MIR heißt 


„ wir waren immer auf dem 
Standpunkt, daß der bewaffnete 


NN 


‚sogar In der Aktion der Volksregle- 
rung auftraten. Die Chilenlsche KP 
ist völlig überzeugt, daß ihre Hal- 
tung der einschränkungslosen Ver- 
teldigung der Volksregierung, Ihre 
‚Bemühungen bei der Suche nach 
Verständigung mit anderen demo- 
kratischen Sektoren, vor allem an 
der Basis, ihre Anstrengungen, um 
den Mittelschichten der Bevöike 
rung Sicherheit zu geben, ihre Ak 
tion mit dem Zweck, das Feuer auf 
den Haupifeind zu konzentrieren 
Imperialismus und dußerster Reak 
tion - , ihre Beharrlichkeit. bei 
der Stärkung der Einheit zwischen 
Sozialisten und Kommunisten, der 
Einheit der Arbeiterklasse und der 
Verständigung zwischen allen Par 
telen der Unidad Popular, ihre Sor- 
‚ge um Steigerung der Produktion 
und der Produktivität, Selbstfinan 
zierung der Unternehmen des ge 
sellschaftlichen Sektors und höch 
ste Arbeitsdisziplin, eine inıgesamı 
korrekte allgemeine Politik kenn: 
zelchnen, Das schließt jedoch nicht 
aus, daß es in ihrer Aktion Schw 
chen und Irrtümer gegeben hät. 
Andererseits meinen wir, daß dies 
nicht der geeignete Moment Ist, um 
die Fehler zu diskutieren, die von 
der Regierung oder der Unidad. 
Popular insgesamt oder jedem ihrer 
politischen Sektoren im einzelnen 
begangen wurden. Jedes Ding zu 1 
‚ner Zeit. Den Akzent jetzt auf diese 
Diskussion zu legen, könnte der 
Einheit zwischen den Volksparteien 
Schaden zuflgen, im Moment, in 
‚dem das Hauptproblem gerade darin 
besteht, Ihre Einheit aufrecht zu er- 
halten und zu entwickeln, um ge- 
gen die Millärdiktatur Front zu 
machen und mit einheitlichem 
Gelst auf die neuen Aufgaben 
zu antworten, die vor der Arbeiter- 
klasse und dem Volk stehen..." 


Die chilenische Arbeiterbewegung. 
hat eine Niederlage erlitten. Um 
sich von dieser Niederlage zu erho 


Zuständen unter der Unkdad Popu- # die in diesem oder jenem Moment 
har wird es dabel nicht geben, auch 
wenn die Reformisten. wolterhin 


len und zum Gegenangriff gegen 


u 


denn je in ihrer Gültigkeit bestätigt.” 

Die chilenischen Revolutionäre 
können sich heute auf wichtige Er- 
fahrungen des revolutionären Krie- 
‚en den Imperialismus stützen, 
wie sie in anderen Teilen der Welt, 
z.B, Indochina, gemacht wurden. 
Allerdings steil die gesellschaftliche 


Erklärung der 'KP Chiles nach dem Putsch 
Erklärung der KP Chiles nach dem Putsch 


oem 
Imperialismus 

Reaktion 
müssen zuni 


dad. Popular, 
halb der UPetc. Wie kann 


ne „Einheit 
t-fase 


sis soll diese Einheit beruhen 


Voraussetzung,u 
wirkliche Einheit zu erreichen. 


Partei halten, die „‚i 
Einheit" ihre el 
er und die Fehler anderer Partei 
giorung 
„„Argument'" 


Zeitpunkt, weil die Einheit wi 
ger ist, 


ın Glaubwürdigkeit ve 


Putsches brauchen müssen. 


ner Phase der „Normalisierun, 


KP’'Chiles, Volodia Teitelboim 


un 


wesentlichen gültig, 


und. einheimische 
übergehen zu können, 
st einmal die Urs- 
chen der Niederlage eingeschätzt 
werden, einschließlich der Ausein 
andersetzung über Fehler der Unl 
der Linken außer. 
an denn 
‚Ohne solche Auseinandersetzung ei 
der verschiedenen an 
tischen und revolutionären 
Kräfte herstellen? Auf weicher Ba 


Auseinandersetzung steht zur Ein 
heit nicht im Widerspruch, sondern 
ist im Gegenteil eine elementare 


Was soll mah dagegen von einer 
Interesse der 
‚nen schweren Feh. 


‚die zur Niederlage der chilenischen 
Arbeiterbewegung und der UP-Re- 
beitrugen, zu verdecken 
trachtet mit dem pharisderhaften 

für gründliche Selbst- 
kritik ist jetzt nicht der richtige 


Allerdings können sich auch die 
chilenischen Revisionisten der Ein- 
sicht nicht verschließen, daß nach 

hen In- 


loren haben, und sich die Frage der 
Schaffung einer neuen Staatsmacht 
stellt, Hierzu hätte es jedoch nicht 
erst. die opfervolie Erfahrung des 

Man 
muß. sogar zweifeln, ob nicht die 
chilenischen Revisionisten nach el 


ganz und gar zu ihrem früherem 
Reformismus zurückkehren werden, 
In diese Richtung weist ein Aus- 
wpruch des Mitglieds des ZK der 


chilenische Weg bleibt im 


Wirklichkeit In Chile einige Probleme 
‚dor Revolution auch etwas anders 
als dies z.B, In Indochina der Fall 
ist, In Indochina lebt dor weitaus 
größte Teil der Bevölkerung auf dem 
Land (Stadtbevölkerung In Südyiet- 
nam rund 30%, in Laos und Kam- 
bodscha nur Jeweils 15%). Das or- 
fordert nicht nur ein Bündnis zwi 
schen Arbeitern und Bauern unter 
der Führung der Arbeiterklasse (wie 
‚dies in allen vom Imperlalismus be- 
herrschten Ländern eine Voraus 
setzung für den Erfolß der Revolu- 
tion ist), sondern diese Verhältnisse 
setzen aıch besondere Bedingungen 
für die militärische Ent 
wicklung des revolutionären Volks 
krioges: die Hauptstirke dieses Krie- 
ses ist die bäuerliche Bevölkerung 
und der Austragungsort ist im we- 
sentlichen das weite Land. Das er- 
ste Element dabei ist der Aufbau 
einer Guerilla auf dem Land. Die 
Guerilla (Partisanenkampf) kann 
im weiteren Verlauf (wenn es be- 
reits einige befreite Gebiete gibt) 
durch den Aufbau einer Roten Ar- 
mee ergänzt werden, wöbel diese 
dann (wie es in China gewesen ist) 
schließlich zum wichtigsten milltä- 


‚Chef des MIR und Gorreton (r.), Chef 


rischen Faktor des revolutionliren 
Volkskrieges wird. 


In Chile it das Wesen der 


gesellschaftlichen Verhältnisse das 
gleiche: ein vom Imperialismus aus- 
‚gebeutetes und beherrschtes Land, 
Aberdie konkreten Bedin- 
gungen fürdie Entwicklung des 
revolutionären Krieges gegen den 

anders 


Die Stadtbevölkerung beträgt 


Imperialismus sehen dort ande 
aus. Die Stadibevölkerung beträgt 
in Chile nahezu 73%. Allein in San- 
tiago lebt rund ein Drittel der chile- 
nischen Bevölkerung; ein großer 
Teil davon allerdings auch in den 
Poblaciones, den Elendsquartieren 
am Stadtrand. Von der „wirtichaft- 
lich aktiven“ Bevölkerung sind et- 
was mehr als ein Viertel in der 
Landwirtschaft tätig und knapp 22% 
in der Industrie (der Dienstleistungs- 
sektor hat einen für viele vom Im 
perialismus unterehtwickelt gehal 
tene Länder typisch hohen Anteil 
von über 41%) 

Für die Einbeziehung der städti 
schen Wohngebiete in den Aufbau 
und die Kampfaktionen einer Gue- 

la gibt ex bislang kaum lnger- 
dauernde erfolgreiche Vorbilder 
Die Tupamaros in Uruguay (Stadt: 
bevölkerung 78%), die das „‚klası 

bild einer Stadtguerilla In 
der „Dritten Welt“ darstellen, ha- 
ben zeitweise durchaus konkteı 
folge erzielen 
d 


von der Stadtbevölkerung 
nicht wesentlich überwunden wer« 
den, und heute sind die Tupamaros 
durch den staatlichen Torror offen- 
sichtlich weitgehend dezimlert 

In Brasilien (Stadtbevölkerung 
nach unterschledlichen Angaben 
57%, bzw. unter $0%), wo 1964 
ein Militärputsch stattfand, ent- 
wickelte sich nach 1968 ebenfalls 
eine Stadtguerilla, die aber auch 


nisationen 
Aufbau einer 

hin schwerpunktmäßig auf das Land 
verlegt, wo die Bewegungsmöglich- 
keit größer und d 

netz des Milltärregl 

ebaut it 


stands in Chile deuten darauf hin, 
daß dort ähnliche Schlußfolgerun- 
‚gen gezogen wurden wie in Brasi- 
bien. Das kennzeichnet 

lediglich die augenblickli 

in der Entwicklung eines revolutio- 
nären Volkskrieges in Chile, Ex ist 
unzweifelhaft, daß dor Urfolg dieser 
Krieges unter den chilenischen Bo- 
dingungen in großem Maße von der 
Einbeziehung der städtischen Wohn- 
eblete In den bewaffneten Kampf 
abhängen wird, [ 
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Icht nur unsere Differenzen 
visionisten und Re- 
n sind an der Haltung 


zum faschistischen Putsch in Chile 
‚erneut sehr deutlich geworden (und 
wir haben uns damit in mehreren. 
Artikeln auseinandergesetzt), son- 
dern auch unsere Differenzen zu 
den „Jubelsozialisten” konnten da- 
ran nicht verborgen bleiben. 

Noch wenige Tage vor dem Putsch 
hatte der KBW in seiner Zeitung 
„KVZ“ Erfreuliches aus Chile zu 
berichten gewußt: „Die chilenischen 
Volksmassen haben ihre Lehren aus 
‚den Niederlagen gezogen. Das chile- 
nische Volk wurde in den letzten 
Jahren zunehmend _ geschlossener 
und kampfbereiter . . . Und die 
Volksmacht wird aufgebaut (1), 
selbständig (!) von der Arbeiterklasse 
und gegen den bürgerlichen Staat.” 
(KVZ vom 12. September) 

So konnte sich der KBW auch 
nur schwer nach dem Putsch auf die 
neue Situation einstellen. In der 
„KVZ” vom 26. September war 
die zuversichtliche _ Überschrift 
zu lesen: „Chile: Das Volk ist nicht 
besiegt. 


In der Chile-Agitation der Ham- 
burger SSG (frischgebackeı 
‚gruppe Hamburg des KBW" 
sich die Umsetzung dieser 
‚noch um einiges bunter und phan- 
tasievoller aus, 

In einem ersten Flugblatt hieß 
es: „Das chilenische Volk hat sofort 
mit aller Kraft den Kampf gegen 
die Militärdiktatur für Demokratie 
und Soziallımus aufgenommen und 
wird ihn mit Sicherheit gewinnen.” 
Mier durfte die Story von dı 
80 000 „bewaffneten Arbeitern” 
nicht fehlen, die angeblich dabei 
waren, auf Santiago zu marschieren, 
um den Putsch niedersuschlnsen 


waren, auf Santiago zu marschieren, 
um den Putsch niederzuschlagen. 
(In der mündlichen Agitation und in 
Gesprächen mit SSGlern waren so- 
ıgar noch wildere Gerüchte zu hören.) 

Hier geht es nicht einmal so 
schr darum, daß die SSG unge- 
prüft vage Gerüchte über die Lage 
inChile als „Tatsachen” verbreitete. 
Vielmehr zeigt sich darin der Zus 
stand einer Organisation, die sich 
an derartigen „Sensationen” auf- 
geilt, um solange wie möglich die 
Augen vor der grauen Wirklichkeit 
verschließen zu können. 

Woher hätten wohl in Chile 
‚80 000 bewaffnete (!!) und organi- 
sierte (1!) Atbeiter kommen sollen? 
‚Aber für den KBW, der ja noch kurz 
vor dem Putsch das chilenische 
Volk beim „selbständigen” Aufbau 
der „Volksmacht” gesehen hatte, 
war das gar nicht weiter rätselhaft. 

Es folgte einige Tage später ein 
weiteres Flugblatt der SSG, dessen 
Überschrift, jubilierend eine neue 
„Sensation” verkündete: „Die Junta 
hat ihr Ziel nicht erreicht!” 

Ein paar tausend tote Arbeiter 
'können die heile Welt dieser frohen 
Gemüter doch nicht stören! 

In demselben Flugblatt der SSG 
heißt es: „Über die Situation auf 
dem Lande dürfen Presse und Rund- 
funk nicht berichten, was darauf 
hindeuter, daß es dort für die Junta 
nicht besonders gut aussieht. Die 
Junta beherrschte am Sonntag (das 
war der sechste Tag nach dem 
Putsch — Anm. AK-Red.) also ledig- 
lich einen kleinen Teil des Landes, 
das Zentrum von Santiago und die- 
‚enigen Viersel, in denen sich die 
‚Reichen niedergelassen haben.” Die 
Lage der Junta sei „hoffnungslos 

In der „KVZ" vom 10. Oktober 
wird dann der Spieß geschickt um- 
‚gedreht, indem gegen ein Flugblatt 
desMSB (Studentenverein der DKP) 
polemisiert wird. Der MSB. hatte 
‚doch tatsächlich —hach, wie ist das 
komisch! — in diesem Flugblatt be- 
hayptet: „Militärputsch gescheitert“. 
Na, das weiß der KBW aberlinzwi- 
schen!) wirklich besser, Kichernd 
‘VZ“ mit dem Finger auf 
vom MSB - und hat 
schon ganz vergessen (bzw, möchte 

m vergessen lasen!), daß. die 
iußerungen des KBW nach dem 
Putsch auch nicht viel gescheiter 
waren, 

Was in Chile wirklich passiert 
ist — nämlich eine schwere Nieder- 
Inge der Arbeiterbewegung und Auf- 


Zur Chile-Kampagne des KBW NRF) 


richtung des faschistischen Terrors 
— ist selbst der „KVZ“ vom 29, Ok- 
tober anscheinend noch nicht ganz 
klar, Es heißt dort: 

„Die Situation in Chile läßt sich 
‚noch nicht eindeutig einschätzen(!!). 
Sicher ist, daß es der Milltärjunta 
'hoch nicht gelungen ist, die Kräfte 
der Arbeiterklasse und des Volkes 
zu zerschlagen und wahrscheinlich 
ist, daß es ihr auch nicht gelingen 
wird, die Lage zu stabilisieren und 
ein konsolidiertes konterrevolutio- 
näres Regime zu errichten. 

Das ganze trägt die Überschrift: 
„Chile, organisierter Widerstand. Di 
einheitliche Führung wird herge- 
stel 


Immer noch wird die Tatsache 
des vorläufigen Sieges der Konter- 
revolution verheimlicht, wird die 
Illusion eines „organisierten Wider- 
stands“, einer noch nicht fest im 
Sattel sitzenden Junta, eines relativ. 
raschen Sturzes der Junta verbreitet. 
Und sowas mokiert sich über die 
Dummheiten des MSB? 

Dabei sollte man feststellen, daß, 
sich der KBW damit schwerlich auf 
die revolutionären Genossen des 
chilenischen MIR berufen kann, 
wenn der KBW bisweilen in deı 
maßenden Pose eines „Gener: 
treters“ des MIR für die BRD auf- 
tritt. 

Der MIR hat jedenfalls schon i 
Oktober 1970 eine Erklärung abge- 
geben, in der es heißt: 

‚enn man auch die ständigen 
Rückschläge für den Imperialismus 
im Vietnam-Krieg und die Fort- 
schritte der Kolonial-Revolution auf 
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um stolzen Preis von DM 4,00 

ist die NR. I vom „Kommu- 

Inismus und Klassenkampf”, 
„iheoretisches Organ” des KBW 
(90 Seiten) auf dem Markt. 

3.5., ehemals intellektuell ernst 
zu nehmender Führer des Heidelber- 
ger SDS, heute „Sekretär” des 
KBW, äußert sich in diesem Heft 
zu der Frage von „Defensive” oder 
„Offensive” im Klassenkampf. In 
dieser Frage war innerhalb des 
KBW eine Meinungsverschiedenheit 
aufgetreten, da einige Theoretiker 
des ehemaligen KB Bremen (jetzt 
im KBW) die These vertreten hat- 
ten, daß sich gegenwärtig die Arbei- 
terklasse gegenüber der Bourgeoisie 
in der Defensive befindet, 

Zugleich haben wir in dieser Fra- 
ge. die Politik des KBW kritisiert 
(wl. besonders den Artikel „Takti- 
sches Wirrwarr” in AK 31 und 32). 
Alle „irrigen” Auffassungen von ei- 
ner Defensiv-Situation der Arbeiter. 
klasse werden von J.S. nunmehr 
gründlichst „widerlegt". Diese „Wi- 
derlegung” besteht im wesentlichen 
aus drei „Argumenten”, 
mer noch schöner als 
1) Zunächst einmal sind — laut 
3.8. — die Begriffe „Offensive” und 
Defensive” gar nicht auf die gegen- 
wirtige Klassenkampfsituation an- 
wendbar, Diese seien nämlich „Be- 
griffe des revolutionären Bürger 
265” und könnten daher nicht ein- 
fach auf den jetzigen Zustand „re- 
ativen Klassenfriedens” übertragen 
werden, Hier wird 3.8. direkt bei- 
end scharf: „Wir sollten es uns ab- 
‚gewöhnen, mit Begriffen des Krie- 
ges zu spielen, in Zeiten, wo der 
Krieg noch nicht ausgebrochen ist" 
das sel „Kinderei” etc, Damit ist 
35. schon ' einmal elegant vom 
Thema-weggekommen - statt Aus- 
einandersetzung in der Sache 
ein steriles akademisches Geplänkel 
um Worte. Daß es dabei nicht e 
mal ehrlich um die Klärung von B 
griffen geht, wird daran deutlich, 
daß J.S. ungeniert eine knappe Sei- 
te weiter die eben noch verdamm- 
ten Begriffe „Defensive” und „Of- 
fensive” wieder einführt — diesmal 
für die gegenwärtigen wirtschaft- 
lichen Kämpfe! 

2 3,5, stellt fest, daß man vertei 
digt, um etwas zu erhalten und daß 
man angreift, um etwas zu erobern, 
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der ganzen Welt in Rechnung stellt, 
‚0 ist der Imperialismus im Augen- 
blick noch ungeheuer mächtig, eben- 
#0 wie die einheimischen herrschen- 
den Klassen in Lateinamerika. 

‚Aus dieser Einschätzung heraus 
hat der MIR die Unvermeidlichkeit 
langdauernden, revolutionären. 
begründet, Der MIR hat 
sich ausdrücklich gegen die Vor- 
stellung gewandt, daß dieser revolu- 
tionäre Krieg „die Form eines Volks- 
aufstandes haben könne, .der in 
wenigen Stunden in definitiver Weise, 
die Macht den Arbeitern überträi 

$o scheint es sich jetzt in Chile 
‚gerade darum zu handeln, daß nach 
einer Phase des spontanen Wider- 
stands unmittelbar nach dem Putsch 
jetzt mit der Organisierung eines. 
langfristigen revolutionären Kampfes. 
begonnen worden ist. Dabei geh! 
nicht um Tage oder Wochen (wie der 
‚KBW immer noch seinem gutgläubi- 
‚gen Publikum vorgaukeli) 


nicht um einen Zeitraum von meh- 
reren Jahren. 

‚Für den KBW darf das nicht so 
sein, denn die dort vorherrschende 
Mentalität ist ganz offenbar der un- 
verwüstliche Frohsinn und Optimis- 
mus einer religiösen Sekte, Nieder- 
lagen sind im Programm nicht vor- 
gesehen, selbst faschistischer Terror 
bloß, wie schwach der 
wie „verzweifelt“ 


Es wäre famos, wenn die Situn- 
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Und da \chon Marx und Engels sag- 
ten, daß das Proletariat außer sei- 
‚nen Ketten nichts zu verlieren hat, 
so hat eben das Proletariat gar 
nichts zu erhalten, also auch nichts. 
zu verteidigen. Und da umgekehrt 
die Bourgeoisie schon alles ha t 
(politische Macht, ökonomischen 
Reichtum ete.) bleibt ihr nichts 
mehr zu erobern, also auch 
nichts mehr anzugreifen. Also 
kann die Arbeiterklasse gar nicht 
in der Defenäve sein (denn sie hat 
nichts zu verteidigen), und die Bour- 
geoisie kann nicht in der Offensive 
sein (denn sie braucht nichts mehr 
zu erobern). 

Offenbar sind nach Meinung von 
1.8. der Arbeiterklasse solche Rech- 
te wie Organisationsrecht, Demon- 
strationsrecht, Pressefreiheit, Rede- 
freiheit ete. als Geschenk der Bour- 
geoisie in den Schoß gefallen. Da 
die Arbeiterklasse anscheinend nie- 
mals um diese Rechte kämpfen 
mußte, braucht sie sie wohl auch 
nicht zu verteidigen. Umgekehrt 
stellt J. S. der Bourgeoisie die Be- 
scheinigung aus, daß sie ehrlich 
die „parlamentarische Demokratie’ 
und die „freiheitlich-Jemokratische 
Grundordnung” _ verteidigen will 
(„denn sie dienen ihr bisher her- 
vorragend”), was doch wohl nur 
heißen kann, daß die Bourgeoisie 
nicht daran interessiert ist, solche 
„verfassungsmäßigen” Rechte der 
Arbeiterklasse wie Streikrecht, Or- 
ganisationsrecht u. a, anzutasten, 
Ferner ‚bescheinigt J. $. der Bour- 
geoisie'und ihrem Staat, daß sie 
keineswegs von sich aus einen An- 
griff planen, sondern ruhig abwarten, 
bis „der unvermeidliche Krieg durch 
den Angriff des Proletariats einge- 
leitet wird." — So ist die Klassen- 
kampfsituation für 3. S. sozusagen 
ein relativer Waffenstillstand (mit 
kleinen Gefechten, versteht. sich) 
zwischen den großen Schlachten, 
und die Bourgeoisie erwartet den 
Angriff der Arbeiterklasse, um 
sich dann dagegen zu verteidk 


se 
3.) der Kampf an der politischen 
Front, der Kampf um Rechte, 
Machtpositionen und zur Zerschla- 
gung der politischen Herrschaft 

Bourgeoisie ist noch wenig 
kelt, Es ist aber nicht s0, 
Arbeiterbewegung an dieser Front 


tion heute schon so wäre, wie 
sie vom KBW beschrieben wird, Aber 
leider ist dies überhaupt nicht di 
Fall, Leider ist es so, daß der Im- 
peralismus „im Augenblick noch 
ungeheuer mächtig" ist, wie die 
s MIR in der Erklärung 
ihres Generalsekretarlats vom Okto- 
ber 1970feststellten, Und in Chile hat 
sich das erneut gezeigt. Nur für 
!ilusionisten hängt der Himmel voller 
Geigen. 

Die Arbeiter und erst recht. die 
Revolutionäre dürfen sich solche Tag- 
träumereien nicht erlauben. Aus 
einer falschen Einschätzung des po- 
tischen Kräfteverhältnissen folgt 
eine falsche Bestimmung der politi- 
schen Aufgaben. Auseiner Unter- 
schätzu s 


‚leichten Sieges“. 
konkreten politischen Arbeit 
hat dies zumeist eine V er nach“ 
Assigung hinsichtlich des Schaf- 


ı 
fe 


und der revolutionären 
Organisierung der Arkeiter- 
klasse zur Folge. Die Aufgaben der 
Revolutionäre werden he ra b- 
Bemindert, unddie „Selbst- 
titigkeit“ des Proletariats wird a n- 
gebetet, 

In einem Flugblatt der Hambur- 
ger SSG vom 12.9. z.B. finder sich 
die zuversichtliche Behauptung: 

„Der reaktionire Putsch kann 
zwar die Regierung der UP stürzen, 
ihre „Parteibiros besetzen und ihre 
führenden Kader verhaften und er- 
‚morden, aber er kann nicht die ge- 
wonnene Klarheit und Einheit der 


in die Defensive gedrängt wäre. Viel- 
mehr ist esso, daß sie den Kampf an 
dieser Front noch nicht aufgenom- 
men hat.” (1.8.) 

Das ist doch das Allerschärfste! 
Die Arbeiterklasse verteidigt sich 
(noch) nicht gegen den Angriff auf 
das Streikrecht, gegen das Reverse- 
Unwesen in den Gewerkschaften, 
gegen die „Säuberung” des Staats- 


Organisationen und Zeitungen etc. 
„als 0” ist sie eben nicht in der De- 
fensive, denn Di ii 
selbe wie Verteidigung, und die Ar- 
beiterklasse verteidigt sich ja gar 
nicht... - Auweia! 

Man könnte ja auf den Gedanken 
kommen, daß sich darin eben eine 
extreme Defensiv-Situation der 
Arbeiterklasse ausdrückt, wo die 
Bourgeoisie solche Angriffe auf Or- 
ganisationsrecht, _Streikrecht etc. 
fast ohne Widerstand durchbringt. 
Aber wer so denkt, hat nichts zu 
suchen in den heiligen Hallen di 
KBW, wo der Begriff „Realist 
(das ist jemand, der die Dinge so 
‚sieht, wie sie wirklich sind) mittler- 
weile zum schlimmsten Schimpf- 
wort geworden ist. 

Für J. 8, jedenfalls, den großen 
‘Tonangeber des KBW, herrscht an 
allen Fronten „relativer Klassenfrie- 
den” mit einer Ausnahme: an der 
‚kleologischen Front scheint der re- 
volutionäre Klassenkrieg bereits voll 
entbrannt, denn „an der Ideologi- 
schen Front sind die Marxisten-Le- 
ninisten schon in der Offensive und 
werden diese Offensive erfolgreich 
fortsetzen können.” Beweis: die 


Auflage der „Bild”-Zeitung sinkt, 
während die Auflage der „KVZ" 
des KBW steigt (kein Witz; 3.8. 


führt das ernsthaft als Beweis an!!). 
Der KBW erklärt der Bourgeoisie 
‚den kleologischen Krieg und schon 
ist die Bourgeolie in der Defensive. 
Man könnte ja anführen, daß viel- 
leicht angesichts des tatsächlichen 
(nämlich sehr geringen!) Einflusses 
der kommunistischen Presse an der 
ideologischen Front immer noch 
„relativer Klassenfriede" herrscht 
bzw. die Bourgeoisie eindeutig vor- 
herrschend ist, Aber hier gilt wieder 


was wir oben schon über die „R; 
listen” gesagt haben = zum Ter 
mit ihnen! 


Chile unddie Qualdes Jubelökonomismus 


Massen auslöschen.“ 

Von was für einer „Einheit“ ist 
hier die Rede, wenn die revolution! 
ren (und reformistischen) Organisa- 
tionen zum großen Teil zerschlagen 
bzw, In die Illegalität gedrängt wer- 
‚den? Von was für einer „Klarheit“ 
ist die Rode, wenn gerade die be- 
wußtesten Arbeiter systema- 
tisch von der Junta gejagt, ein großer 
Tell von ihnen ermordet oder einge- 
kerkert wurde? Die Schlige der 
Konterrevolution gerade gegen die 
bewußte Vorhut der Arbeiterklasse 
sind eben schr wohl in der Lage, d 
Bewußtsein der Arbeiterklasse un 
der werktätigen Massen Insgesamt 
aurückzuwerten. Denn das sozlalk- 
stische Bewußtsein (nichts anderes. 
kann doch wohl „Klarheit“ bedeu- 
ten) verteilt sich nicht gleichmäßig 
Über die Köpfe aller Werktätigen, 
sondern verkörpert sich gerade in 
einer bewußten Vorhul. 

In der „KVZ“ vom 26. Septem- 
berheißtes: „Die chilenische Arbei- 
terklasse hat gelernt zu kämpfen 
und sich zu organisieren. Und sie 
hat jetzt, wenn auch durch schmerz- 
liche Opfer gelernt, daß nur die Er- 
oberung der politischen Macht durch 
die Arbeiterklasse, die Zerschlagung 
des bürgerlichen Staatsapparates und 
die Bewaffnung des Volkes, den 
zur sozialen Revolution, zum Sieg 
über die Ausbeuterklassen öffnen. 
können.“ 

Nach dieser Logik genügt der 
Arbeiterklasse die bloße Erf ah- 
r um zu einem vollständigen 
sozialistischen Bewußtsein, inklusive 
aller nötigen Schlußfolgerungen zu 
'kommen. Sozusagen ein praktischer 
Kurzlehrgang von Lenins „Staat und 
Revolution“, In der Blütezeit der 


Revolution". In der Biltezeit der 
Studenten-Revolte war diese Positior 
in der zynischen Redensart zusam- 
mengefaßt: „Der Polizei-Knüppel 
auf den Kopf schafft das revolutio- 
näre Bewußtsein!“, 

Die historische Erfahrung lehrt 
jedoch, daß der „Knüppel auf den 
Kopf“ keineswegs automatisch und 
im Handumdrehen sozialistisches Be- 
wußtsein in die Köpfe hineinbringt. 
Trotz der Erfahrungen der Nieder- 
lage der Revolution von 1905 mußte 
die Partei der Bolschewiki noch 
1917 um die Frage der Zerschlagung 
des bürgerlichen Staatsapparates etc. 
einen intensiven und ständigen poli- 
tisch-ideologischen Kampf gegen an- 
dere Richtungen in der Arbeiterbe- 
wegung führen. In Deutschland führ- 
te die Erfahrung des Faschismus 
keineswegs im Selbstgang zu revolu 
tionärem Bewußtsein der Massen, 
sondern im Gegenteil zu einer bis 
heute anhaltenden politischen Läh- 
mung und Resignation. 

So wäre es auch eine Illusion, 
anzunehmen, daß der {aschistische 
Putsch automatisch und unauslösch- 
bar die Idee der gewaltsamen Revo- 
hution, der Zerschlagung des bürger- 
lichen Staatsapparates etc. in alle 
Köpfe eingebrannt hätte. Derartige 
Auffassungen, die vom KBW nicht 
nur bezüglich Chile vertreten werden 
(sondern 2.8. ähnlich auch gegenüber 
den spontanen Streiks in der BRD), 
dienen dazu, die politisch-ideologi- 
schen Aufgaben der Revolutionäre 
herabzudrücken. 

Es ist unzweifelhaft, daß die Er- 
fahrangen der Arbeiter im Klassen- 
kampf die Grundlage fürdie 
Herausbildung ihres Klassenbewußt- 
seins sind. Lenin hat bereits 1895/96 
im „Entwurf und Erläuterungen des 
Programms der Soziallemokratischen 
Partei“ davon gesprochen, daß die 
Arbeiter Klasenbewußtsein entwik- 
keln, „wenn sie fortwährend aus den 
Erfahrungen eben des Kampfes 
schöpfen, den sie gegen die Fabri- 
kanten zu führen beginnen und der 
sich immer mehr entfaltet, immer 
erbitterter wird und in dem Maße, 
wie die großen Fabriken und Werke 


‚zahl von Arbeltbrn umfaßt 
Bd. 2, 8. 106) 

erste, was wir daran hervor- 
heben wollen, ist, daß Lenin von den 
Erfahrungen des Kampfe 
spricht, und nicht von Ingendwi 
‚chen Erfahrungen, Es ist eben » 


drückung und des kapitalisisc 
Terrors den Arbeitern ingen 
„deutlicher“ macht, sondern es Ist 
konkret von den Kampferfah- 
rungender Arbeiter dieRo- 
de. Das heißt aber auch, wenn wir 
den Gedanken einmal weiterverfok 
ın, daß die Frage der günstigen 
ingungen des Klassenkampfes 
auch die Frage der günstigen 
Bedingungen der Entwicklung des 
Klassenbewußtseins ist. Die Bedin- 
‚gungen des Klasenkampfs sind aber 
unter einer faschistischen Diktatur 
‚der Bourgeolsie, die alle politischen 
Rechte durch schrankenlosen Terror 
zerstört, mit Sicherheit ungünstiger 
für das Proletariat, als unter einer 
Herrschaft der 


eo 
nicht das gleiche wie sozialistisches 
Bewußtsein. Das sozialistische Be- 
wußtsein entwickelt sich nicht 
„spontan“ in der Arbeiterklasse, 
Sondern dazu istdie organisier- 
te politische Tätigkeit der Kommu- 
nisten nötig. Dazu braucht die Ar- 
beiterklasse die Kommunistische 
Partei. Die Entwicklung des soziali- 
stischen Bewußtseins in der Agbei- 
terklasse ist Untrennbar mit ihrer 
«Organisierung verbunden. Daß dies 
auch nur auf derGrundlage der Klas- 
senkampferfahrungen der Arbeiter 
möglich ist, dürfte für Materialisten 
selbstverständlich sein. Aber es geht 
eben darum, daß diese Klassen- 
kampferfahrungen verarbeitet 
werden müssen; daß sie durch den 
wissenschaftlichen Sozialismus be- 
leuchtet werden müssen; daß die 
‚Kommunistische Partei den Arbei- 
tern auf dem Boden ihrer eigenen 
Klassenkampferfahrungen Ichrt, was 
die Bedingungen, der unvermeidli- 
che Weg und das letztendliche Ziel 
ihres Kampfes sind; daß sie die Ar- 
beiter zum erfolgreichen Beschrei- 
ten dieses Weges und zum Erreichen 
dessozialistischen Zieles organisiert 
Diese Lehren umfassend klargestellt 
und gegen die vulgären Empiristen 
und Ökonomisten (die der Meinung 
lie Arbeiter dies alles 
tun) verteidigt zu ha- 
Den, das ist gerade das historische 
Verdienst von Lenin. 

Um wieviel mehr gilt nun das 
Vorhergesagte für das sozialistische 
Bewußtsein gegenüber dem Klassen- 
bewußtsein! Die Entwicklung des 
welalistischen Bewußtseins in der 

„Arbeiterklasse erfordert die organi- 
sierte Tätigkeit der Kommunisten — 
und es wird wohl kaum jemand be- 
ätreiten können, daß die Entfal- 
tungsmöglichkeiten einer organisier- 
ten kommunistischen Tätigkeit zur 
Gewinnung der Arbeiterklasse für 
den Sozialismus unter den Bedin- 
‚gungen einen faschistischen Terror- 
regimes, das jede gegen die Bourge- 

den fachistischen Staat 
gerichtete politische Arbeit auf bru- 
talste Weise verfolgt, weitaus schwie- 
riger und ungünstiger sind. Als Kom- 
munisten bekämpfen wir den Fa- 
schlmus und die drohende faschı 
stsche Gefahr nlcht nur der 

I ein solches Regime die 

Klase unmittelbar 

‚dem brutalsten Terror unterwirft; 

sondern wir bekämpfen den Faschis- 

mus und die drohende faschisische 

Gefahr darüberhinaus au 


gischen Gründen, well cin sol 
ches Regime nämlich die Kampfbe- 


'n für den Sturz der Bour- 
Geo una den Sig dar Blau 


längerfristig erschwert, 

Für die vulghren Empiristen und 
Ökonomisten vom Schlage des KW 
ist die Sache Jedoch weit „unkom- 
pliziertor“, Für sie bleibt beim fa- 
‚schistischen Terror unter dem Strich 
nur, daß die Massen jetzt alles noch 
„deutlicher" sehen, daß sie jetzt 
!bewußter und geschlossener denn 
‚je in den Kampf“ gehen (Zitate aus 
Flugblättern der $SG), daß die Mat- 
sen mit einem Schlag die Notwen- 
digkeit der bewaffneten Revolution, 
der Zerschlagung des bürgerlichen 
Staatsapparats etc. „gelernt“ haben 
AuKYVZ®). 

Der KBW schwätzt und schwärmt 
Selbst- 
tätigkeit““ der Arbeiter: daß die Ar- 
beiterihre Sache „selbst in die Hand 


we 


PeT STR DH 
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r in Chile auf 
besten Weg waren, „selbstän- 
* die „Volksmacht“ zu errichten. 

‘Auch der KBW weiß, daß es in 
Chile &ine marxistisch-leninistische 
Vorhutorganisation (Kommunisti- 
sche Partei der Arbeiterklasse) noch 


'sche Arbeiterklasse vor dem Putsch 
„selbständig“ an den Aufbau einer 
„Volksmacht“ gehen? Wozu dann 
überhaupt noch eine kommunisti- 
sche Partei? Wozu dann noch den 
KBW (eine Frage, die sich ohnehin 
aufdrängt)? Greif lieber zum Spon- 
taneismus, „dann geht alles wie von. 
selbst“! 

Dieses Gelärme um die „Selbst- 
tätigkeit" der Arbeiter war auch den 
russischen Ökonomisten schon ei- 
en. Lenin hat diesen Leuten 1905 
entgegengerufen 

„Würdigt die Aufgaben der 
Avantgarde der Revolution nicht 
‚herab, vergeßt nicht unsere Pflicht, 
diese Avantgarde durch unsere 01. 
sanisierte Selbsttätigkelt zu 
unterstützen. Macht weniger allge- 
meine Phrasen über die Entwicklung 
‚der Selbsttätigkeit der Arbeiter — 
die Arbeiter legen, von euch unbe- 
merkt, eine gewaltige revolutionäre 
Selber it un den Tag! — achtet 
mehr ‚daß ihr die unentwik- 
kelten Arbeiter durch eure eigene 


(awei Taktiken, Werke Bd, 8,8.149) 

Und zum „Verdiensi“ 
Ökonom; 

"Niemand hat sorlel über die 
Selbsttätigkeit der Arbeiter geredet 
und niemand hat mit seiner Predigt 
diese Selbsttätigkeit 10 sehr einge- 
engt, beschnitten und herabgewür- 
digt wie die Anhänger des ‚Rabot- 
scheje Delo‘.“ 

(Das „Rabotscheje Delo“ war da- 
mals in Rußland so etwas ähnliches 
wie die „Kommunistische Volkszei- 
tung” heute in unserem Land.) 

Bleibt an dieser Stelle noch eines 
anzufügen: Wie so.oft gibt es in der 

tation der Revisionisten 
inen Seite und der super- 
Jubilierenden Ökonomisten 


links 
Auf der anderen Seite einige bezeich- 


nende Gemeinsamkeiten. Beide be- 
treibeneine Unterschätzung 
der Stärke des Imperlalismus: die 
einen reden von seiner zunehmen- 
den „Einsicht" und „Anpassung an 
die Realitäten“, die anderen wälzen 
sein „Scheitern“ und seine „Hoff- 
nungslosigkeit“ im Mund herum. 
Beide betreiben eine U ber 
schätzung derStärke der Ar- 
beiterklasse und der revolutionären 
Kräfte, Die einen verweisen dabei 
vor allem auf die „rückhaltgebende 
Existenz des sozialistischen Lagers 
mit der Sowjetunion an der Spitze“ 
(ein Lager, das sich in Wirklichkeit 
jedoch immer mehr mit dem Impe- 
Halismus arrangiert), und die 
anderen predigen uns unermüdlich 
von der „Selbsttätigkeit” der Arbei- 
ter, von ihrem „spontanen“ Sturm 
zum Sozialismus. Und wenn man 
ihnen auf die Schliche kommt, dann 
weichen sie immer auf die „welthi- 
storische Tendenz“ aus. Lenin hat 
dazu einmal angemerkt, daß es „er 
ne haarsträubende theoretische Un- 
richtigkeit (ist), sich in einer Frage 
der praktischen Politik‘ (und darum 
handelt es sich ja wohl auch hier! — 
AK-Red.) „auf den welthistorischen 
Maßstab zu berufen.“ (Der ‚linke 


Radikalismus‘, die Kinderkrankheit 


des Kommunismus). 

Offensichtlich haben 
einen noch die anderen ein 1 a l- 
sächliches Vertrauen in die 
Kraft der Arbeiterklasse. Offensicht- 
lich besteht ihr engster Zusammeı 
halt nur darin, daß sie ihrer eig 
nen Politik ünd ihren eigenen 
Genossen nur soweit vertrauen wol- 
len, wie sie die Illusion des „ständi- 
gen Aufwärts“ in der Arbeiterbewe- 
gung verbreiten können. Un s wer- 
fen sie vor, daß wir mit unserer an- 
geblichen „Schwarzmalerei“ die Ar- 
beiter und die Genossen in die Re- 
signation treiben würden. Das ist ein 
Schreckgespenst — nur fragt es sich: 
für wen? Was verbirgt sich denn di 
hinter, wenn jemand meint, daß aus 
einer re ischen Einschät- 
ung des politischen Kräfteverhält- 
nis Resignation erwächst? Nichts 
anderes, alsdie eigene Mutlo- 
sigkeit! 

Man macht krampfhaft einen 
auf Optimismus, denkt sich ingend- 
weiche erfreulichen Märchen aus 1001 
Nacht aus (vgl. Kasten „He lücht") 
oder tröstet sich mit zeit\osen Wahr 
ten wie „Historisch ist der Sieg d 
Proletarlats unvermeidlich“ — alles 
offenbar, um der eigenen Mutlosig- 
keit vorzubeugen und eine mit per- 

„Erfolgmeldungen“ ver. 
Stange zu halten. Anscheinend hi 
mah sich die Sache der Arbeiterklas- 
se nur unter der Bedingung zu eigen 
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VORNT. Aus IHREN 


ige /eranstaltung 
Be el 
Dazu Lenin! „Ohne revolutionäre Theorie kann es auch keine revolutionäre 


Dewogung gaben‘ 


sen nach links“, Wo die Tatsachen 
noch nicht ganz soweit sind wie die, 
‚Theorie, hilft der KBW gern mit 
eigenen Phantasie-Produkten aus — 
Not macht erfinderisch! 
So war einem Flugblatt 
burger SSG (, 


e Ham- 
rtsgruppe des KBW") 


vom 9. Oktober die folgende sen- 
sationelle Mitteilung zu entnehmen: 
„Die Volksmassen in Israel haben 


kein Interesse an diesem Krieg. Die 
Folgen der Krlegswirtschaft haben 
ihre Lage enorm verschlechtert, 
Immer häufiger streikten die Ar- 
beiter, Bei den letzten Wahlen gab 
es einen starken Linksrutsch. Die 
Regterungsparteien mußten erh 

liche Stimmenverluste hinnehmen.“ 

‚An dieser Behauptung („Links- 
rutsch”) ist nicht einmal der be- 
rühmte „wahre Kern”, sie ist 100%ig. 
aus der Luft gegriffen. 

In Israel sind bisher bei allen 
Wahlen mehr als 95% der Stimmen 
auf zionistische Parteien entfallen; 
die stärksten Gruppen sind dabei die 
regierende „Arbeiterpartei” von Gol 
da Meir und der noch weiter rechts 
stehende Oppositionsblock Gachal 


iberalen"), Die 
einzige nicht-zionistische Partei, die 
revisionistische KP Israels, hat noch 
nie mehr als 5% der Stimmen be- 
‚kommen, mit kontinuierlich abneh- 
mender Tendenz (inzwischen bei 
weni a 38. 
nes „starken Linksrutschs” 
(5560) nb & Yeimehr dei den 
letzten Wahlen (1969) einen (nicht 
schr starken) Rechtsruck. Die „Ar- 
beiterpartel” fiel von SS auf 49 
Sitze. Die verlorenen Sitze der „Ar- 
beiterpartel” schlugen beim Gachal- 
Block sowie bei der neu auftreten. 
den „Staataliste” (eine extrem rechte 
Abspaltung von der „Arbeiterpar- 
tei") positiv zu Buch („Staatsliste” 
auf Anhieb vier Sitze, Gachal 26 
Sitze statt vorher 22). Ansonsten 
gab es minimale Verschiebungen 
innerhalb des Gefüges der kleineren. 
zionistischen Parteien. Die KP be- 
hielt ihre vier Sitze, jedoch ent- 
lit davon jetzt einer auf die pro- 
zionistische Spalt-Gruppe Makl. 
Breite Schichten des Hamburger 
Volkes vereinigen sich spontan für 
ihre Forderungen: „In SSG-Flug- 
blättern muß die Wahrheit gesagt 
erd " 


gemacht, ständig in der Illusion ei- 
nos aktuell günstigen 
Kräfteverhältnisses und ständiger 
„Erfolgserlebnisse“ schwelgen zu 
können. 

Für uns hat eine realistische Ein- 
schätzung des aktuellen Krif- 
teverhältnisses allerdings eine ande- 
re Bedeutung: sie liefert uns einen 
klareren Blick_für die politischen 
Mittel und Meitföden, mit denen die 
Arbeiterklasse dieses Kräfteverhält- 
niszu ihrenGunsten verändern 
kann, Warum sollten wı dar.n zwei. 


IR NOREN: 


Daß dieser Zusammenhang zwi- 
schen der Anbetung der Spontanei- 
tät und Selbsttätigkeit der Arbeiter 
sowie der Beschneidung eben dieser 
Selbsttätigkeit und der Droselung 
der eigenen Aktivität offenbar t y- 
pisch. ist fürden Ökonomismus, 
ßt sich auch heute bestätigen. Die- 
se „Kuriosität“ tritt immer dann zu 
wenn dig Illusionen dem 
„Druck der Wirklichkeit“ nicht mehr 
Standhalten. Bei der SSG/„KG“ 
ebenso wie bei der DKP. Ab einem 
gewissen Zeitpunkt ließ sich der 


DU WILLST NICHT MEHR MIT UNS- ARBEITEN 


Wir hören: Du willst nicht mehr mit uns arbeiten. 
Du dist zu kaputt, Du kannst nicht mehr herumlaufen. 
Du Bist zu müde. Du kannst nicht mehr lernen. 

Du bist erledigt. 


Kan kann von Sir nicht verları 


so wisse: 
Mir verlangen es. 


Wenn du mit 


t und einschläfst 


Wird dich niemand mehr wecken und 


jolutuon gewe 
sie 
” 


ch dag 
‚ser 


» Du kannst nicht mehr känpfen. 


ent: 


In kannst, wirst du unten 


fein, daß die Arbeiter die Kraft 
entwickeln werden, eine für sie ak- 
twell noch ungünstige Situation in 
eine günstige, und schließlich (1) in 
den Sieg zu verwandeln? Die Ge- 
schichte liefert Lehren genug dafür 
= nur müssen wir es verstehen, 
diese Lehren zur politischen Über- 
zeugung, zur Anleitung zum Han- 
deln der Arbeiterklasse zu machen! 

Lenin hat die „Kurksität“ be- 
schrieben, daß diejenigen, die am 
meisten über die „Selbsttätigkeit der 
Arbeiter” daherschwatzen, letztlich 
diese Selbstätigkeit einengen und 
beschneiden — und in seiner Schrift 
„Was hun? " 1äßt er den Intellektuel- 
lan, die damals wie heute der „Kraft- 
quell“ des Ökonomismus waren, 
durch einen revolutionären Arbeiter 
aurufen: 

„Betet weniger die Spontaneität 
an und denkt mehr an die Steige: 
rung eurer Aktivicht, Ihr Mer- 
von!“ 


fundamentale Widerspruch zwischen 
der Wirklichkeit in Chile und sol 
‚chen „aufmunternden“ Parolen wie: 
„Die Junta hat hr Ziel nicht er- 
reicht“ nicht mehr verkleistern 
(auch nicht mit Pädagogik und Pay- 
‚chologie).So war es nur zu verständ- 
lich, daß die SSG ihre Chile-Kam- 
pagne danach weitgehend einschla- 
fen ließ und sich Hals über Kopf in 
eine Kampagne gegen die Schülbe- 
hörde stürzte, die sie zur Abwech®- 
hung mit Einschätzungen durchführ- 
te wie etwa: „Ausweglosigkeit“ der 
Schulbehörde, „schwindender in- 
Auß (der Schuibehörde) unter den 
Eltern, Schülern, Lehrern und Refe- 
rendaren“, „spontan empfundene 
Solidarität aller Lehrer, Eltern und 
Schüler .. im Kampf gegen das herr“ 
schende Schulchaos“ etc. - Und da- 
ach ‚kam di Nabaut-Kampagae 
(val. Kasten „He Nicht 
sieht doch, daß es vor 
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vorkommen.) zungen“ zu einer größeren Diffe 


A in zwei Hamburger Veranstaltun-. | renzierung innerhalb der DKP. Man: 

u) | gen (Winterhude und Bergedorf) |" TNrer MIgMANErWärin betreten, 

kam es daraufhin zu wahren Saak | entschuldigten sich für das Verhal 

schlachten, die von den DKP-Schlä- | ten ihrer Paitelgenomen. Es kam 

ger-Kommandos auf Bescheid anwe- | in diesem Zusammenhang sogar zu 

Sender DKP-Führer begonnen wur- | vereinzelten Austritten aus der 
den. Es gab eine Reihe verletzter | DKP/SDAJ (die entsprechende Aus- 

Nach Demonstration und Ab- | gang zum Sozialismus”), einer Stra’ | die zentrale Chile-Veranstaltung Genossen und Genossinnen (die | trittserklärung werden wir mögli 
ner oehrsien Chüe-Ver. | tegie alio, wie sie bei uns vorallem | Hamburger DKP, die nicht als pol- | DKP-Schläger scheuten sich nicht, | cherweise demnächst, publizieren) 
Sehlaltune’ die mir 2.000 Menschen | von der DKP und etwasanders auch | tische, sondern als musikalische Ver- | Frauen und Mädchen brutal zusam: | Auch folgende Ppisode mag in die 
Au hanudhi war, war unsere Chile, | von bestimmten Juso-Fraktionen | anstaltung (chilenische Folklore | menzuschlagen ... dies ist zweifellos | sem Zusammenhang von Interesse 
Kampagne in Hamburg noch keines- | vertreten wird. inkl. einer Festansprache!) ange- | eine Mentalität, die wir sonst nur | sein! 

Wenn beendet. Neben Informations, | Leider muß festgestellt werden, | kündigt und durchgeführt wurde. | von Faschisten kennen und den Wis algemeln bekannt, ‚värm- 
Tischen, Flugblatt-Verteilungen etc. | daß die Geno:sen der DKP offen Wir ließen uns indes nicht die | Grad der innerparteilichen Verhei- | chen DKP/SDAJ-Trupps immer wie 
ehe Kewintionen in gewerk. | sichtlich nicht bereit und in der | Möglichkeit nehmen, auf den wen- | zung durch die DKP-Führer kenn- | der, von uns geklebte Plakate syste- 
velfuichen Gremien, Gelfsamm. | Lage waren, auf unseren Veranstal | gen, z.T. sehr kleinen Stadtteil- | zeichnet) matlsch zu zerstören bzw. zu über 
lungen in Stadtteil und Betrieb für | tungen sich an der Diskussion und | Veranstaltungen der DKP, Diskus Anwesende DKP-Führer haben | kleben; so auch während unserer 
die Unterstützung des chilenischen | Auseinandersetzung zu beteiligen, sion und Auseinandersetzung mit | aufden Veranstaltungen mit großem | Chile-Kampagne. Von diesen Ak 
Widerstandes, riefen unsere Be- | obwohl des öfteren namhafte DKP- | den Mitgliedern dieser Partei Zu | Geschick die allgemeine Stimmung: | tionen distanzierten ich vier Grup- 
kopruppen zu mehreren = ins. | Führer zugegen waren und von uns | suchen. Die DKP-Führer, die dies isch aufgewiegelt, bis sie | penleiter der SDAJ Harburg-Süd 
gesamt einem halben Dutzend — | auch direkt aufgefordert wurden, ‚offenbar erwarteten und auch wuß- das Zeichen zum Zuschla- | Sie übergaben uns folgendes Schrei 
a a onmerantar. | das Mikrophon zu ergreifen. Teil- | ten, daß sie einer Diskussion mit | gen geben konnten. In der Diskus | ben; 
tungen in verschiedenen Stadtiei. | weise stahlen sich diese Herrschaf- | uns nicht standhalten konnten, be- || sion um die Sache selbst bekanıgp 
MUNEETT Diese Veranstaltungen wur. | tenklammheimlich - wiegeprügelte | reiteten sich auf unseren Besüch | sie erwartungsgemäß kein Bein’ an SUITE VemuliCK vonder Grup: 
Al je etwa 50'bis 200 Menschen | Hunde mit eingekiemmtem | in der ihnen eigenen Weise vor: | die Erde. Diese DKP-Führer allein | pe Hardurg-Mitie in unverschämter 
Ebenfalls gut besucht, was ein rela- | Schwanz - aus dem Saal. In Einzel- | sie stellten Schläger-Kommandos | sind für die Schlägereien verant- | Artund Weise die Plakate des KOM- 
tiv guter Erfolg für unsere Organi- | gesprächen meinten DKP-Genossen, | auf! Gleichzeitig legten sie in der | wortlich. Die Schläger selbst sind | MUNISTISCHEN BUND zur Chile. 
Malkın war. Insgesamt wurden von | es sei jetzt nicht die Zeit zur pol | innerparteilichen Diskussion den | zu bedauern, insofern sie sich von | Veranstaltung in Harburg und Wil- 
Ans mehrere tausend Mark für den | tiichen Auseinandersetzung und | Schwerpunkt auf eine Intensivie- | ihren Funkuionären für solche. | heimaburg überklebt. Wir distanzie- 
Shllenischen Widerstand gesammelt. | Kritik an der UP. Dies sollte man | rung der ohnehin schon bestehen- | „Dienste“ mißbrauchen lassen. ren uns von diesen Aktionen. 

Den Schwerpunkt in den Refera- | auf einen „spätere Zeitpunkt“ ver- | den Verhetzung ihrer Mitglieder ge- Wir selbst werden uns von diesen | Mitglieder der SDAJ-Gruppe Har- 
ten und Diskuseionsbeiträgen legten | tagen, Jetzt hingegen sei die Zeit | genüber unserer Organisation. (Die | Angriffen keineswegs beirren lassen | hurg-Süd, 2.10.1973 „...“ (Es folgen 
Wir auf die entscheidenden Fragen | „breitester Solidarität“, um der | „Argumentation“ lief etwa so: Die | und in der Auseinandersetzung kei; | Namen und Unterschriften der 
Je Strategie der Arbeiterbewegung | „chilenischen Reaktion in die Arme | Faschisten hetzen gegen die UP,der | nen Schritt zurückweichen, selbst | SpAI-Mitglieder). 

im Kapitaksmus, wie sie durch de | Zu fallen" usw. Die Konsequenzen | KB auch. Das kommt aufs seibe | wenn diese die Form einer Schläge- | Wir werden uns in Zukunft ver 
Entwicklung in Chile erneut aktua- | aus dem „chilenischen Beispiel“ für | 'raus. Im übrigen haben die chileni- | rei annimmt. Auf jeder ihrer öffent- |_ stärkt bemühen, gerade auch solche 
lisiert wurden. Das führte zwangs- | die eigene Politik möglichst vermei- | schen „Linksradikalen“ (MIR etc.) | lichen Veranstaltungen mässen die | DKP/SDAJ-Genossen, die wir mit 
äufig nicht nur zur kritischen Aus- | den, stattdessen die für die interna- | das Militär zum Putsch provoziert. | Revisionisten mit unserer Anwesen- | unseren Argumenten derzeit noch 
nanderetzuns mit der Politik der | tionale Arbeiterbewegung wichtigen | So waren die Fehler der UP vor | heit und unseren Argumenten rech- | nicht politisch überzeugen können, 
hilenischen „Unidad Popular“ | Erfahrungen in einer Kampagne der | allem, nicht energisch genug gegen | nen. Obgleich wir entschieden gegen |” zu sauberen Formen der politischen 
(UP), sondern ’auch mit der revi- | blinden Solidarität mit den Opfern | diese „linksradikalen” Kräfte vorge- | Schlägereien und andere unwürdige | Auseinandersetzung, wie sie in der 
sionistischen und reformistischen | des faschistischen Militär-Terrorszu | gangen zu sein. Diesen Fehler soll- | Erscheinungen in der Auseinander- | Arbeiterbewegung notwendig sind, 
Strategie der Revisionisten | ertränken („Eine breite Kampagne | ten wir selbst tunlichst vermeiden. | setzung mit den Revisionisten sind, | gegebenenfalls auch zu zwingen. 
und Linkssozialisten überhaupt. | zur Rettung Corvalans“) - das wäre | Auch will der KB unsere Solidari- | werden wir uns auch gegen diese = 
"Zuröckdrängung der Monopole“, | so richtig für den Geschmack unse- | täts-Veranstaltungen bloß sprengen, | Angriffe in geeigneter Weise ver- 
Überbetonung parlmentarischer | rer westdeutschen Revisionisten von | notfalls sogar Schlägereien provozie- | teidigen. 
Formen des Kampfes, usw. usf.und | DKP und SDAJ ren. Darauf sollten wir vorbereitet ‚Allerdings kam es auch im An- | Leitung der Bezirksorganisation, 
schließlich dem „friedlichen Über Ganz auf dieser Linie lag auch | sein, möglichst diesen Leuten zu- | schluß an solche „Auseinanderset- " KB/Gruppe Hamburg 


Notizen zur Chile-Kampagne des KB in Hamburg 


Im ‚Abend des 1. Okt. haben 


m 23. September ließ sich | Mord, ‘der Peron allerdings nicht | gen, weil die Jugend Perons erste 
Juan Peron zum neuen Präsi- | beunruhigte. Und auch die zahl- | Regierungszeit nicht mehr direkt 
jenten Argentiniens wählen. | reichen Überfälle auf linke Partei- | erfahren hat und ideologisch nicht 

Er kündigte an, mit einer büros, der Bombenanschlag auf das | so fest an ihn gebunden it 

chen Revolution, einer Revolution. | Büro der linken Zeitung „Militanci Ernesto Guidice, ein führender Die Nr. 4 der „Kommuntsa- | wicht. um ihren Anhang bei der 

mens, | im Buenos Aires, gefährden offenbar | Funktionär der revisionistischen/KP Sem Volkszeitung” {KVZ) des | Stane® zu halten, Un Ihren SIndiR: 

ee Sehernet im Landen | Perons „friedliche Revolution" und | Argentiniens, fühlte sich jedenfalh ÄKgw enthielt einen Artikel über. | \29 zu bewaben, „en geht Meran I 

sorgen zu wollen (,. sn konale Einigkeit” nicht. | genötigt, eine Warnung über die # einen Streik von 100 Kollegen bei | Unserer Politik“.) Ganz auf dieser 

Eine der ersten Solche” Terrorakte passen vielmehr | Radikalität der Jugendbewegungan & der Druckerei Sülter in Hamburg | Linie werden Zeitungen fiktlner 
Mafnahmen Perons war die Bildung | in sein Konzept: Zerschlagung der | Peron zu richten: „Peron hat der E für 50 Pfg. mehr pro Stunde „Betriebszeilen" (Zellen ‚am Be- 


Zum Sülter- Streik” des KBW | Betrieben „verankert“ ist. (Dies ist 
für die Hamburger Führer des KBW 


eines Sozialpaktes zwischen Reg: gesamten Linken in Argentinien, | Jugend eine Revolution versprochen, # was natürlich nieht stimmtel! Br trieb! — z.B. Reichhold-Chemie) 

Alla und Gewerkschaften, der der | die den Kampf gegen seine Ideolo- | Wenn er die Gesellschaft nicht 5 hat überhaupt keinen Streik sege herausgegeben usw. Dabei stört es 

Arbeiterklasse nach einer einmaligen | gie und Demagogie aufgenommen | schnell und grundlegend verändert, & ben! die Führer des KBW wenig, wenn 

Lohnerhöhung von 17%einen Lohn- | hat. Wird die Juzend es tun, mit ihm 8 Kollegen in der Hansarischen | ie durch diese „Poliuik“ das Ge- 

stopp auf zwei Jahre brachte. (Die Uhke Mehrheit des argentinischen | Oder ohne ihn." („Spiegel“, 1.10.) # Druckanstalr lasen in einer auf dem | schäft der Reaklonlie Im Deine 

Inflationsrate betfug zu dem Zeit- |" Volkes bringt Peron allerdings im Bunt zuerwarten daß sich Peron # Tisch liegenden Zeitung aungerech | Stieichtern, die Kommunisten Ins 

eh BO%t).Dunk dieser Garantie | mernoch Vertrauen entgegen, das | zunchmend vor der gesamten Ar- | ner diesen Artikel mit Interesse und | Krane, als Spinfer und Lügner 

Dank erschärften Ausbeutung der | auch durch seine jüngsten Maßnah- | beiterklasse und-dem Volk entlarvi diskutierten kurz darüber. Vom zustellen. 

au enlase. kann die argentini- | men noch nicht wesentlich erschüt- | und daß sich die Klamenauein- | KBW erfuhren sie allerdings nie, 

else ihre Konkurrenz. | tert it, (Peron erhielt bei der Wahl | andersetzungen in Argentinien wei- # daß diese Meldung falsch wer 

fühigkeit stärken und ihr Bemühen | über 61% der Stimmen, die sozial | ter zuspitzen. Es kommt dabei de Der KBW, von einigen Sütter | Ein Brief aus Chile 

fange türen und en | ie Tot. | mufan.daßde inkenundkommu- | Kollegen auf diesen Uni auf 

den USA unabhängige — Positionen | schrittlichste der offiziellen polit nistischen Kräfte die Lösung der Smerksam gemacht, legte nur bei ie geben hier I folgenden 

ehe und der Welt vor. | schen Parteien in Argentinien ist, | Massen vom Peronismus — der Ide-  Sülter der K VZ"ein Berichtigungs ea een 

antreiben; die Kosten dafür zahlt | erhielt dagegen nur etwa 1,5%.) | ologie vom dritten Weg zwischen # Aiatr dei, mir dem Inhalt, daß auf en he 

die Arbeiterklasse Im Augenblick ist es hauptsäch- | Sozialismus und Kapitalismus Be ergeslicher Sohwlertgheisen. | un Veteran Bla 
A ichen Revolution | lich die Jugend, die Peron keinen | vorantreiben und daß sich eine Sin der telefonischen Übermittlung | linkssichenden - Schwester erhielt 

ee peron aber nicht | Vertrauensvorschuß mehr gibt, son- | Kraft herausbildet, die die Arbeiter- # Jon Hamburg nach Mannheim eine | Die Schwester Ist zur Zeit in Chile 

N elene Sanierung | Jam Ihn an seiner aktuellen Politik | klase In den zu erwartenden Kämp- $ jalsche Information in die Zeitung | unsissig und wird vom BRD-Staat 


der Bourgeoisie (Springers reaktio- | mißt — wohl nicht zuletzt deswe- | fen organisieren und führen kann. ä gekommen sei 
näre „Welt“ bescheinigte ihm bereits Ukngebliche. „Schwierigkeiten. in 
eine „wirtschaftlich glückliche Eder telefonischen Übermittiung‘ 
Hand"), sondern auch in besonde- E können aber für Kommunisten nie 
tem Maße für politische „Ordnung der wahre Grund sein, begungene | Oh, uns gehts prima, Es gibt allen 
und Sicherheit”, So wurde bereits Fehler nicht vor der Branche bw. | (fast alles) in beliebiger Menge zu 
wenige Stunden nach dem Wahlsieg vor der gesamten Arbeiterklasse au | kaufen: Kaffee, Zucker, Öl, fein 
Perons die ERP (Revolutionäre Korn stes Fleisch, Butter usw, Und wer: 
Volksarmee) verboten, die nicht halb? Die Preise sind »0 Irre gestie 
nur erfolgreiche Guerilla-Aktionen Ein mit Euch ıympathisierender \ gen (Butter: 1/2 Kilo von 70 aucu. 
durchführt, sondern auch ansatz. Kollege von „Hanseatische Druck- | dos auf 534 eseudos/!!), daß halt 
weise in den Industriezentren der ansıalt“ — " nur die Reichen sich »0 etwas let 
großen Städte den politisch-ideolo sten können. Die Gehälter sind um 
gischen Kampf gegen.die Bourge- Kommentar der Redaktion 100 % gestiegen, die Preise von 
olsle und dem  Peronismus 4001000 %, Kin Paar Schuhe ko- 
fü Die Ermordung von Tatsächlich wird es sich wohl bei | ster jerzt 8000 encudon, ein norma- 
Jose Rucci, dem rechten General { der Zeitungsente in der,KVZ*über | ler chilenischer Lehrer verdient aber 
sekretär der peronistischen Gewerk den Sülter-,Streik“ weniger, um | nur 15-2000 eseudos (auf der Bank 
schaft (die der ERP angelastet wird £ Schwierigkeiten bei der telefon" | bekommen wir für 100 DM über 
aber ebenso eine (aschistische Pro- jchen Übermittlung” handeln, son- | 33000 encudon), wir leben also im 
wokation oder die Ausschaltung N dern darum, wie der KBW (in Ham- mer noch billig, Aber ich schime 
eines neben Peron zu mächtigen burg) sich seine „betrieblichen In- | mich ganz einfach, Butter zu kaw 
Mannes bedeuten kann), diente formationen“ besorgt: "Ohne selbst | fen, wenn die anderen Leute im 
Peron Ikommener Vorwand Einblick in das betriebliche Gesche- | Laden stehen und mich angucken. 
um eine radikale Säuberung der hen zu haben, nehmen diese Leute | Brot ist das Hauptnahrungumitiel 
peronistischen Bewegung durchzu jede „Scheißhausparole“, jede =.B. | des einfachen Chilenen. Das Kilo 
führen, nämlich „alle marxistischen A von echten Beuriebsräien zuge | not ist von 11 escudos auf 40 eucw 
Gruppen zu zerschlagen” („Welt”“ spielte „Infe jedes belle- | dos gestiegen, das kann sich so man 


Währung entlohnt, 


1.10.) bige Kneipengeröcht für bare Mün- | cher nicht mehr leisten. Und die 
Den Tod Ruccls bezeichnete 16, um es dann — ungeprüft — als | Teuerungen gehen welter, 
Peron als den „Tropfen, der das allerneueste Information in ihrer Dies ist auch ein Aspekt der 


HIRTuim Chen ya. br mumae Pr a Anmunen vr sn ehr | | ren cn | 1 de hehe Me 


hksia Poronisten Schllareien, wobel es zahlreiche Tote und Vortatzte | 1“ LOHR, IN sr: INil für die die chilenischen Militärs bei 


Mitglied der linken peronistischen Uhr schen Anhängern an der uns von CDU-Politikern, Springer 
vor allem unter der Iinken peronistiehen Jugend — gab. Bild: Beoräbalu zu, Uni zu beicgen, daß und ähnlichen miesen Kreaturen 


Jugend, Enrique Grinberg, durch 
mehrere Schüsse umgebracht — el schon ganz dick in den Hamburger | bewundert werdey " 
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Die ichte” 


Insbesondere die Besetzung der 
CSSR im August 1968 und die mil 
tärischen Provokationen der Sowjet- 
mevisionisten an der chinesischen 
Grenze (Überfall auf die chinesische 
Insel Dscheobao im März 1969 u.a.) 
weranlaßten die KPCh, ihre Haltung 
jenenüber dem Sowjetrevisionismus 
zu ändern. Während in der ersten 
Phase der Polemik gegen den Sow- 
jetrerisionismus (bis etwa 1963) die- 
ser als ein vom rechten Weg abge- 
kommener, aber vielleicht beiehrba- 
rer Freund behandelt wurde, galt er 
in der zweiten Phase (etwa bis 1968) 
als Verräter, der sich dem US-Impe- 
nialismus als Komplize mit minderen 
Rechten verkauft hätte. Nunmehr 
(weit 1968) wurde er als dem US-Im- 
perialismus gleichwertige imperiali- 
stische Macht betrachtet, die mit 
‚diesem zusammenarbeitet, während 
ie gleichzeitig im Konkurrenzkampf 


sr 
FEDER die Somerrerisiont 
sten und die US-Imperilisten ihre 
Zusammenarbeit intensivieren, be- 
kämpfen sie sich auch auf der gan- 
zen Welt im Bereich des Milltärwe- 
sens, der Politik und der Wirtschaft 
Immer heftiger, In Europa, dem Na- 
hen Osten, Afıika und anderen Ge- 
bieten der Welt intrigieren sie gegen- 
einander und verdrängen sich gegen- 
seitig im Ringen um Rohsioffe, 
Märkie, Vasallenstaaten. strategisch 
wichtige Gebiete und Einfiußsphä- 
ren. Sie machten jeweils, sich in die 
Einflußuphäre des anderen kinei 
drängen, um ihm das Wasser abzu- 
raben.“ (35) 


Hierfür wurde später der Begriff 

der „Supermächte” verwendet, und 
zwar, wie. es scheint, erstmals yon 
‚Tschou En-Iak (der auch den Begriff 
‚des „Sozialimperialismus“ erstmals. 
‚öffentlich vorbrachte — vgl. Teil 1) 
am 14. Juli 1970 im Gespräch mit 
einem französischen Journalisten. 
Tschou sagte in diesem Zusammen- 
hang u.a: 

„Obwohl China und Frankreich 
unierschiedliche Gesellschaftssyste- 
me beziizen, ist beiden die Unabhän- 
‚gifkeit teuer, und wir bekämpfen 
Kontrolle und Intervertion von Sei- 
ten der Großmächte. Heute gibt es 
auf der Welt ein oder zwei „Super“ 
Mächte, die stets versuchen, mit Ge- 
‚andere zu überwältigen, die 


der ‚rmächte“ einseitig über- 
1 Ga ale In er weh- 

ienden Widersprüche einseitig 
auf den „Kampf gegen die Super- 
mächte“ reduziert werden. Das wird 
beispielhaft deutlich an der Behaup- 
tung Tichou-En-lais auf dem X. 
Parteitag der KPCh(August 1973): 
„Das Ringen der USA und der 


RL Fr 
und $o- | rier 
‚werden können. | 


zialismun 

"Dabei ist es doch kein Geheimnis, 
daß die Sowjetunion und andere 
revisionistische Länder 2.B. Vietnam 
recht beträchtlich finanziell und ma- 
teriell unterstützt haben, was für 
den (zumindest vorläufigen) Sieg 
über den US-Imperialiimus sicher 
nicht völlig bedeutungslos war. 
Ebenso gewährte die Sowjet- 


Mchrere Tage hindurch demonstrierten Schanghaier 


Arbritermassen, die eine 


ruhmreiche Tradition des 


antiimperlalistischen Kampfes besitzen, eindrucksvoll, 

Sie sprachen der feierlichen" Erklärung des großen 

Führers Vorsitzenden Mao ihre entschlossene Unter- 
tzung aus und waren entschlossen, den K: 

Völker der/Welt gegen den USA-Imperit 

konkreten Taten entschieden zu unterstützen. 


aus PEKING-RUNDSCHAU 22/1970 


Mächte, die stets versuchen, mit Ge- 
welt andere zu überwältigen, die 
Kleinen und Schwachen zu tyranni- 

sieren und miteinander um die Welt- 

hegemonie zu ringen.” (36) 

Es war sicher kein Zufall, son- 
dern gezielt, daß Tschon En-lai diese 
Meinung gerade gegenüber einem 
französischen Journalisten 
vorbrachte. Frankreich war eines 

jor ersten imperialistischen Länder, 
das 1964 diplomatische und relativ 
freundschaftliche Bezichungen zur 

VR China aufnahm, und das - nach 

einer vorübergehenden Trübung der 

Beziehungen während der Kultur 

revolution — in Chinas neue „dipl 

matische Offensive" einbezogen 
wurde, 


‚Techou-Eih-Lai macht hier bereits 
den später gegenüber umittelgroßen"” 
Imperialistischen Ländern allgemein 
praktizierten ‚Eehler, den gewöhn 

‚hen Konku 


ine Impenil 
se, die selbst. an der Kontrolle und 
Unterdrückung anderer Völkertspe- 
ziell in Afrika) weilhat, wird zum 
Kämpfer gegen die „Kontrolle der 
Großmächte" erklärt. Auf denelben 
Linie Ing er, dab Mao-Tee-tung im 
November 1970 dem verstorbenen 
Politiker De Gaulle in einem Bei 
Neidsnchreiben an desmen Witwe „auf- 
richtige Hochachtung” zollie als 
einem unbeugsamen Kämpfer gegen 
chistische Angression und zur 
tigung der nat 
hängigkeit } rankreich 
Die praktische Kehrseite dieser 


mm) 
m N 


Nehmen wir die Sache einmal 
konkret, wzeigt sichz.B. 

Der Vietnamkrieg entstand nicht 
durch „das Ringen der Supermächte 
um Hegemonie", sondern durch 
einen Angnift des US-Imperalismus. 
gegen die nationale Befrelungsbewe- 
zung. Ähnliches gilt für Laos und 
Kambodscha. 

Der Nahost-Konflikt entstand 
nicht durch das „Ringen der Super- 
mächte um Hegemonie“, sondern 
‚durch die Gründung und Expansion 
des vom U$-Imperialismus prote- 
‚glerten zionistischen Staates in die- 
ser Region. (39) 

Der indisch-pakistanische Kon- 
Mikt entstand nicht durch das 
„Ringen der Supermächte um He 
gemonie", sondern bereits nach dem 
II, Weltkrieg als Erbe der britischen 
Kolonialpolitik 

Weitere Ursachen für „Unrube in 
der Welt” sind 2.B. faschistische Un- 
terdrückung, wie in Griechenland, 
Chile u.a. oder das Streben der west 
europäischen Imperialisten nach Um- 
verteitung der Einflußsphären zu 
ihren Gunsten 

Die Methode dagegen, praktisch, 
alle Probleme der Welt ausschließ- 
lich oder fast ausschließlich den 
‚Supermächten”(d,h. zu gleichen 
Teilen den USA und der Somjet 
union) anzulasten, ist umplifizierend 
und unwimenschaftlich, trägt weder 
der hi hen Entwicklung der 
‚rem konkreten 
ver Komplexi 


Theorie der 


union u.a. Ägypten und Syrien um- 
fangreiche militärische Hilfe (wie 
auch Hilfe anderer Art), offenbar 
auch noch während der jüngsten 
Kämpfe, während sich solche viek- 
gepriesenen „Kämpfer gegen die He 
gemonie der Supermächte“ etc, wie 
der Libyer Gadafi als Maulhelden 
erwiesen. Selbst die palästinensische 
Befreiungsbewegung erhält Hilfe aus 
der Sowjetunion und anderen rev 
sionistischen Ländern. Für die pa 
listinensische Befrelungsbewegung 
ist wohl auch der Unterschied nicht 
unerheblich, daß der BRD-Imperia- 
llsmus Israel massiv unterstützt, mit 
‚dem Zionismus eng verflochten ist, 
Paldstinenser ausweist etc., während 
die DDR ausgewiesene Palästinenser 
ufnimmt, ein Büro der PLO (Dach 
organisation des palästinensischen 
Widerstandes): in Berlin/Hauptstadt 
det DDR eröffnen läßt u.a.m. 
Zweifellos verbinden die Sowjet 
revisionisten mit ihrer Hilfe stets 
den Yars 
‚z 
des 


Sinne einer Unt 
‚Konflikt- Herdes” 


fe Demokratische Re 
publik Vietnam, eine revolutionäre 
Bewegung wie die sikvietnameni 
sche FNL, stehen diesem Einfluß 
gegenüber "zweifellos stärker da 
(im Sinne der Ausnutzung der Wi 
rüche zwischen US-Imperialismus 
und Sowjetrevisionimus für eine 
selbstständige revolutionäre Politik) 
als büngerlich-nationalistische Regie 


rungen vom Typ Ägyptens oder Sy- 


Ei ‚ur Unterordnung 
troffenen unter den Sowjetre- 
n unter den 


us. Andernfälls müßten die 
DRV, Gi FNL, die palistinens- 
re e 
zw. fe 


noch den westdeutschen Super,.Lin- 
ken” gekommen ist, bzw. jedenfall 


noch nicht ‚m wurde 
(außer von di die 
ion" 


schen). 


Die Analyse der KPCh 
Yiderspruch zw n- 
u us 

Tund seiner Ausnutzbarkeit für den 


fevolutionären und anti-imperialist- 
‚schen Kampf) nicht Rechnung. Das 
ist der Grund, warum die KPCh in 
dieser Frage nicht übereinstimmt 
mit sozialistischen Staaten wie Viet- 
nam und Korea oder nationak-revo- 
lutionären Befreiungsbewegungen in 
Palästina, in den afrikanischen Ko- 
Ionien Portugals u. a., die Hilfe von 
der Sowjetunion und anderen re- 
visionistischen Ländern erhalten, 


Alte © Impenaiamun anene 


Bier Senuereenenn ande: 


g Ihrer 


Pobalen..Widersprüche_ mit. 
eulgegengesetztenK räften verbünden: 
Uhr der Us-Imperutsmut 
überall mit. Reaktion, Konterrevo- 
Iuion und Imperialismus zusammen 
geht, unterstätzt der Sowjetrevisio- 
nismusgezwungenermaßen in gewis- 
scm Grad zahlreiche anti-imperili- 
stische Staaten und nationale Be- | 
{reiungsbewegungen. Eben deshalb 
können die revolutionären Völker 
diesen Widerspruch zu ihren Gunsten 
ausnutzen. Indem die KPCh jedoch 
alle Konflikte und Widersprüche 
auf das „Ringen der Supermächte 
um Hegemonke“ reduziert, setzt sie 
faktisch die Unterstützung des US- 
Imperialismus für Reaktion, Expan- 
sonlsmus etc. whlicht gleich 
mit der sowjetischen Unterstötzung 
für ant-imperialstische Regierungen, 
nationale Befreiungsbewegungen etc. 
Eine solche Sicht der Dinge geht 
an der tatsächlichen Politik des 
Sowjetrevisionismus und einer kom 
munistischen Kritik an ihr vorbei. 
Sie geht nicht von einer umfasenden 
Sie gcht nicht yon einer umfassenden. 
Analyse der Widersprüche in ihrer 
Vielfalt und Allseitigkeit aus, son- 
dern ersetzt sie durch das primilive 
Schema „Supermächte contra Rest 
der Welt”. Ein solches Schema ist 
für die revolutionären Kräfte un- 
brauchbar, während es offensicht- 
lich den verschiedensten „kleinen 
und mittelgroßen“ Imperialisten, 
Reaklionären, Antikommunisten de 
maßgeschneidert ist 


„Genauso wie einige and 
deutschland aufs vgf 


eines Gesprächs mit F.J, Strauß.) 


westeuropäische Su 
ohne Zusammenschluß und Kinigkeit W. 
würde es für Westdeutschland sehr schwierig sein, In der heutigen Well 
vollkommenes Mitspracherecht zu erhalten. 

(aus dem Artikel „Westlich vom Eibe-Fluß" der Pekinger „Renmin Ribao“ 
vom $.Juli 73— das Foto zeigt chinesische Journalisten im Mai 73 während 


Sonderrolle des westdeutschen 


und japanischen Imperialismus 


Zu einer Zeit, wo die chinesische 
Außenpolitik bereits imperilistische 
Staaten wie Frankreich als Kämpfer 
gegen die „Kontrolle der Großmäk 

te” begrüßte und allgemein den „Zu- 
sammenschluß der kleinen und mit- 
telgroßen Länder gegen die Super- 
mächte“ propagierte, wurden die 
imperiaistischen Staaten BRD und 
Japan immer noch in einer besonde- 
sen Weise behandelt. Das ist schr 
aufschlußreich im Vergleich zur 
aktuellen Politik der KPCh 
gegenüber diesen Staaten, und wir 
wollen an dieser Stelle kurz an die 
damaligen Einschätzungen erinnern. 


a)aRD 

Eine umfassende Einschätzung 
got der Artikel „Wille Ambitionen 
der militaristischen Kräfte West- 
deutschlands“ in PR 29/69. Sie 
it ich in folgenden Punkten zu, 
1) „Deutschland war die Brut- 
stätte zweier Weltkriege. Zur För- 
derung seiner Aggremions und 
Kriegspolitik hat der USA-Imperia- 
lismus seit Ende des Zweiten Welt- 
krieges die westdeutschen militari- 
stischen Kräfte energisch unterstützt 
und gepflegt, Westdeutschland in 
ein Werkzeug für seine Kontrolle 
über Westeuropa und seine Aggtes- 
sion gegen Osteuropa verwandelt.“ 
2) „Um ihre territorialen Expan- 
sionsabsichten und den Traum von 
einem „Großdeutschen Reich“ zu 
realisieren, haben die westdeutschen. 
regierenden Kreise Bemähungen um 
Aufrüstung und Kriegsvorbereitun- 
‚gen während des vergangenen Jahr- 
zehnts oder länger unternommen.“ 
Gegenwärtig „hat die westdeutsche 
Monopolkapitalistenklasse das Tem- 
po ihrer Aufrüstung und Kriegsvor- 
bereitungen beschleunigt, um sich 


„Die westdeutsche Regierung 
verschärft ihre faschistische Herr- 
schaft im Inland.“ 

Entsprechend wurde im Septem- 
ber 1970 der westdeutsch-sowjeti- 
sche Vertrag (Moskauer Vertrag) 
kommentiert: „Der Vertrag ist eine 

sche Vertrag (Moskauer vertrag) 
kommentiert: „Der Vertrag ist eine 
Ermunterung und Schützenhilfe für 
‚den westdeutschen Militarimus.” 
Die BRD sei „bereits zur Hauptkraft 
des aggressiven NATO-Blocks gew. 
den.“ Sie habe „niemals ihre revat 
chistische Expansions- und Agzres- 
sionspolitik aufgegeben.“ 

„Die Bedrohung des Friedens 

und’ der Sicherheit in Europa durch 


'n empfinde Wer 
m 


’ 


»gression im Ausland betrieben.“ 
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sich nicht Im geringsten. gemildet, 
sondern immer mehr verschärft." 
Die „Neue Ostpolitik“ der Re 
sierung Brandt wurde so charakterk- 
siert: „Das Wesen dieser Politik be- 
steht darin, aufgrund der gegenwär- 
tigen Interemen dor Monopolbour- 
geoisie Westdeutschlands mit nach 
Taffinierteren und. hinterhältigeren 
Mitteln der friedlichen Infiltration 
die Ambition der westdeutschen 
Monopolbourgeoisit nach Exp 
sion und Aggression in Osteuropa 
zu verwirklichen.“ (40) 
Im Juli 1972 besuchte mit 
Schröder einer der Hauptvortreter 
des BRD-Imperialismus die VR Chi- 
na, um als Schrittmacher für intensi- 
vere Beziehungen zwischen beiden 
Ländern zu wirken. Es folgte der 
Besuch von Außenminister Scheel 
im Oktober 1972. Boi diesem Anlaß 
sagte der chinesische Außenminister 
DikPengfe u. 
„Mirsind zwar zweiStaaten mitun- 
terschledlicher Ideologie und Gesell- 
schaftsordnung, aber dies hindert 
uns nicht daran, Gemeinsamkeiten 
zu finden. Beide Seiten drücken ihre 
Mißbilligung für Machtpolitik und 
Hegemoniebestrebungen aus und 
sind der Ansicht, daß die Beziehun- 
gen zwischen den Staaten auf d 
Fünf Prinzipien der friedlichen Ko- 
existenz beruhen sollen.“(41) 
Der BRD-Imperialismus als 
ipfer gegen „Machtpolitik und 
jegemoniebestrebungen““ — das ist 
'eine Umkehrung der früheren kor- 
rekten Einschätzung des Charakters 
des BRD-Imperialismus. Es liegt in 
der Logik der Dinge, daß später die 
chinesische Presse mehrfach Außer- 
ungen von BRD-Politikern(speziell 
CDUJCSU)‘gegen die Sowjetunion 
als Einsichten „weitsichtiger west- 
deutscher Freunde“ etc. nachdruck- 
te, obwohl sich in diesen Außerun- 


rismus, der mit „Warnungen vor 
der russischen Gefahr“ etc. seit ch 
und je seine eigenen aggressiven 
‚Absichten tarnt. (42) 


b.) Japın 
Der japanische Imperialismus 
spielt eine dem BRD-Imperialiimus 


umpen 
Der japanische Imperialismus 
spielt eine dem BRD-Imperialismus 
vergleichbare Rolle in Ostasien, nur 
daß er wegen der Nähe von der 
KPCh als noch bedrohlicher behan- 
delt wurde. 

Eine gute Zusammenfassung der 
Einschätzung des japanischen Im- 
perialismus gibt der Artikel „Nieder 
mit dem wiederbelebten japanischen 
Militarismus“ vom September 1970: 
Er zeigt folgende Punkte auf: 
1.) „Einige Finanzmagnaten, einst 
Draitzieher des ‚militärischen Haupt- 
quartiers® der japanischen Faschi- 
sten, haben ihre verlorenen Posi 
tionen bereits wiedererlangt.“ 

2) „Der japanische Militarismus 
ist wieder aufgerüstet worden.“ 

3.) „Die militaristischen Kräfte ha- 
ben’die militärische und politische 
Macht in Japan wieder in die Hand 
genommen.“ 

4.) „Die herrschende Clique Japans 
beschleunigt die Faschisierung des 
politischen Systems.“ 

5.) „Das japanische Monopolkapital 
hat fieberhaft Expansion und Ag: 


6) „Der japanische. Militarismus 
hat offen die zu unserem Territo- 
rum gehörige Provinz Taiwan und 
Korea in seine Einflußsphäre einbe- 
Bi 
7.) „Die japanischen Militaristen 
dienen dem USA-Imperilismus ak- 
tiv als ‚Gendarm in Asien‘ und 
Sklaven,aufscher‘ und versuchen 
‚damit, wieder über Asien zu herr- 
schen,“ 
8.) „Die japanischen Militaristen. 
tun Ihr Möglichstes, sich Vorwände 
für Truppenentsendung nach dem 
Ausland zu schaffen.“ 
9.) „Die herrschende Clique Japans 
arbeitet energisch an det Schaffung 
einer konterrevolutionären Öffent- 
lichen Meinung für einen Aggres 
slonskrieg .." (43) 

Nachdem im Juni 1972 „unt 


und von Persönlichkeiten in der re 
yierenden Partei und den Oppon 
tionsparteien” (44) der japanische 
Ministerpräsident  Sato zurücktre 
ten mußte, verbesserten sich die 
chinesise 
sch. Der neue Ministerpri 
'Tanaka ließ alsbald erkennen, daß 
er für eine „Normalislerung der Be- 


für den sofortigen Rückzug all rer 
bewaffneten Streitkräfte von dem 
chinesischen Territorlum, der Pro- 
vinz Taiwan, und vondem Raum der 
Talwan-Straße, und baut alle ihre 
militärischen Einrichtungen in der 
‚Provinz Taiwan ab. Zweitens, die 
US-Regierung stimmt zu, daß China 
und die Vereinigten Staaten ein Ab- 
'kommen über die fünf Prinzipien 
der friedlichen Kosxistenz schlie- 
‚Ben. Aber in den vergangenen 13 
Jahren weigerte-sich die US-Regie- 
rung fortwährend, ein Übereinkom- 
men mit der chinesischen Regierung 
über diese zwei Prinzipien zu errei 
‚chen, spannte den Karren vor den 
Gaul und begann ein Feilschen um 
nebensächliche Fragen. Die chine- 
sische Regierung hat der amerika 
nischen Seite wiederholt klar und 
deutlich gesagt, daß die chinest- 
sche Regierung niemals die Prinzt 
’pien verschachern wird. Wenn die 
amerikanische Seite mir Ihren au 
igenblicklichen Praktiken fortfährt, 
kann, was auch kommen mag, kein 
Resultat durch die chinesischamer+ 
kanischen Gespräche auf Botschaf- 
terebene erzielt werden, ganz gleich 
welche Regierung das Amt in den 
Vereinigten 

(48) 


Nixons nach China brachte = 
her 


Michiicher Fragen", wie „Wissen- 
schaft, 
Zeitungswesen, in denen Kontakte 
und Austauschprogramme von Volk 
zu Volk von gegenseitigem Nutzen 
sein würden? sowie über „bilateralen 
Handel als einen weiteren Bereich, 
aus dem gegenseitiger Nutzen gezo- 
‚sen werden kann” (49); Tschou En- 
ai sprach auch davon, daß „die Tür 
zu 

‚dlich geöffnet worden” sei (50). 


zipiellen Fragen — Talwan und {ried« 
liche Koexisten: 
bindlichen Abkommen. 


ziehungen mit der Volksrepublik 
China” wirken wolle (49). 

Im September 72 besuchte Tans-, 
ka China. Diplomatische Bezichun- 
‚gen würden aufgenommen, und die. 
VR China verzichtete „im Interesse 
der Freundschaft zwischen den öl 
kernChinas und Japans“ auf die An- 
sprüche auf Kriegientschädigung von 
Selten Japans (46) 

Die chinesische Presse schrieb, 
dazu u.a.: „Trotz der unterschied- 
lichen Gesellschaftsordnungen Kön- 
nen China und Japan ohne wei 
in Freundschaft nebeneinand 
ben. Solange man im Geiste der ge- 
‚genseitigen. Verständigung das. Gi 
meinsame in den Hauptpunkten 
sucht und die weniger wichtigen. 
Differenzen bestehen läßt, können 
die _ verschiedenartigen Probleme 
zwischen den beiden Ländern 
1öst werden ... Die Herstellung und 
die Entwicklung gutnachbarlich- 
freundschaftlicher Beziehungen zwi- 
schen China und Japan werden zwei 
fellosviel zur Entspannung der Lage 
in Asien und zur Wahrung des Welt- 
friedens beitragen. (47) 

In diesem Sinn hat die VR China 


offenbar seither auf 
panische 
1 Unterstützt sie z.B, 


die japanische Forderung nach 
„Rückgabe“ einiger von der Sow- 
jetunion 1945 besetzten Inseln 
‚Ördliche Territorien“) und 
mt japanische Äußerungen Über 


eine angebliche militärische Bedro- 
hung Japans durch die Sowjetunion 
auf, 


Reise Nixons nach China 


Zwischen der VR China und 
den USA fanden seit vielen Jah- 
sen Gespräche. auf Botschafter 
Ebene statt, Dazu gab das chi 
nesische Außenministerium am 
26. November 1968 eine Erklä- 
Fung ab, in der esu.a, hie 

„In den letzien 13 Jahren hat 
die chinesische Regierung bestän- 
dig an der Befolgung zweier Prin- 
zipien bei den chinesisch-amerika- 
nischen Gesprächen auf Botschafter- 
ebene festgehalten: Erstens, die US- 
‚Regierung übernimmt die Garantie 
‚für den sofortigen Rückzug all ihrer 
bewafimeten Streitkräfte v 
inc 


Staaten dbernimmt.” 
Die YR China piegpsh.nihk 
den Prinzipien 


‚au,machen. Die Reise 


ıs in diese; 
en. 
Bei den Gesprächen mit Nixon 


esum eine ganze Reihe „neben- 


Technik, Kultur, Sport und 


freundschaftlichen Kontakten 
Jedoch kam es in den zwei prin- 
1 


— uk 


„Gemeinsamen Kommuni- 


und gesicherter Friede in Asien”, 
„individuelle Freiheit und Forte 
Schritt aller Völker der Wei", 
„Es sollte den Völkern Indochinas. 
&rlaubt sein, Ihr eigenes Schicksal 
ohfte Intervention von außen her zu 
bestimmen“ (51) etc. — im selben 
Moment. schon widerlegt durch die 
tatsächliche Politik des US-Imperis- 
amus in Indochina u.a 

In der Talwan-Frage gab die US- 
Regierung. folgende Erklärung ab: 
„Die Vereinigten Staaten kommen 
zu der Brkenninis, daß alle Chinesen 
auf beiden Seiten der Taiwan-Straße 
din Standpunkt verireten, daß es 
nur ein China gibt und Taiwan ein 
Teil Chinas ist, Die Regierung der 
Vereinigten Staaten erhebt keine 
‚Einwände gegen diesen Standpunkt. 
Sie versichert nochmals Ihr Interesse 
an einer friedlichen Regelung der 
Tatwan-Frage durch die Chinesen 
selbst. Mit Rücksicht auf diese 
Aussicht bestätigt sie ihr Endziel 
des Abzuges aller US-Streitkräfte 
‚und -Militäreinrichtungen aus Tal- 
wen. Inzwischen wird sie mit der 
Minderung der Spannungen in die- 
sem Gebiet schrittweise Ihre Streit- 
kräfte und Militäreinrichtungen auf 
Taiwan reduzieren.“ (52) 


Da auch die Tschlang-kaktshek- 
Clique auf Taiwan behauptet, daß 
es „nur ein China” gibt und „nur 
eine chinesische Regierung” (näm- 
lich die Tschlang-Clique, die eines 
"Tages die „Rückkehr aufs Festland” 
bewerkstelligen will) hat ich die US- 
Regierung mit dieser Erklärung gar 
nichts vergeben und auch durchaus 
‚nicht „den Standpunkt der VI 
{China Zur Taiwan-Frage anerkannt 
*(eine Behauptung, die Lrotz ihrer 
'handgreiflichen Absurdität immer. 

Kommunistischen” Zei- 
tungen herumspukt). 

Im Übrigen ist es purer Zyni 
mas, wenn die US-Imperialisten, die 
‚Taiwan militärisch besetzt halten 
davon reden, daß die Taiwan-Frage 
„durch die Chinesen selbst” gere- 

It werden müsse. 


„noch trügerischer und ge- 
fährlicher alsder Imperialismus 


fährlicher als der Taehane 
alten Schlages” 


Nach dem Besuch Nixons 


in China, iffe gegen 
de; und vor 
leı ‚die Person Nixon merk. 


ci 
Aare die Par Bann! 


am 11. September 


Zum Teil waren extrem oppor- 
tunistische Meinungen zu hören, 
wie in den folgenden Ausführungen 
von Fu Dsuo-yi, Stellvertretender 
Vorsitzender des Ständigen Aus- 
schusses des Nationalen’ Volkskon- 
gross der VR China: 

„Mit einer falschen Binschät- 
zung der Weltsituation vermehten 
die Vereinigten Staaten In den 
Soer und 60er Jahren verzeblich, 
China ‘einzudämmen’ und die Ve 
einigung unseres Vaterlandeı zu ver- 
hindern. Am Ende fanden sie sich 
aber international mit zahlreichen 
Widersprüchen konfrontiert und 
steckten sowohl im Inland als auch 
Im Ausland in Schwierigkeiten. Ni 
‚xon hatte den Mut, den Fehler einer 
"Eindämmung' Chinas zu erkennen 
und zu begreifen, daß, nur wenn die 
Vereinigten Staaten die normalen 
Beziehungen zu China wieder he- 
stellen und auf der Basis der fünf‘ 
Prinzipien friedlich mit Ihm zusam 
menleben, der Frieden im ailatlsch“ 


pazifischen Raum und auf der Welt 
‚gewahrt werden kann. Er beschloß 
deshalb, die Politik der Vereinigten 
Staaten gegenüber China zu ändern, 
‚Dadie Vereinigten Staaten den Frie- 
den im arietisch-pazifischen Raum 
und auf der Welt wahren wollen, ist 
es für ste unmöglich, ihre Beziehun- 
‚sen mit China nicht zu normalisie- 
ren und nicht friedlich mit China 
Zusammenzuleben ..." (54) 

Diese Äußerung steht allerdings 
— jedenfallsgilt das unseres Wissens 
für im Westen bekannt gewordene 
‚Äußerungen — einmalig dar. 

Immerhin scheint sichin der Zeit 
nach dem Besuch Nixons - und be- 
sonders nach der formalen Beendi- 
gung des US-Krieges in Vietnam 
und nach dem Konflikt um Ostpa- 
kistan (,„Bangla Desch”) — in der 
KPCh die Auffassung durchgesetzt 
zu haben, daß. sich ‚einerseits den. 
US-Imperialsmus in einer Phase 
des Niedergangs befinde und daher 
(zumindest im Moment) internatio- 
nal zum „Kürzertreten” gezwungen 
sei, während die Sowjetrevisionisten 
als aufstrebende imperialistische 
Macht eine Neuaufteilung der Welt 
mit allen Mitteln — einschließlich 
militärischer — anstrebten. 


So war jetzt häufig zu hören, 
der „Sozialimperlalismus” sei,der 
schlimmste Feind der Völker des 
‚ganzen  silasiatischen Subkonti- 
ments” (55), sei „noch betrügerk- 
scher als die Imperialistischen 
Michte alten Stils und daher noch 
gefährlicher” (56), „noch trügeri- 
‚scher als der Imperialsmus alter 
‚Art und deshalb noch gefährlicher” 
(57), „betrügerischer und gefährli- 
cher als der Imperialismus alter 
Art” (58), „ noch trügerischer und 
gefährlicher als der Imperialismus 
alten Schlages” (59). 

In den Artikeln „Warum es not- 
wendig ist, Weltgeschichte zu studio- 
ren” (60), „Nochmals, übers Stu- 
‚dium der Weltgeschichte” (61) und 


was Geschichte über den ka 
teren” (6D) von Schi 
die Tatsache 


sen veseizen a 
wiri 

‚herrscht, sind man- 
che imperilistischen Länder im 
Aufkommen begriffen, während an- 
dere sich dem Untergang nähern, 
und die ständige ungieichmäßige 


‚Entwicklung führt zu, heftigen Käm- 
um _die_Vorhei E Die 


1969 in Peking 


Welt nach ’Kapital® und 'Stärke'er- 
neut aufzuteilen, ist unausweichlich 
das Gesetz des Imperlaltımus.” 

(63) 

In dem Artikel „Der Imperialis- 
mus ist der Vorabend der sozialen 
Revolution des Proletariata” von 
Tschang Tjlän wird das in folgender 
Weise noch näher ausgeführt 

„Nach dem zweiten Weltkrieg 
waren die Vereinigten Staaten we- 
gen ihrer durch den Krieg aufge“ 
blähten politischen und wirtschaft“ 
lichen Stärke für eine gewisse Zar 
zum Oberherrn über die kaplta 
istische Welt geworden. Aber dies 
bedeutete nicht das Ende der Riva, 
tar. Die Ungieichmäßigkeit di 
wirtschaftlichen und politisch 
Entwicklung des 
kommt beonde 
der Länder mit dem mächtigsten 
Kapital zum Ausdruck, Bald fanden 
sich die USA vom Gipfel gestürzt 


schlounigte die-Ranepatenclique der 
sowjetischen Revionisten ihre Evo- 
hution. zum Sozlalimperlalismus, 

Den gleichen objektven Geserzer 
des Imperialismus unterworfen, ver- 
laßt sich. der Soziallmperlalismus. 
‚auf seine rapide anseschwollenen 
miltärischen Kräfte und nimmt am 
Imperialltischen Kampf um die 
Neuauftellung der Welt“ tell, 
wobel er versucht, wenn auch ver- 
geblich, eine Vorherrschaft über die 
ganze Welt zu errichten. $o entstand 
die gepenwärtige Situation, in der 
die beiden Mächte der Hejemonie. 
miteinander im Wettstreit stehen." 

64 — Hervorhebung durch AK). 

Die,Konkretisierung” dieser Th 
se führte tellweise zu recht absurde 
Schlußfolgerungen: 

„lm vergangenen Jahr (4 
AK) wurde die Position des ame 
rikanischen Imperialismus als Ober- 
'herr von Lateinamerika noch stär- 
ker erschüttert. Die andere Super 
macht (d.h, die Sowjetunion — AK) 
versucht, unter dem Aushängeschill 
der ‚Hilfe'in Lateinamerika Boden 
zu gewinnen..." (65) 

‚Oder im selben Sinne die Be- 
hauptung, daß. der „Sozialimpe - 
rialismus” „nach Infiltration und 
Expansion in Lateinamerika strebt 
und dabei die wacklige Position 
des amerikansichen Imperialismus 
als Oberherr in Lateinamerika aur 


mutzt...” (66) 

ierin ‚besonders 
lich die Fehlei 
= il des U: 


perialamus = hier auf einem Kos- 
Uncat. der fs völe von enbeia 
scher Reaktion und Faschismus und 
von den US-Monopolen beherrscht 
wird, 

Ein” anderes Beispiel ist ein ' 
Hsin-hua-Kommentar vom April 73, 
in dem es u.a. heißt, „eine Zei 
ang nach dem II. Welikrieg” sei der 
US-Imperialismus „der Oberherram 
Mittelmeer” gewesen. Nun jedoch | 
hätte die Sowjetunion nicht nur 
Marine- und Luftstützpunkte im | 


sen”, sondern ihre „Expansion” auf 
das westliche Mittelmeer ausge- 


ing einzukreben." (6) 


Tschou-En-lai behauptete auf 
dem X. Parteitag der KP Chinas im 
August 73 


„Gegenwarlig ut der Sowjerre- 
vislonismus dabei, "ein Scheinma - 
növer im Osten zu vollführen, den 
Angriff aber im Westen zu unter- 
‚nehmen‘, er intensiviert das Rin- 
sen in Europa und forciert seine 
Expanion dem Mittelmeer und dem 
Indischen Ozean zu." (69) 

Und im oben erwähnten Artikel 
„Der Imperialismus ist der Vor- 
Abend der sozialen Revolution des 
Proletarlats” heißt es zu diesem 
‚Thema; „Der Soztallmperialismus 
legt Lippenbekennmisse über "Frie- 
den und Sicherheit’ in Europa ab, 
vergrößert aber in Wirklichkeit per- 
sonell und materiell seine miltärt- 
sche Stärke in Europa und versucht 
alles, um Westeuropa mehr (? 1) 
unter weine Konmolle zu bringen. 
Viele europäische Länder haben die- 
se Ambitionen des Soriallmperia- 
Hamus entlarvt...” (70) 
Die about spekulatie 


ische Außer ii 
ee ee 
Le BET 
BAlRAICh"Schon apa ch 
wegen der „russischen Gefahr” sor- 
‚gen. Die VR Chins mahnt die im- 
porialistischen Staaten Westeuropas 
zur jachsamkeit.. gegenüber der 
Taktik gewisser Kräfte,., welche die 
Entspannung zu fördern vorgeben, 
a ann 
betreiben” (71), sie unteruützt 
„sie Anstrengungen der westeuropil- 
ischen Länder, auf dem Boden der 
‚ichberechtigung und des gegen- 
a 
schließen und stärker zu werden” 
(72), China ist der Meinung, daß 
die  westeuropäischen Staaten 
Recht haben 


und auf dem Wege des r apid« ie 
derganges, Zu diesem Zeitpunkt be: 


i 
\ 
{ 
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um ihre Unabhängigkeit zu sichern’ 
(73) wie os auch allgemein der An- 
sicht ist, daß „alch alle mittelgro - 
Sen und kleinen Länder der 

in einer Position mangelhafter Ver- 
teidigung befinden” (74) und dab 
‚daher für „eine große Zahl der kloi- 
nen und mittelgroßen Länder" die 
„gegenwärtige Aufgabe demzufolge 
nicht die Abrüstung, sondern die 
Stärkung ihrer Landesverteidigung 
(ist), um sich gegen Aggression und 
Unterdrückung von außen wehren 
zu können" (78). 


Be 


’* (Volkazitung) vom 5. Jun! 72 
Rivalitht der „zwei. Supermächte" 
„de eigentliche Ursache, werum für 
Mittelost-Frage fünf Jahre lang keine 


weiter zurückreichen. Im Übrigen sollte 
Nicht verschwiogen werden, daß die Sow- 
ietunion. unter Führung Stalins einer 


‚dazu auch den Artikel „Westlich vom 
‚Eibe-Fluß” der „Renmin Ribao“ vom 
298. und 5.7.73; deutsch in „Frank: 
furter Rundscha’vom 4.8.73. 


Yen Tea von 2872; Im 
47) „Neuss Kapitel in der Geschichte 


Ser chinesisch Japanischen Beziehungen! 
„Renmin_Riboo“ vom 30.9.72, in „PR” 


Rinon“ in PR 18/70 
54.) Rede auf einer Gedenkteier zum 
Aufstand der Bevölkerung der Provinz 
Taiwan vom 28. Februar 1947; Peking 
am 28.2.73 - in PR 10/73, 8. 17. Auch 
wenn dies Rec als taktlsch an die „na- 
riotischen Landsleute” auf Tahwen ge 
‚ichtet zu verstehen int, mutet ihr Inhalt 
doch veitsam on. 
65.) An den Prinzipien festhalten und 
für die Gerschtigkeit eintreten, Leitatl- 
kat der „Aenmin Ribao” vom 2B.8.72 — 
PR 3672,55 
56.) Für neue Siege kämpfen, gemeinsa- 
mar Leitartikel von „Renmin Ribao“, 
"und „„lefangjun 820°, 1.10.72 
PR 80172, 8.10. 
157.) Ya Djnıying, Mitglied des Politbö- “ 
role 206 dan KPCH In ier Rede wor 
‚einer Freundschaftsdelegation der albani- 
schen Streitkräfte am 6.11.72 — PR 
4572, 5.3 
158.) Li Oö-schenn, Leiter der Politischen 
auptverwaitung der VBA, am 11.11.72 


hua.— PR 18/73, 8. 18 
88.) Rede von Tjieo Guan-hua, Leiter 
‚der chinesischen UN-Delegation, vor der 
UNO (2.10.73) - PR 40/73, 5.13 

68.) PR 36:36/73, 8.23 

O3 PR 39173,8,7 

71.) Außenminister Dj Peng-ie am 7.1.73 
auf einem Bankett zur Begrüßung des 
italienischen Aufßenministers Medici — 
PR 273,5.3 

72. Außenminister Dji Peng-fe auf einem 
Bankett während seines Besuchs in 
Frankreich (10-14. Juni 73) -PR 28/73, 
Er 

73} Tichou Endal auf einem Bankett 
zu Ehren von Präsident Pompidou am 
119,73 — PR 37/73, 5. 11 — Tachou 
scheint in diesem Zusammenhang spezi- 
ei aut die französische atomare „Forca 
de Frappe” anzuspielen. 

74.) Tjao Guan-hua, Leiter der chinesi- 
schen UN-Deiogation, am 3.10.72 vor der 
UNO — PR 41/72, 8.11 - Aus dem Zu. 
sammenhang geht hervor, daß. hiermit 
„mitweigroße und kleine Länder” alle 
\ünder außer den „zwei Supermächten” 
gemeint sind, 

75.) Eine unrühmliche Schau. Kommen- 
tar der „Renmin Ribao” am 12.11.72 — 
PR 46/72, 8. 8 — dies geht nicht ganz 


weit wie das Zitat unter (74), ad ale 
„mittelgroßen und kleinen Länder” ein- 
zog. 


Jugendvertreter.Wahlen 
auf der HDW- 


m 18. Oktober wählten sich 
Kollegen der HDW eine 
neue Jugendvertretung. Ob-ı 
wohl die bestehende Jugendvertre- 
tung erst gut ein Jahr im Amt wi 
(übliche Amtszeit — zwei Jahre), 
wurden diese Wahlen erforderlich, 
da einige Jugendvertreter auslernten, 
baw. aus persönlichen Gründen aus. 
schieden. 

Die Bedeutung dieser Wahlen be- 
steht im wesentlichen darin, daß 
die Lehrlinge zu entscheiden hatten, 
zwischen zwei Linien in der gewerk“ 
schaftlichen Jugendarbeit, die hier 
‚offen zu Tage traten: 

=) Entwicklung der IV-Arbeit 
eng orientiert an den Interessen der 
Lehrlingen und «unter deren..Ein- 
beziehung in den Kampf zogen die 
ärmsten Feinde der Arbeitenugend, 
die Kapitalisten, um bessere Arbeits“ 
und Ausbildungsbedingungen. 
Gleichzeitiger Kampf in der Gewerk- 
"schaft gegen die Linie der Sozial- 
‚parinerschaft und deren Vertreter. 
Diese Linie wurde vom KB unter: 
uönzt. 
) Taktiererei als Hinzelkämpfer 
gegenüber den Kapitalisten und Ab- 
wiegelung jeglicher Kritik an der 
Gewerkschaftsführung bis zum of 
fonen Verrat und Denunzlation der 


Kritiker alı „Gewerkschaftsfeinde‘ 


Diese Linie wurde vol 
(SDAJ) unterstützt. 
Trotz massiven Eingreifens de 
Betriebsrats, der zunächst die Neu- 
wahlen zu verhindern suchte und 
schließlich die fortschrittlichen 
Kandidaten als „linkaradikale Cha- 
‚oten" diffamiere = und auch der 
DKP/SDAJ, deren Vertreter sowohl 
im Betrieb, als auch über die Be- 
triebszeitungen in übelster demago- 7 
sischer Form in einer wahren Kam- 
pagne das reaktionäre Vorgehen des 
Betriebsrats ergänzte, ließen sich 
‚die Kollegen nicht verwirren, son- 
‚dern entschieden sich für eine klas- 
senkämpforische Jugendvertretung. 


Die DKP/SDAJ behaupteng ia. 
daß die Kollegen es hier mit Leuten 
zu tun hätten, die beim ständigen 
Versuch, „den BR, VK-Leitung und 
Ortsrerwaltung der IGM als Hand« 
langer des Kapitals darzustellen, den. 


" DKP 


und würden gar empfeh- 
len, „gleich mit dem Gewehr in der 
Hand Verhandlungen mit dem Be- 
triebsrat zu führen“, (alles zitiert 
aus „Werft-Echo" bzw. „Rot-Stift", 
DKPISDAI) 


Forts.Rüstung 


rer Stelle des Bundeshaushaltes be- 

finden. Die tatsächliche Höhe des 

Rüstungshaushaltes wird aber stets 

bewußt verschwiegen, 

1972 waren 14.083,75 Mio. Mark 
(= 60% des Etats des Kriegsmini- 
sterlums) an Rüstungskosten in an- 
deren Etats des Bundeshaushaltes 
versteckt worden, 1973 sind es 
14.267,7 Mio. Mark (= 56%). 

Die realen Rüstungslasten 
beliefen sich 1972 auf 38.202,75 
Mio. Mark und betragen 1973: 
40 819,5 Mio. Mark. (siehe Tabelle) 

Über diese Kosten hinaus gibt 
die westdeutsche Bourgeoisie Geld 
aus für das, was sie demagogisch 
„innere Sicherheit“ nennt, was in 
Wirklichkeit aber Bürgerkriegsvorbe- 
reitungen sind (s. AK 33, 5. 13): 

— Für'das Bundeskriminalamt 1972 
115,205 Mio, Mark ünd für 1973 
119,605 Mio. Mark (Steigerung 
um 59%) 

— Für die Ausrüstung der Bereit- 
schaftspolizei 1972. 10,732 Mio. 
und für 1973 28.117 Mio. Mark 
(Steigerung um 163%), ohne 
Ausgaben der Bundesländer 

— Für.den Verfassungsschutz 1972 
48,104 und für 1973 64.204 


'arüberhinaus kommen Ausga- 
ben des Bundes für Kerntechnik, 
Straßenbau, Luftfahrt, Kernfor- 
schung, Weltraumforschung, tech- 
nologische Forschung und Entwik- 
lung auch militärischen Zwecken 
zugute. 

2.B. sind schätzungsweise eine 
halbe Milliarde Mark für militä 
schen Straßen- und Wasserbau im 
Titel 3.10(,Straßenbau”) des Bun- 
deshaushaltes ‚untergebracht wor- 
den. Im Etat für Forschung und 
Technologie befinden sich fünf 
Posten, in Höhe von insgesamt 
3124,07 Mio. Mark, die militäri- 
schen Zielen ebenso dienen wie 
zivilen. Dabei beträgt der gesamte 
Etat 30(„‚Forschung und Techno- 
logie”) des Bundeshaushaltes 1975 
selbst nur 3.137,1 Mio. Mark. 

Zu den Kosten für zukünftige 
Kriege kann man mit gutem Grund 
auch die Folgekosten des II.Welt « 
krieges (z.B. Kricgsopfer-Renten) 
hinzurechnen, die für 1973 eine 
Höhe von 8.974,0 Mio. Mark er- 
reicht haben. (In anderen westeu- 
ropdischen Staaten, z.B. Holland, 
werden diese Folgekosten offiziell 
dem Verteidigungshaushalt zugerech- 
net), 

So erreichten die westdeutschen 
| Ristunsskosten zusammen mit den 
Rüstungskosten zusammen mit den 
Kriegsfolgelasten des Il. Weltkrieges 
1973 eine Höhe von 49.793,5 Mio. 
Mark, Mit den Ausgaben für „Inne- 
te Sicherheit” zusammen machen 
diese Ausgaben einen Anteil von 
ca. 50% des Gesamthaushaltes des 
Bundes aus. 

Diese Rechnung erhebt aller- 
dings keinen Anspruch auf Vollstän- 


steckte direkte oder indirek- 


Der DKP-Führer Müller-Golden- 
tedt, der bis zu den Wahlen noch in 
der Jugendvertretung war, und per- 
sönlich für einen Hauptteil dieser 
Diffamierungen verantwortlich 
zeichnet und dies auch aufder letz- 
ten Jugendversammlung unumwun- 
den zugab, bekam von den Kollegen 
die entsprechende Antwort präsen- 
iert und flog mit erheblichem Ab- 
stand zu den fünf gewählten linken 
Kollegen aus der Jugendvertretung 
raus. 

Es ist zu erwarten, daß die Kapi- 
talisten, sowie die Gewerkschafts- 
führer und der reaktionkre Be 
rat mit allen Mitteln versuchen we 
den, die Arbeit der neuen Jugend- 
vertretung zu verhindern und zu sa- 
botieren. Das kann, wie die Erfah- 
rungen in anderen Betrieben zei- 
en, von Nichtbehandlung und Ver- 
schleppung von Anträgen und Ver. 
handlungen bis zu Ausschlüssen aus 
der Gewerkschaft und Rausschmis- 
son aus dem Betrieb reichen. 

$ich hierauf einzustellen und die 
entsprechenden Vorkehrungen zu 
ireffen und nicht nachzulassen im 
Kampf für bessere Arbeitsbedingun 
ren, gegen die Kapitalisten, werden 
die entscheidenden Aufgaben der 
HDW-Lehrlinge und Ihrer Jugend- 


135 "Verteidigungslasten" mit Kosten für Sta- 


tonierungsstreitkräfte in der BRD 
5 "Auswärtiges Amı 


wie Phantom F-4F' u, 


ragten. 


schutz 


[Berlin Hilfe 
1972 im Weißbuch als Rüstungskosten 


Kosten für die 
Nato-Verteidigungs- und Ausrüstungshilfe 


"Allgemeine Finanzverwaltung’ mit Kosten 
DE Bee Nee pespmanteh 
jundestag’ mit Kosten für den Wehrbeauf- 


[06 'Inneres‘ mit Kosten für den Bundesgrenz- 


[bekanntgegeben — 1973 von uns errechnet — 


2822,81 


798,54 


2,00 


506,50 
4.530,50 


32.688,20 36.024,49] 


[Weitere versteckte Rüstungsausgaben im 
|Bundeshaushalt: 


[60 "Allgemeine Finanzverwaltung’ mit 
- zusätzlichen Kosten 

von US-Truppen in 

I- von britischen Truppen 


RD 
|- Beitragsleistungen für militärische 
Nato-Anlagen auf Malta 

I Kriegsfolgelasten 

136 ‚Zivitverteitigung® 


4 "Bundeskanzieramt'mit Kosten für 
Militärpropaganda 


F- "Devisenausgleich mit der USA 1) 
F Eventualhaushalt 72 für zusätzliche 


die Stationierung 


38.202,75 40.819,50 


LS 8.974,00. 


lAnmerkung 1) 
|Devisenausgleichs wird noch verhandelt. 


49.79: 


|Für 1973 ist der Betrag von4 Mrd, noch vorläufig. Über die genaue Höhe des 


te Militärausgaben im Bundeshaus- 
halt vorhanden. 

Wir schen, noch nie mußte die 
westdeutsche Arbeiterklasse soviel 
Geld für die Rüstung aufbringen. 
Die BRD steht mit den Rüstungs- 
lasten, was die absolute Summe 
angeht (aber auch im prozentualen 
Anteil am Staatshaushalt) mit Ab- 


vertretung sein müssen. Dabei 
kommt es vor allem darauf an, 
den Kampf der Lehrlinge an der 
Seite der Arbeiter zu entwickeln 
Wie sich der Kampf der HDW- 
Lehrlinge entwickelt hat, wie die 
kapitalistische Ausbildung bei HDW 
aussieht und woran vor allem die 
politische Auseinandersetzung unter 


mer von „Sicherheit, Entspannung 


bedeutet für sie das Vorantreiben 
‚der Aufrüstung in der BRD, um bei 
‚gegebener Gelegenheit ihre politi- 
schen Ziele auch militärisch durch - 
setzen zu können. L 


den Lehrlingen entbrannt Ist, wird 
in der nächsten Ausgabe des AR- 
BEITERKAMPF zu lesen sein, Der 
schon für diese Ausgabe vorliegende 
Artikel kann aus Platzgründen nicht 


bschluß ist ein „Jahrhunderter- 


[Eugen Loderer, Vorsitzender der IG Metall). Gemeint ist der Ab- 


‚gebni 

schluß eines Teils des Manteltarifs im Tarifgebiet Nordbaden/Nordwürt- 
temberg Ende Oktober. Sein Stellvertreter Hans Mayr gar kam auf einer 
kleinen Funktionärsversammlung am 30.10. in Hamburg ins Schwärmen; 
„Die 1G-Metall hat einen Dammbruch erzielt ... wir haben in Nordbaden 
ein Riesenloch in eine Mauer dei Widerstands gestoßen ... Eine breite Stra- 
ße, auf der andere Tarifgebiete nachstoßen können * und schließlich gar 
„Einen Erfolg mit Auswirkungen auf die internationale Arbeiterbewegung.“ 

Was hat es tatsächlich mit diesem „Jahrhundertergebnis" auf sich? 


jür den Streik zur Unterstüt- 
zung der gewerkschaftlichen 
Forderungen hatten in einer 
Ürabstimmung am 10. Oktober 89% 

‚der IGM-organisierten Arbeiter und 

Angestellten gestimmt (vergleiche 

hierzu ARBEITERKAMPF 34, „Kla- 

res Votum für Streik“). Dieses ein- 
deutige Ergebnis kam zustande, ob- 
wohl in der Vergangenheit Regelun- 

‚gen aus Mantel- oder Lohnrahmen- 

rifverträgen zumeist ohne Beteili- 

gung der Arbeiter abliefen und die 

Metaller in Nordbaden/Nordwürt- 

temberg am Aufstellen dieser Forde- 

nungen nicht beteiligt waren. Es ver- 
deutlicht, daß der notwendige 

Kampf um die Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen eine breite Ba- 

sis unter den Arbeitern hat, was 

nicht zuletzt in Forderungen bei 
spontanen Streiks dieses Jahr zum 

‚Ausdruck kam. 

Trotz großer Sprüche über „Jahr- 
hundertereignis“, „großem Durch- 
bruch“ etc., stimmten in der Urab- 
stimmung über das Verhandlungser- 
gebnis am 24,10. die Arbeiter dem 
Ergebnis nicht vorbehaltlos zu: 

Gegenüber der ersten Urabstim- 
mung (Beteiligung fast 96%) nah- 
men diesmal fast 10% weniger ab- 
stimmungsberechtigte teil: 71,4% 
stimmten mit Ja, 14,8% mit Nein. 

Prüfen wir den Abschluß und 
vergleichen ihn mit den hochgesto- 
‚chenen Jubelklängen der Gewerk- 
schaftsführer: 

‚Tatsächlich gab es Verbesserun- 
gen, die nicht zu unterschätzen 
sind: 

@ Akkord-, Fließband- und Prä- 
mienarbeiter erhalten in Zu- 
kunft fünf Minuten „Erhol- 
zeit“ in derStunde (Ausgangs- 
forderung sechs Minuten/ 
Schlichtung fünf Minuten), 
die neben einer drei-minütigen 
„Bedürfniszeit“ gilt. 


trag abgeschlossen, die uns im ein- 
zeinen nicht bekannt sind (die auf- 
geführten Ergebnisse stammen aus 
‚dem Lohnrahmen I1). Erst der Ab- 
schluß des Manteltarifs und der 
Verzicht der IG-Metall auf Ände- 
rung des Leistungszulagenvertra- 
ges (der trotz Kündigungsmöglich- 
keit um zwei Jahre verlängert 
ist), haben laut Vorsitzenden von 
Gesamtmetall Baden/Württemberg 
Schleyer, „zum Erreichen der Kom- 
promißlösung beigetragen” („Han- 
delsblatt” vom 23.10.). 


IGM-Führung: 
Ja zum kapitalistischen 
Leistungsprinzip 


Ein Jahrhundertergebnis? Nun, 
am vorher dargelegten wird schon 
deutlich, daß das mehr als über- 
trieben ist und daß hier zwar wich- 
tige Verbesserungen erreicht wur- 
den, aber auf Kosten von Zuge- 
ständnissen durch die Gewerk- 
schaftsführer auf anderen ebenfalls 
wichtigen Gebieten. 

Noch entscheidender ist. aller- 
dings die Tatsache, daß der Ab- 
schluß vorübergehend gerade für 
‚Akkord- und Bandarbeiter Verbes- 
serungen bringen wird, daß er aber 
nicht, wie es von den sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaftsführern 
vorgegaukelt wird, eine neue „Le- 
bensqualität“ darstellt, sondern 
auch in diesem Rahmen den Kapita- 
sten Möglichkeiten bleiben, die 
Akkord- und Arbeitshetze, etwa 
durch Änderung der Vorgabezeiten, 
zu steigern und daß hiergegen auch 
weiterhin ein ständiger Kampf der 
Arbeiter geführt werden muß. 

Denn der Abschluß hat nicht 
etwa eine Änderung der Lage der 
Arbeiter als Lohnabhängige und 


"Nach dem Streik in Nordhaden/Nordwürttemberg: 


[} 
Kein »Jahrhundertergebnis « 


Die Gewerkschaftsführer Jubilieren: dieser 


ist verpflichtet, den beiden Arbei- 
tern pro Monat durchschnittlich 
125% Akkord zu zahlen. Das heißt 
nun aber nicht, das jeder der beiden 
auch wirklich 125% bezahlt be- 
kommt,. sondern der eine kann 
150% bekommen, der andere 100% 
(140/110 usw.). Der Durchschnitt 
legt dann aber immer bei 175%. 


Mit Genugtuung stellten die Ko 
pitalisten nach dem Abschluß dazu’ 
fest: 

„Er (gemeint ist der Kompro- 
miß bei der Akkordabsicherung) 
ußt aber den Betrieben eine Band- 
breite, die sehr wohl eine leistungs- 
orientierte (!), vielleicht sogar lel- 
stungsgerechte (!) Entlohnung er- 
möglicht. Damit widerspricht der 
‚Kompromiß nicht dem Leistungs“ 
Koron 

(Schleyer 
vom 23.10.73) 2 

Der Schwindel vom ‚gerechten 
Lohn‘, der angeblich bei der An- 
wendung des ‚Leistungsprinzips‘ or- 
mittelbar ist und auch tatsächlich 
gezahlt werden soll, ist auch eine 
programmatische These der IG-Me- 
talkFührer. In einem Grundsatzar- 
tikel (der offenbar zur ideologischen 
Vorbereitung des Arbeitskampfes in 
Nordbaden gedacht war) wird er- 
klärt: 

„Die Gewerkschaften sagen also 
a zum Leistungsprinzip (!) und da- 
mit zur ergebnisbezogenen (!} Ent- 
lohnung.” („Der Gewerkschafter“, 
973) 

Die Gewerkschaftsführer sagen 
Ja‘ zur kapitalistischen Rationali- 


im „Handelsblatt“, 


Der Witz des Jahres 


sierung, zur Verschärfung der Aus 
beutung: „Die Gewerkschaften sind 
außerdem für eine wachsende KIA". 
bigkein(!) menschlicher Arbeit. 
Die Arbeiter müssen eine „entspre- 
‚chende Mehrleistung (!} erbringen“, 
weil die ‚sozial und schicksalsbe- 
dingt Arbeitsunfähigen' „einen An- 
spruch auf ein menschenwärdiges 


‚Dasein (haben) “ „(„Der Gewerk- 


safe a) 

i Nicht der Kapitalist 
eignet sich in Form des Mehrwerts 
(Profit) die ‚Mehrleistung‘ des Ar- 
beiters an, und zahlt diesem den 
Lohn, der zur Wiederherstellung der 
der Arbeitskraft notwendig ist, son- 
dern das Geld aus der ‚Mehrlei- 
stung' fließt sozusagen in einen gro- 
eh Topf, aus dem jeder Bedürftige 
Vöffeln darf. 

Mit dieser geradezu kriminellen, 
den tatichlichen Verhältnissen im 
Kapitalismus hohnsprechenden .Be- 
ee and schlicht geleugnet, 
daß es in der BRD überhaupt noch 
Ausbeutung gibt — allenfalls werden. 

gegen unschöne ‚Aus 
wüchse‘ der ‚Leistungsgesellschaft“ 
erhoben. Und mit geschlossenen 
Augen werden fromme* Wünsche 
‚nach wesentlichen Veränderungen 
auf dem Boden der bestehenden 
kapitalistischen Ordnung formu- 
bert: „Die Arbeit muß ausführbar 
1? erträglich (!) und zumutbar (!) 
sein, und sie muß ein subjektives 
Wohlbefinden beim Arbeitnehmer 
(111) auslösen. * (ebenda) 

Es wird zwär lakonisch festge- 
stellt: „Das sind alte Forderungen“, 


aber w I eine derartige Organisa- 
tion der Arbeit unter der Herrschaft , 


‚Schwierigkeiten mit 
den Streikwilligen 


Der Bezirksleiter der IG-Metall 
Nordbaden/Nordwürttemberg, ‚Franz 
'Steinkühler ist sich darüber Im Kia» 
ren, daß der Schwerpunktstreik die 
‚schwierigste Kamp/form ist „. Nicht 
die „Arbeitswilligen", die für uns 
Immer Streikbrecher bleiben wer - 
den, sind ein Problem für uns, son- 
dern die vielen Streikwällgen (!H!),“ 
denen es schwerfällt, an den Strei 
posten vorbei zur Arbeit zu gehen.“ 
(„Metall“, vom 22. „Oktober 73) 
In der Tat fanden die IG-Metall- 
Strategen bis heute keine plausible 


Erklärung zur nachträglichen Recht: 
fertigung ihrer eigenmächtigen Tak- 
ük, nach der nur 20% der organk 


serten und nur 14% aller Metaller 
des Bezirks am Arbeitskampf betei- 
ligt wurden, 

Einzige wirkliche Begründung für 
die „Schwerpunkt-Taktik“ bleibt 
der Versuch der Gewerkschaftsfüh- 
rer, die Arbeiter zum Luftablassen 
zu bringen uhd gleichzeitig den Ka- 
pitalisten nicht allzuviel zu scha- 
den. 


„Wasallein zählt, ist der Erfolg“, 
hieß es in der schon erwähnten Aus- 
gabe von „Metall“. Der Meinung 
waren ohne Frage auch die Metall- 
arbeiter, die für Streik gestimm® 
hatten, weil sie nur darin ei 
Chance zur Durchsetzung der For- 
derungen sahen. } 

Es geht klar zu Lasten der IG 
Metal-Führung, wenn von dem oh- 
mehin in der Schlichtung schon 


ler ignoriert und mit ihrer Taktik 
der Schwerpunktstreiks‘ die Kampf- 
kraft weiter geschwächt hat. M 


Metall Komitee KB/Gruppe " 
Hamburg 


Der Vertrag ist bis zum 30.10. 
Zum Streik der Metaller in Nordbaden/ 
Nordwürttemberg; 
Kein "Jahrhundertergebnis" 


Argentinien: Priedliche Revolution ? 


TE A | | Il] I! Il INININNINNNUNNNNNNNNNNNNNAUNINNNNUNNNUNNNNNNNMNNNEE 
tie Vorher“ 
el NN 
$$ Jahren (50 Jahre/55 Jahre). u irren war, Inhalt In 
© Einschränkung der Kündk ie Auseinandersetzungen um Inmmellenadee 
ungögchkeit (mu noch |, Fres der Akkordabscherung | EEE si in Wendetschund Inaet: Kommunisten vor Gert, übenet 
Arbeiter Wbe 53 bei drehe. Dis: Kapktalisten jammerten. in Saarbergleute mußten aufgeben, Analyse des Ver- te’Rede eines israelischen Kommunisten 
Betriebszugel bekannter Manier, eine individuelle Naufs und Zusammenbruchs des Bergarbeiter- vor seiner politischen Aburteilung 
ger Betribezugehörigkeit. (50 | A nucherung des Akkondiokain sen Streiks im Saarland : Freiheit für Marius Schatner! Eine Erkld- 
. en! AREHREn BEN HRLG Koaime a par 1G Metal-Jugend Hamburg solidarisch, Solidaritäts- ung israelischer Kommunisten 
bei Betriebsunfällen bis zur | keinen Fall in Frage. Ihnen geht es z adresse der Hamburger Vollversammlung des Stellungnahme der Leitung des KB zum 
Dal Betribsunfälen Dia ZU | darum, die Arbeiteistung des soge- Ortsugend-Ausschuß IGM an die 14.000. israelch - arabischen Krieg (vom 8.10.73 1 
er a streikenden Saar-Bergarbeiter 7 Thailand: Massenkampf veriagt Militär-Diktatoren 
ae) ee ee Wieder spontane Streiks derMetallr, (Hanomag. Namibia: Westdeutscher Imperialismus 
“ in „An- Henschel in Kassel, Bremen und Hamburg, — pnyu rn, anlbia f 
a ee Neunkirchner Eisenwerke in Saarbrücken England: Ausländische Arbeiter In Großbritannien. 1 
261978 en Selannesmennhüttenwerke mDußbum) 8. Chi; Zur Situation des Widerstandes in Chile: 
aid ekaichti Fe Zum AkzoStreik - Von d Langdauernder revolutionärer Krieg ı 
a lernen: ArbeiterSolld Erklärung der „KP“ Chiles nach dem Putsch 21 
a: Kordlohna ehe sine wichlge Sulıze ge en Ein Brief aus Chile TE a 
des _ kapitalistischen Lohnsystems, = ae 5 


29 Westdeutsche Linke 
‚Chile und die Qual des Jubel-Ökonomismus, zur 
Chile-Kampagne des KBW (NRF) 
„He lücht”, KBW erfindet Linksrutsch in Israel 
Zum Sülter-„Streik“ des KBW (Leserbrief und 
Kommentar) 
4 Das letzte vom KBW: Völlig auf den Hund ge- 
kommen 
DKP-Schläger! Notizen zur Chile-Kampagne des 
KB in Hamburg 


Gewerkschaften 
Arbeiterjugend 
HDW-Hamburg: Ein Wahlsieg der klassenbewuß- Probleme des Marx imus-Leninimus 
ten Linken bei den JugendvertreierWahlen 27 Zur Außenpolitik der VR China, Teil 2 
Kapitalistische Energiepolitik 
Krise im Steinkohlenbergbau — für wen? Eine Bürgerliche Militar-Poliuik 
ausführliche Analyse der westdeutschen te Buchführung, die Rüstus 
PK okledkrr" und hier worhindkenn: 7 7 ORBRD ST ENTE 
Auswirkungen für Kapltalisten und Arbei 
ter. Dritter Teil: Die Kommunistenjagd 9 Kapitalistische Stadt-Sanierung 


Gewerkschaft HBV-Hamburg: Der Kampf um die 
Mitglieder-Versammlung, Hamburger An- 
gestellte verteidigen ihre demokratischen 
Rechte in ihrer Gewerkschaft gegen die 
HBV-Führer 

Zur „Reverse"-Politik der Gewerkschaftsführer: 
Ausschlußverfahren gegen eine Vertrau- 

e nsfrau der IG Metall bei MaK, Kiel 


Den Arbeitern war es Ernst mit ihrem Streik — aber nur wenige wurden 


einbezogen. 
76 (1) festgelegt, während für die | beizubehalten. 
„Akkordabsicherung“ gar eine Lauf- Diese Möglichkeit schen sie durch 


eine individuelle Mindestverdienst- 
sicherung eingeschränkt (allerdings 
keineswegs aufgehoben 

So steht denn im neuen Lohn- 
rahmen II such ausdrücklich: Ak- 


‚kordlohnabsicherung im_Betriebs- 
nm! ct das konkret? Noh- 


men wir ein einfaches I: Kin 
Betrieb mit zwei Akkordarheitern 


zeit bis 1979 (1) vereinbart ist. 
"Die Forderung nach Verbot von: 


'Arbeltstakten unter 1,5 Mi Redaktionelle Berichtigung zum Ersten Teil 


des Artikels 10. 
Ideologien 
Zionismus in der BRD, westdeutsche Zionisten 
beherrschen die Berichterstattung in der 
rechtrbürgerlichen und sozialdemokrali 


Hamburg: Kampitalistische „Sanierung“ in O1 


Schulpoliik 
Gibt die Schulbehörde nach, Hamburger Bltern 
‚kämpfen gegen Lehrer-Mangel 


ishende Taktzeiten nicht zu vol 
kürzen. Nebenbei” haben Kapi- 
talisten und Gewerkschaftsführer 
‚dazu auch noch schnell Regelungen 
aus dem gesamten Manteltarifver- 


‚schen Presse 1 ıktionelle Anmerkui 
NETT EL 


